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			Unsere Demokratie wird von außen und innen erschüttert: Der Weckruf des Altbundespräsidenten

			Der russische Überfall auf die Ukraine bedroht unsere liberale Demokratie in einem Moment, in dem sie zugleich auch von innen unter Druck steht. Wie ist es dazu gekommen? Der ehemalige Bundespräsident Joachim Gauck geht gemeinsam mit seiner Co-Autorin Helga Hirsch der Frage nach, weshalb das Vertrauen vieler Bürgerinnen und Bürger in unsere liberale Demokratie erschüttert ist. Was bedroht unsere Demokratie von innen heraus? Welche Rolle spielen autoritäre und libertäre Dispositionen in Krisenzeiten? Wie viel Einwanderung verträgt eine Demokratie?

			Zugleich lotet er aus, warum wir heute vor den Scherben einer Ostpolitik stehen, die im Verhältnis zu Russland allzu lange nur auf die Prinzipien »Frieden vor Freiheit« und »Wandel durch Handel« gesetzt hat. Sehr eindrücklich und zum Teil auf persönliche Weise zeigt Joachim Gauck, wie in den letzten Jahren so manche Gewissheit über die Stabilität unserer Demokratie verloren ging – und wie es uns gelingen kann, auch in Zukunft unsere Freiheiten zu verteidigen und tatsächlich eine wehrhafte Demokratie zu werden.

			Joachim Gauck, geboren 1940 in Rostock, arbeitete dort bis 1989 als Pastor. Er war Mitinitiator des kirchlichen und öffentlichen Widerstandes gegen die SED-Diktatur, politisch aktiv als Sprecher des Neuen Forums in seiner Heimatstadt und sodann als Abgeordneter der ersten freien Volkskammer. Von 1990 bis 2000 war er Bundesbeauftragter für die Stasiunterlagen, von 2012 bis 2017 elfter Bundespräsident der Bundesrepublik Deutschland. Er erhielt zahlreiche Ehrungen und Auszeichnungen, u. a. den Hannah-Arendt-Preis, den Geschwister-Scholl-Preis, den Europäischen Menschenrechtspreis und den Ludwig-Börne-Preis. Seine Autobiographie »Winter im Sommer – Frühling im Herbst« erschien 2009 im Siedler Verlag.

			Helga Hirsch, geboren 1948, freiberufliche Publizistin, war unter anderem Korrespondentin der Wochenzeitung DIE ZEIT in Warschau. Für ihre Arbeit erhielt Helga Hirsch mehrere Auszeichnungen, etwa den deutsch-polnischen Journalistenpreis. Sie veröffentlichte zahlreiche Bücher, darunter »Gehen oder bleiben? Eine Geschichte der Juden in Schlesien und Pommern 1945–1957« (2011) und »Endlich wieder leben. Die fünfziger Jahre im Rückblick von Frauen« (Siedler 2012). In Zusammenarbeit mit Joachim Gauck entstand dessen Autobiographie »Winter im Sommer – Frühling im Herbst«.
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			Ein paar Worte zur Einleitung

			Dreimal stand sie mir vor Augen, auf je eigene Weise, unsere Demokratie.

			Dreimal auch gab es eine je eigene Beziehung zu ihr:

			Als ich jung war und in der Diktatur lebte, war sie das ferne, leuchtende Sehnsuchtsziel.

			Als ich die Mitte meines Lebens überschritten hatte, eine friedliche Revolution erlebt und mitgestaltet hatte, da war sie der endlich erreichte Ankunftsort – festgegründet und sicher, gut, dort zu wohnen.

			Nun, am Abend meines Lebens, hat sich meine Sicht auf sie noch einmal verändert. Wovon ich einst träumte und was mich danach beheimatete, ist nicht die ewig festgefügte Ordnung, das unumstößlich Gute, wo die Gerechten in stabiler Sicherheit leben. Speziell das Gefühl der Sicherheit hat sich reduziert. Die Demokratie zeigt jetzt deutlich ihre Schwächen. Sie erscheint mir manchmal wie ein Gelände, in dem die Bürger zu lange sorglos in den Tag lebten und dabei ignorierten, dass ihnen von außen und innen Gefahren drohten.

			Ebendarum soll es in diesem Buch gehen – um die doppelte Bedrohung, der unsere liberale Demokratie ausgesetzt ist: um die Bedrohung von außen seitens des imperialen russischen Nachbarn, der das völkerrechtliche Gewaltverbot missachtet, und um die Bedrohung von innen seitens autoritärer, populistischer Kräfte, die den Pluralismus und die Rechtsstaatlichkeit infrage stellen. Offensichtlich bedurfte es erst tiefgreifender Erschütterungen, damit wir uns diesen Gefahren stellten, die beide letztlich demselben Motiv entspringen: einer Ablehnung der Moderne, einer Gegnerschaft zur liberalen Demokratie.

			Inzwischen haben viele erkannt, dass dringender Handlungsbedarf besteht. Nur wenn wir die Außenmauern festigen, die Risse im Fundament ausbessern und die Demokratie den neuen Gegebenheiten anpassen, kann sie zukunftsfest werden. Doch um aus den Versäumnissen und Fehlern zu lernen, ist es erforderlich, sich einigen unbequemen Fragen zu stellen: Warum haben wir die Verletzung des völkerrechtlichen Gewaltverbots durch Russland und die territoriale Unterwerfung eines demokratischen Staates in Europa nicht kommen sehen? Warum haben wir zu lange und zu naiv allein auf Diplomatie und »Wandel durch Handel« gesetzt? Und wäre unsere Gesellschaft überhaupt bereit, die liberale Demokratie notfalls mit Entschlossenheit zu verteidigen?

			Entsprechend selbstkritisch gilt es den Zustand unserer Demokratie im Innern zu betrachten: Sind wir uns ausreichend bewusst, wie schnell etwa demokratische Institutionen – ganz legal – um ihre Unabhängigkeit gebracht und für illiberale Ziele missbraucht werden können? Warum kommt es zu Polarisierung und Radikalisierung? Haben die liberalen Kräfte genügend Widerstandskraft, um den Illiberalen den Wind aus den Segeln zu nehmen? Wissen wir Bürger überhaupt zu schätzen, was uns Freiheit und Wohlstand sichert?

			Dieses Buch ist kein Lehrbuch und hat nicht den Anspruch, solche großen politischen Problemfelder zu analysieren wie den Klimawandel, die Verteidigungsfähigkeit oder die Digitalisierung. Es ist vielmehr die Selbstvergewisserung eines Bürgers, der in diesen sich rasant verändernden Zeiten nach den Ursachen aktueller Erschütterungen sucht und sich fragt: Warum haben so viele Menschen nur ein geringes politisches Selbstvertrauen und ein schwaches Bewusstsein von der Kraft unserer Werte? Betrachten zu viele den Westen gar als ein Auslaufmodell? Scheitert er eventuell an sich selbst? Insofern fragt dieses Buch nach den Denkweisen, die die letzten Regierungen zu fehlerhaften Entscheidungen geführt haben und von der Mehrheit der Gesellschaft getragen wurden. Und es schildert dabei auch meinen eigenen Lernprozess.

			Nicht zuletzt soll dabei deutlich werden: Wenn sich die Welt um uns herum verändert, muss sich die Demokratie mit ihr verändern. Wenn unser demokratisches und liberales Land von außen bedroht wird, muss es sich entschiedener wehrhaft machen. Wirklicher Frieden ist nur in Freiheit zu sichern. Wenn unser Land von innen angegriffen wird, muss es resistent werden gegen illiberale, fundamentalistische und populistische Kräfte aller Art. Die gegenwärtigen Erschütterungen und Veränderungen können unsere Demokratie am Ende nur dann wirklich bedrohen, wenn wir, die Bürgerinnen und Bürger, allein mit Angst oder Ignoranz reagieren. Wenn wir uns der Wahrnehmung der Wirklichkeit entziehen und es an ernst zu nehmender Bereitschaft fehlen lassen, das zu verteidigen, was unsere Väter und Mütter zusammen mit uns an Bewahrenswertem geschaffen haben.

			Es gibt keinen Stillstand. Nicht einmal für Menschen, die am Abend ihres Lebens stehen. Die Erfahrung eines langen Lebens ist allerdings auch ein Gut, das mich zu sagen berechtigt: Ich weiß, wie viel Kraft dem Menschen innewohnt, wie viel er zu gestalten und wie er tatsächlich Dinge zum Guten zu wenden vermag.

			P. S.

			Noch ein paar Worte zu einigen Schreibweisen. Ich habe mich entschieden, in diesem Buch für ukrainische Städte und Flüsse die ukrainischen Namen zu benutzen. Bei den bisher üblichen Kennzeichnungen handelte es sich in der Regel um Transkriptionen aus der russischen Sprache. Doch wenn wir lernen wollen, die Geschichte der Ukraine aus der russischen Dominanz herauszulösen, dann hat dies auch bei den Namen zu geschehen. Deswegen rede ich von Kyjiw, von Charkiw und vom Dnipro.

			Im Übrigen gelten eingeführte deutsche Schreibweisen weiter – für Galizien, für Wolhynien, und Lwiw darf auch Lemberg heißen.

		

	
		
			Teil I

		

	
		
			Die Zeitenwende kam schon 2014

			Der 1. September 2014 war ein kühler und windiger Tag, die Sonne drang nur spärlich durch einen grauen, wolkenverhangenen Himmel. Anlässlich des 75. Jahrestages des Überfalls der Wehrmacht auf Polen fand auf der Westerplatte, einer Halbinsel direkt vor der Hafenstadt Danzig, Polens zentrale Gedenkfeier statt; der polnische Staatspräsident hatte den deutschen Bundespräsidenten eingeladen. Eine bewegende Einladung war das. Ein deutsches Staatsoberhaupt, im Krieg geboren, Sohn eines Mannes, der im besetzten Polen nur wenige Kilometer entfernt als Marineoffizier eingesetzt war, sollte an diesem für die polnische Nation so wichtigen Gedenktag sprechen. Die Schüsse des Schlachtschiffes Schleswig-Holstein auf ein Munitionslager der polnischen Armee auf der Westerplatte am 1. September 1939 um 4.47 Uhr gelten als Beginn des Zweiten Weltkriegs.

			Sieben Tage lang hielten die polnischen Verteidiger damals mehreren Großangriffen, heftigem Artilleriebeschuss und zwei Luftangriffen der deutschen Übermacht stand. Ihre Kampfbereitschaft nötigte sogar den deutschen Militärs Respekt ab. Als die polnischen Soldaten schließlich kapitulierten, salutierten deutsche Offiziere vor ihnen; der polnische Kommandant durfte seinen Offizierssäbel mit in die Gefangenschaft nehmen.

			Die Westerplatte ist für Polen mehr als ein historischer Ort; sie ist auch ein Symbol für Widerstand und Opferbereitschaft geworden. Die Westerplatte, so erklärte Papst Johannes Paul II. auf einer Großversammlung von Jugendlichen 1987 im noch kommunistischen Polen, sei »eine Pflicht, eine Verpflichtung, vor der man sich nicht drücken kann. Man kann nicht ›desertieren‹. Schließlich gilt es eine gewisse Ordnung von Wahrheiten und Werten aufrechtzuerhalten und zu verteidigen, in sich und in seiner Umgebung – so wie auf der Westerplatte.«[1]

			Den Anlass für die Gedenkfeier 2014 lieferte zwar die Geschichte. Doch die Sorge galt der Gegenwart. Knapp 2000 Kilometer entfernt, im ukrainischen Donbas, herrschte seit einigen Monaten Krieg. Nach der Krim-Annexion mithilfe seiner »grünen Männchen« hatte der Kreml den Konflikt in die Region von Donezk und Luhansk ausgeweitet, prorussische Separatisten bewaffnet und die Einheit des ukrainischen Staates zerstört. Täglich kamen Menschen ums Leben, Soldaten und Zivilisten. Der Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen berichtete von Freiheitsberaubungen, Entführungen, Folterungen und Exekutionen, selbst OSZE-Beobachter wurden verhaftet. Mitte Juli war eine malaysische Passagiermaschine über dem umkämpften Territorium abgeschossen worden. Alle 298 Menschen an Bord kamen ums Leben. Wie wir später erfuhren, war die Maschine von einer Buk-Rakete aus den Beständen der russischen Armee getroffen worden. Moskau jedoch bestritt jede Verwicklung – es sei »nicht Teil des Konflikts« –, obwohl es die besetzten Gebiete erkennbar steuerte. Die der Ukraine in der Charta von Paris 1990 allgemein und im Budapester Memorandum von 1994 speziell zugesicherte Unverletzlichkeit ihrer Grenzen hatte keinen Bestand mehr. Es war eine für Europa schockierende Erfahrung. Pacta sunt servanda galt offenkundig nicht mehr. Russland demonstrierte unverhohlen seine neoimperialen Pläne.

			»Weil wir am Recht festhalten, weil wir es stärken und nicht dulden, dass es durch das Recht des Stärkeren ersetzt wird, stellen wir uns jenen entgegen, die internationales Recht brechen, fremdes Territorium annektieren und Abspaltung in fremden Ländern militärisch unterstützen«, sagte ich daher in meiner Rede auf der windigen Halbinsel. Und fügte hinzu: »Die Geschichte lehrt uns, dass territoriale Zugeständnisse den Appetit von Aggressoren oft nur vergrößern.«[2]

			Die Reaktionen auf die Rede in Deutschland und Polen hätten unterschiedlicher nicht sein können. Zwar begrüßten in Deutschland einige Kommentatoren, dass die aggressive Politik Russlands verurteilt worden sei. »Wann hat ein Bundespräsident je so offen gesprochen? Wann waren sich Deutschland und Polen so einig in der Beurteilung Russlands?«[3] Der Westen dürfe nicht mehr jeden Regelbruch hinnehmen und nicht mehr länger zurückweichen, wenn Putin weiter ausprobiere, wie weit er zu weit gehen könne.[4] Bei linken und linksliberalen Publizisten und Historikern hingegen war von einem »präsidialen Fehlgriff ersten Ranges« die Rede, von einer »Eskalation der Worte«, sogar von einem »Säbelrasseln«. Die Rede sei einseitig: Müsste nicht auch Russlands Sicherheitsbedürfnis gegenüber der NATO berücksichtigt werden? Die Rede sei »unbesonnen«: Sei nicht gerade gegenüber Russland als einem Opfer deutscher Aggression mehr Bescheidenheit und Zurückhaltung angezeigt?[5] Der Gesprächsfaden mit Moskau dürfe nicht abreißen, Russland werde immer Deutschlands Nachbar bleiben. Und vor allem: Ein Bundespräsident habe ein Versöhner zu sein und die biblische Botschaft zu beherzigen, die die Völker lehre, ihre Schwerter zu Pflugscharen zu formen, sodass sie es verlernten, Krieg zu führen.[6]

			Dann gab es die andere, die polnische Seite. Am Tag der Gedenkfeier erschien in Polen ein Aufruf polnischer Intellektueller und Künstler. Der ehemalige Außenminister Władysław Bartoszewski, die spätere Literaturnobelpreisträgerin Olga Tokarczuk und andere dürften ausgedrückt haben, was wohl fast alle Polen dachten. Auch für sie galt, dass Russland immer der Nachbar ihres Landes bleiben würde. Doch sie zogen daraus völlig andere Schlüsse. Denn was Appeasement-Politik gebracht habe, hätten sie bitter erfahren. Engländer und Franzosen seien einst Hitler nicht in den Arm gefallen, als er sich das Sudetenland einverleibte, als er die Tschechoslowakei zerschlug, als er den »Anschluss« von Österreich erzwang und schließlich Polen überfiel. »Sie dachten, um den Preis des Sterbens der Stadt Danzig könnten sie ihr eigenes Leben retten.«[7] Aber sie hatten sich verrechnet. Hitler besetzte auch Paris und warf Bomben auf London.

			Nun, 2014, warnte die polnische Seite Deutschland: dass es sich nicht weiter abhängig machen dürfe von russischem Gas, dass es nicht erpressbar werden dürfe. »Wer heute Putin nicht ›No pasarán‹ entgegenruft, macht die Europäische Union lächerlich und willigt ein, dass die Weltordnung umgestürzt wird […]. Gestern Danzig, heute Donezk: Wir dürfen nicht zulassen, dass Europa auf viele Jahre mit einer offenen, blutenden Wunde lebt.«[8]

			Sie sahen es. Wir wollten es nicht sehen.

			Im Rückblick ist es überdeutlich. Die Zeitenwende trat bereits 2014 ein. Spätestens, jedenfalls für die, die sehen konnten. Ich selbst sah die Gefährlichkeit Russlands. Aber hätte mich damals jemand gefragt, ob ich mir vorstellen könne, dass Russland seine Aggression noch ausweitet, so hätte ich geantwortet: Eher nein.

		

	
		
			Die zwei Phasen der Entspannungspolitik

			Der ungehörte Weckruf

			Es gibt etwas, was für viele Menschen den 24. Februar 2022 mit dem 11. September 2001 verbindet. Viele dürften sich erinnern, wo sie sich befanden, als die von Islamisten gesteuerten Flugzeuge in das World Trade Center flogen; und fast jeder dürfte wissen, wo ihn die Nachricht vom russischen Einmarsch in die Ukraine erreichte. Beide Male brach eine Gegenwelt mörderischer Gewalt in den Alltag von Menschen ein, die Tausende das Leben kostete und bei Millionen Gefühle elementarer Bedrohung erzeugte. Sie fanden sich plötzlich in einer ganz anderen Lebenswelt wieder – erschreckt, verunsichert, verstört und vor allem: überrascht. Wir im Westen haben noch immer daran glauben wollen, dass die Welt nach dem Ende des Kalten Krieges berechenbarer, demokratischer, friedlicher würde. Die wenigsten haben den Islamisten einen solchen Anschlag wie auf das World Trade Center zugetraut; und die wenigsten dürften Putin für so »wahnsinnig« gehalten haben, dass er die ganze Ukraine angreift.

			Doch er tat, was den USA, den europäischen Gesellschaften und auch vielen Russen und Ukrainern nicht rational erschien. Er handelte nach einer anderen Logik und drängte auf bestürzende Weise auf eine Revision von Grenzen und geopolitischen Einflusszonen. Erst verleibte er sich gewaltsam die Krim ein und besetzte die Ostukraine; acht Jahre später startete er einen Generalangriff auf die Ukraine und suchte die ukrainische Nation auszulöschen.

			Im Jahr 2014 entwarfen die meisten Politiker und viele Intellektuelle in Deutschland und Europa noch eine geschönte Realität. Viele, die ansonsten jeden Verstoß der USA gegen das Völkerrecht brandmarkten, erwiesen sich gegenüber russischen Verstößen als äußerst nachsichtig und gutgläubig. Bekannte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens – von Alice Schwarzer bis Margot Käßmann, auch führende Sozialdemokraten wie Helmut Schmidt und Egon Bahr – spielten den russischen Überfall auf die Krim herunter und äußerten teilweise sogar Verständnis für Putin. Besonders engagiert zeigte sich Erhard Eppler, einst ein Schwergewicht in der Sozialdemokratie, Minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Mitglied der Grundwertekommission der SPD, ein Linker, jahrzehntelang engagiert im Kampf für den Frieden. Von jemandem wie ihm hätte man ein Gespür für imperiales Verhalten und zumindest ein gewisses Mitgefühl mit einer angegriffenen Nation erwarten können. Doch Eppler schlug sich auf die Seite des Aggressors. Er könne sich nicht vorstellen, so Eppler nur wenige Tage nach der Annexion der Krim, dass ein russischer Präsident geduldig zusehen werde, wie eine »eindeutig antirussische Regierung« die Ukraine in Richtung NATO zu führen versuche. Immerhin sei der Kern der Ukraine seit mehr als 300 Jahren Teil des russischen Zarenreiches. Und bei einem Beitritt der Ukraine zur NATO würde das westliche Verteidigungsbündnis »ins Herz Russlands« vorstoßen.[1]

			Natürlich hätten die Russen dabei mitgewirkt, dass sich die Krim der Russischen Föderation angeschlossen habe, gab Eppler zu. »Aber immerhin hat kein einziger Mensch dafür sterben müssen.« Im Übrigen sei die Weltgeschichte kein Amtsgericht. Was nütze es, auf das Völkerrecht zu verweisen, wenn sich die Betroffenen dadurch nicht gut aufgehoben fühlten? Eppler jedenfalls gab vor zu wissen, dass sich »die meisten Krimbewohner in Russland ganz wohl, vielleicht sogar zuhause« fühlten.[2] Dabei hatte die Mehrheit der Krimbewohner 1991 keineswegs für Russland optiert, sondern für die Unabhängigkeit der Ukraine gestimmt. Aber wer wusste das schon in Deutschland?

			Über den Gebieten zwischen Berlin und Moskau schien ein Grauschleier zu liegen, der das ukrainische Terrain noch stärker als das über Polen und dem Baltikum verhüllte. Es gebe viele Dinge, erklärte der für seine offenen Worte bekannte ukrainische Schriftsteller Juri Andruchowytsch nach der Krim-Annexion 2014, von denen die Deutschen kaum etwas wüssten, weil sie von Medien und Politikern nach ein und denselben Schemata und Schablonen informiert würden. Die Ukraine sei aber »mehr als ein Territorium für den Gastransit zwischen Russland und Europa. Sie ist ein Land mit einer eigenen, extrem schwierigen und tragischen Geschichte und einer neu gefundenen Identität. [...] In der Ukraine wird heute ein Re-Make des historischen Dramas aufgeführt, in dem Zentraleuropa als Territorium fungiert, wo die autokratischen Werte zum wiederholten Male einen Angriff gegen die liberalen starten.«[3]

			Ich gestehe, dass auch ich nicht viel von dem Land wusste, bevor sich Freiheitsbewegungen 2004 und 2014 auf dem Maidan gegen russischen Druck und eigene korrupte Regierungen zu wehren begannen. Bevor Dutzende von Demonstranten erschossen wurden und der korrupte, moskautreue ukrainische Staatspräsident Wiktor Janukowytsch nach Russland floh. Doch im Unterschied zu jenen, die noch nach der Annexion der Krim Verständnis für Putin äußerten, hielt ich es als deutscher Bundespräsident für angezeigter, nach Kyjiw zu reisen, um am 22. Februar 2015 zusammen mit dem polnischen Präsidenten Bronisław Komorowski, dem EU-Ratspräsidenten Donald Tusk und der litauischen Präsidentin Dalia Grybauskaitė an der Seite des damaligen ukrainischen Präsidenten Petro Poroschenko am »Marsch der Würde« teilzunehmen. Etwa 10 000 Menschen gedachten an jenem grauen Februartag der über hundert Demonstranten, die umgekommen waren, als sie ein Jahr zuvor auf dem Maidan, dem zentralen Platz der ukrainischen Hauptstadt, gegen eine Annäherung ihres Landes an Russland protestiert und eine proeuropäische Orientierung gefordert hatten. Und wir gedachten der mehr als 5000 Menschen, die bereits damals im Kampf gegen die moskautreuen Separatisten im Donbas umgekommen waren.

			Doch es mussten acht weitere Jahre vergehen, ein zweites Mal mussten russische Soldaten in die Ukraine eindringen, bevor sich auch in der westlichen Welt eine Sichtweise durchsetzte, wie sie Präsident Joe Biden dann in seiner Rede in Warschau am 26. März 2022 als »Kampf zwischen Demokratie und Autokratie« umriss, als Kampf zwischen Freiheit und Unterdrückung, zwischen einer regelbasierten Ordnung und einer Ordnung, die von der Macht des Stärkeren beherrscht wird.

			Und so sehen wir heute deutlich die Fehler einer Ostpolitik, die unbeirrt daran glauben wollte, dass die ganze Menschheit mit ihrer Friedenssehnsucht das alle Systemdifferenzen überwölbende Ziel eines allgemein akzeptierten Friedens anstreben würde. Dass Diplomatie imstande sei, die ganz ordinäre Machtpolitik zu zähmen, und dass Deutschland eine Vermittlerrolle zwischen »dem Westen« und Russland spielen könne. Wir untersagten uns, eine Welt zu denken, in der Putins Russland kein Partner und Verbündeter mehr sein würde, sondern ein Gegner, der seine Ziele sogar mit militärischer Gewalt durchsetzen könnte.

			Inzwischen allerdings versteht ein aufgeschrecktes und aufgewachtes Deutschland: Es ist nicht nur ein moralisches Gebot, sondern ein Gebot der politischen Vernunft, sich neu aufzustellen, politisch, militärisch und mental. Und wir haben zurückzuschauen, um das einst für rational und alternativlos Gehaltene neu zu betrachten und Irrtümer zu benennen, die eine realistische Politik zukünftig zu vermeiden hat. Wir beginnen zu begreifen – spät, aber immerhin.

			Die neue Ostpolitik

			Offensichtlich brauchen Gesellschaften einschneidende, schmerzhafte Ereignisse, bevor sie Strategien und Maßnahmen zu überdenken beginnen, die einmal sinnvoll und nützlich waren, neuen Realitäten aber nicht mehr gerecht werden. Die Lösungen von gestern werden daher nicht selten zu den Problemen von morgen. So war die Welt bis Ende der 1950er-Jahre geprägt durch die Konfrontation zwischen den beiden Großmächten, die als Sieger aus dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangen waren. Hier die Westmächte unter der Führung der Vereinigten Staaten von Amerika, dort der Ostblock unter dem Diktat der Sowjetunion. Hier Demokratie und Kapitalismus, dort Diktatur und Planwirtschaft. Der eine war der ideologische Feind des anderen, der Kalte Krieg die Inszenierung der Unversöhnlichkeit der Unversöhnlichen.

			Ende der 1950er-Jahre kam jedoch Bewegung in die Konstellation der Unversöhnlichen. Chruschtschow, bemüht, die Flucht von Hunderttausenden Bürgern aus der DDR zu unterbinden, wollte Westberlin in eine neutrale, selbstständige Einheit umwandeln. Sollten sich die Westmächte dem verweigern, drohte er, die Kontrolle der Zugangswege der DDR zu überlassen. Als der Westen auf den Vorschlag nicht reagierte, geschah am 13. August 1961 das, was SED-Chef Walter Ulbricht angeblich nie geplant hatte. Mit dem Bau der Mauer wurden Deutschland-Ost von Deutschland-West und der europäische Osten vom europäischen Westen noch radikaler als zuvor getrennt.

			Die Bevölkerung in beiden Teilen Deutschlands war schockiert und empört, doch aufseiten der westlichen Alliierten geschah – nichts. Oder fast nichts. Während verzweifelte Menschen aus Häusern direkt an der Grenze sprangen, um sich in die Freiheit zu retten, und unzählige Menschen in Ost und West erwarteten, dass der Westen »irgendetwas« tun werde, zeigten sich Amerika, England und Frankreich gelassen. Der britische Premier Harold Macmillan hielt den Mauerbau zwar für »unglücklich«, aber »nichts Illegales«. US-Präsident John F. Kennedy ließ sich angeblich nicht einmal bei einem Ausflug auf seiner Yacht stören. Er hatte bereits früher drei Punkte genannt, die für ihn in Berlin unverzichtbar waren: Präsenz der Westmächte, freier Zugang nach Berlin, Freiheit für das westliche Berlin. Solange diese nicht infrage gestellt wurden, sah er keinen Handlungsbedarf. Amerika akzeptierte den sowjetischen Einflussbereich bis in den Ostteil Berlins. Außerdem konnte sich keiner der Westalliierten vorstellen, seine Soldaten »für Berlin sterben« zu lassen. »Die Mauer kann nur weggebracht werden durch Krieg. Und Krieg will niemand, auch Sie nicht«, schrieb Kennedy an den damaligen Berliner Bürgermeister Willy Brandt. Doch Brandt nahm die Ereignisse anders wahr. »Es wurde Ulbricht erlaubt, der Hauptmacht des Westens einen bösen Tritt vors Schienbein zu setzen«, schrieb er später in seinen Erinnerungen, »und die Vereinigten Staaten verzogen nur verstimmt das Gesicht.«[4]

			Dann kam die Kubakrise 1962. Die Sowjetunion begann auf Kuba mit der Stationierung von nuklear bestückbaren Mittelstreckenraketen, die auch die amerikanische Hauptstadt Washington hätten erreichen können. Dieses Mal blieb Kennedy nicht tatenlos.

			Atomraketen vor den Küsten Floridas hätten die Sicherheit der USA unmittelbar bedroht. Kennedy verhängte eine Seeblockade, verlangte in direkten Verhandlungen mit dem sowjetischen Partei- und Staatschef Chruschtschow den Abzug bereits aufgestellter Raketen und drohte für den Angriffsfall mit einem atomaren Gegenschlag. Nach fünf Tagen, in denen die Welt am Rande eines Atomkriegs stand, lenkte Chruschtschow ein und erklärte sich bereit, die Raketen wieder abzuziehen. Die USA verzichteten ihrerseits auf eine Invasion auf Kuba und zogen – was der Öffentlichkeit vorenthalten wurde – ihre Raketen in der Türkei ab.

			Für den Politikwissenschaftler Richard Löwenthal wurde die Machtbalance zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion durch die Doppelkrise um Berlin und Kuba neu justiert. »Die Konsequenz der Mauer war die Festigung des sowjetischen Status quo in Mitteleuropa; die Konsequenz der Raketenkrise war die Festigung der weltpolitischen Position des Westens – einschließlich seiner Position in Westberlin. Die Wendung zur weltpolitischen Entspannung, noch von Kennedy und Chruschtschow eingeleitet, erfolgte auf dieser Grundlage. Mit ihr veränderten sich endgültig die Rahmenbedingungen für die Ostpolitik der Bundesrepublik.«[5]

			Der Schock der Kubakrise saß tief, war die Gefahr einer atomaren Katastrophe doch sehr real gewesen. John F. Kennedy sah sich daher zu einem Wechsel hin zu einer Politik der Détente veranlasst – einer »Strategie des Friedens«. Neben Abschreckung und Konfrontation sollten Kooperation und Verständigung treten. Die Chance dafür sah er in gemeinsamen Interessen der Großmächte: Auf beiden Seiten herrschte die Angst vor einem Atomkrieg, beide Seiten müssten an einer Begrenzung des Wettrüstens interessiert sein. Tatsächlich kam es bereits 1963 zur Unterzeichnung eines Abkommens zwischen den USA, Großbritannien und der Sowjetunion über einen begrenzten Atomteststopp. Es folgten 1968 der Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen sowie ab 1969 Verhandlungen zwischen den USA und der Sowjetunion über die Begrenzung strategischer Rüstung (SALT).

			Kennedys Richtungsentscheidung bedeutete Rückenwind für neue Formen der Kooperation, wie sie auch Willy Brandt angedacht hatte. Auch er sann nach Möglichkeiten, trotz ideologischer Fronten konkrete Handlungsoptionen mit der anderen Seite zu schaffen: kurzfristig, um weiter Begegnungen zwischen Deutschen in Ost und West zu ermöglichen und die Lebensbedingungen der Menschen in der DDR zu verbessern. Längerfristig, um die beiden Systeme einander anzunähern und die Teilung Deutschlands irgendwann zu überwinden. Zumindest erhoffte sich Brandt, dass sich durch Zusammenarbeit die Verhältnisse im anderen Teil Europas rascher verändern würden, als wenn sie abgetrennt blieben.[6]

			Das Problem war allerdings: Wie konnte Einfluss ausgeübt werden, ohne dass die DDR-Regierung und die Regierungen anderer mittelosteuropäischer Staaten darin eine »Aufweichung« ihres Systems sahen und mit Abwehr oder gar Abschottung reagierten? Als Antwort darauf entwickelten Brandt und sein enger Mitarbeiter und damaliger Senatssprecher Egon Bahr eine scheinbar paradoxe Strategie, die Bahr in die griffige Formel vom »Wandel durch Annäherung« kleidete. Sie beinhaltete die »Überwindung des Status quo, indem der Status quo zunächst nicht verändert werden soll«. Der Parteistaat der DDR sollte gestärkt werden, damit er geschwächt würde. Die Machthabenden sollten sich sicher fühlen, um aus einem Gefühl der Stärke heraus liberale Zugeständnisse an die eigene Gesellschaft zu machen. »Ich sehe nur den schmalen Weg der Erleichterung für die Menschen in so homöopathischen Dosen«, schränkte Bahr die Erfolgsaussichten der Taktik ein, dass »sich daraus nicht die Gefahr eines revolutionären Umschlags ergibt, die das sowjetische Eingreifen aus sowjetischem Interesse zwangsläufig auslösen würde.«[7] Denkbar hingegen wären Maßnahmen, die einerseits zwar zu einer Auflockerung der Grenzen führten, das Risiko einer westlichen Unterwanderung aber erträglich erscheinen ließen.

			Der Journalist Peter Bender, ein leidenschaftlicher publizistischer Parteigänger der Entspannungspolitik, sprach von Liberalisierung durch Stabilisierung: Die SED-Führung müsse sich eine Entspannung »leisten können«. Sie müsse deshalb »gestärkt werden, weil ›Liberalisierung‹ im Inneren und allmähliche Öffnung nach außen eine gewisse Stabilisierung der DDR voraussetzen«, erläuterte er im April 1967 in der ZEIT. »Was wir brauchen, ist demnach eine Politik, die vorsichtig zur Konsolidierung der DDR beiträgt.«[8] Es war diese besondere Dialektik, die Erfolg zu versprechen schien: Evolution durch den Verzicht auf Revolution, Systemwechsel durch die Träger des Systems.

			Ein weiterer zentraler Punkt der Entspannungspolitik auf deutschem Boden war die Annahme, für ihr Gelingen sei die Billigung durch die Sowjetunion entscheidend. Oder in der Formulierung Bahrs: »Der Schlüssel liegt in Moskau.« Letztlich würde immer Moskau darüber entscheiden, was in seinen »Bruderstaaten« machbar sei und was nicht. »Nur mit der Sowjetunion, nicht gegen sie« (Brandt) könnten Veränderungen daher gelingen. Und so strengte Brandt, nachdem er 1969 Bundeskanzler geworden war, als Erstes eine Übereinkunft mit Moskau an, obwohl ihm klar war, dass dies alte Befürchtungen in Polen wachrufen würde, die beiden übermächtigen Nachbarn könnten erneut über sein Schicksal verhandeln. Allerdings reiste Brandt bereits im Dezember 1970, vier Monate nach der Unterzeichnung des Vertrags in Moskau, in dem sich die beiden Staaten verpflichteten, ihre Konflikte ohne Gewalt zu lösen und die Grenzen als unverletzlich anzuerkennen, zur Unterzeichnung eines entsprechenden Vertrags in die polnische Hauptstadt.[9] Im Jahr 1973 folgte der Vertrag mit Prag, nachdem in der Zwischenzeit (1972) mit der DDR der Grundlagenvertrag vereinbart worden war.

			Die »neue Ostpolitik« veränderte die Ost-West-Beziehungen zweifellos zum Positiven. Politisch und wirtschaftlich gewann die Bundesregierung an Handlungsspielraum. An die Stelle des Neben- und Gegeneinanders trat ein partielles Miteinander. Die Gesprächsblockade zwischen Bonn und Moskau, Warschau, Prag und Ostberlin wurde durchbrochen. Mit dem deutsch-sowjetischen Röhren-Erdgas-Geschäft Anfang der 1970er-Jahre gelang zudem die bis dahin größte Handelsaktion zwischen Ost und West. Die Sowjetunion lieferte Gas gegen 1,2 Millionen Tonnen Großröhren und einen Milliardenkredit. Damals begann die Energiepartnerschaft, die unhinterfragt bis zur russischen Invasion in der Ukraine 2022 weitergeführt und ausgebaut wurde.

			Der Grundlagenvertrag mit der DDR machte den Eisernen Vorhang zudem etwas durchlässiger. Die SED-Führung ließ Rentner nach Westdeutschland reisen und politische Gefangene sowie einige andere Ausreisewillige von der Bundesrepublik freikaufen. An die Stelle des Alles-oder-nichts traten pragmatische Lösungen. Auf dem Weg zu einer Anerkennung der DDR als Staat sprach Bundeskanzler Brandt im Herbst 1969 von »zwei Staaten einer Nation in Deutschland«. Geändert wurde auch das Verhältnis zur Oder-Neiße-Linie. Die sozialliberale Regierung verabschiedete sich von dem lange gültigen »Dreigeteilt – niemals!« und hielt im Warschauer Vertrag fest, dass die Oder-Neiße-Linie »die westliche Staatsgrenze der Volksrepublik Polen bildet«. Die endgültige völkerrechtliche Anerkennung der deutsch-polnischen Grenze erfolgte zwar erst nach der Wiedervereinigung 1990, doch de facto bedeutete der Warschauer Vertrag einen Verzicht auf mehr als ein Viertel des deutschen Staatsgebiets von vor dem Zweiten Weltkrieg, auf die Heimat von Millionen Menschen in Ost- und Westpreußen, Schlesien, Pommern und der brandenburgischen Neumark. Brandt suchte zu erklären, der Vertrag gebe »nichts preis, was nicht längst verspielt worden ist«. Doch er billigte auch zu: »Uns schmerzt das Verlorene.«

			Die Reaktion auf die Ostverträge war ambivalent. Die CDU/CSU-Opposition hielt sie für den Ausverkauf deutscher Interessen: Die Regierung opfere die Einheit Deutschlands und bereite die endgültige Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als Westgrenze Polens vor. Auch in der DDR hörte ich unter einigen Vertriebenen die Enttäuschung darüber, dass – nach der DDR-Regierung im Jahr 1950 – nun auch Westdeutschland das Land östlich der Oder verloren gebe. Andere stießen sich daran, dass Westdeutschland mit denen verhandelte, die erst anderthalb Jahre zuvor den Prager Frühling gewaltsam niedergeschlagen hatten. Für die meisten hingegen stand die Hoffnung auf Kontakte und Reiseerleichterungen im Vordergrund.

			Wir im Osten hatten schon mehrere Jahre hinter dem Eisernen Vorhang gelebt, sodass uns schon kleine Schritte aufatmen ließen. Ich erinnere mich noch an den Jubel, mit dem Willy Brandt im März 1970 von der Bevölkerung in Erfurt begrüßt wurde: Es war die erste Reise eines Bundeskanzlers in die DDR. Wir sahen es im Westfernsehen, denn im DDR-Fernsehen wurde von dem Besuch nichts übertragen. Tausende Erfurter waren zum Bahnhof geströmt, obwohl die Behörden einen Teil der Stadt abgeriegelt hatten. Mit so viel Begeisterung hatten Volkspolizei und Staatssicherheit nicht gerechnet. Dann zogen die Menschen zu dem Hotel, in dem der Bundeskanzler abgestiegen war. Und als sich Brandt am Fenster zeigte, begannen die Menschen einfach nur noch begeistert zu skandieren: »Wil-ly Brandt! Wil-ly Brandt!« Selbst vor dem Fernseher stiegen mir die Tränen in die Augen. Brandt selbst sagte nichts, er winkte nicht. Er lächelte bloß und hob leicht die Hand, ein kleiner Gruß, den alle verstanden. Für uns im Osten: Hoffnung über das Westfernsehen.

			Frieden um jeden Preis?

			Die Entspannungspolitik erwies sich für Andersdenkende im kommunistischen Lager als eine große Unterstützung. Mit der Schlussakte der Konferenz für Sicherheit und Entspannung (KSZE) 1975 in Helsinki wurden zum ersten Mal in einer gesamteuropäischen Friedens- und Sicherheitsordnung die Menschenrechte und Grundfreiheiten verankert. Der Korb 3 ließ sich fortan als politische Waffe aller Oppositionellen gegen die Herrschenden einsetzen. Nun konnten sie von ihren Regierungen einfordern, was jene auf dem Papier versprochen hatten. In Moskau entstand 1976 in der Wohnung des Atomphysikers und Nobelpreisträgers Andrei Dmitrijewitsch Sacharow die Moskauer Helsinki-Gruppe, die älteste Menschenrechtsorganisation Russlands. Weitere Helsinki-Gruppen bildeten sich in der Ukraine, in Estland, Lettland, Litauen und Georgien. In Polen wurden das Komitee zur Verteidigung der Arbeiter (KOR) und andere unabhängige Gruppen gegründet, später die freie Gewerkschaft Solidarność; in der Tschechoslowakei entstand die Charta 77, und mit etwas Verzögerung bildeten sich auch erste systemkritische Gruppen in der DDR.

			Plötzlich tauchten neue Akteure in den Ost-West-Beziehungen auf. Sozusagen von »unten«. Und sie hatten andere Vorstellungen zur Überwindung der Blockkonfrontation als die Entspannungspolitiker. Während westdeutsche Politiker nur die kommunistischen Führungen als die Träger von Veränderungen ansahen, verabschiedeten sich viele Oppositionelle gerade von dieser Illusion. Es hatte schließlich nicht geklappt, mit Reformkommunisten einen Sozialismus »mit menschlichem Antlitz« einzuführen: weder in Ungarn 1956 mit Imre Nagy noch mit Alexander Dubček 1968 in der Tschechoslowakei. Auch der zunächst gefeierte polnische Parteichef Władysław Gomułka, der am Ende des Stalinismus in Polen an die Macht zurückgekehrt war, hatte innerparteiliche Reformbemühungen unterdrückt. Von oben, aus der Partei heraus, so die übereinstimmende Meinung von enttäuschten Kommunisten und demokratischen Antikommunisten, sei eine Reform des Staates ebenso wenig denkbar wie eine Aufweichung des Eisernen Vorhangs. Eine neue Taktik war mithin zwingend erforderlich.

			Während eines Aufenthalts in Paris 1976 stellte der polnische Oppositionelle Adam Michnik sein Konzept des »Neuen Evolutionismus« vor.[10] Es sollte zur Leitlinie für die neuen Oppositionsbewegungen nicht nur in Polen werden. Wie die westdeutschen Entspannungspolitiker ging auch Michnik davon aus, dass nur ein evolutionärer Weg und eine Politik der kleinen Schritte erfolgreich und verantwortbar seien. Die Angst vor einer sowjetischen Intervention sei wohl begründet, in der ersten Phase hätte sich die evolutionäre Systemumgestaltung daher unter Respektierung der Breschnew-Doktrin zu vollziehen, das heißt unter einer eingeschränkten Souveränität der Staaten im sowjetischen Machtbereich. Doch dann wichen Michniks Überlegungen tiefgreifend von der westdeutschen Entspannungspolitik ab. Nicht der Parteiapparat war für ihn Träger und Garant einer Liberalisierung, sondern die Zivilgesellschaft. Nicht aus der Partei heraus sollte der Druck zur Liberalisierung erfolgen, sondern von unten, aus der Gesellschaft.

			Folgerichtig zielte das Konzept auf ein breites demokratisches, antitotalitäres Bündnis. Auf ein Bündnis von Linken, Liberalen und demokratischen Konservativen, ein Bündnis auch zwischen Arbeitern und Intellektuellen und – neu und überraschend und für den Westen befremdlich – ein Bündnis von reformorientierten Linken und der katholischen Kirche. Alle diese Kräfte einte der Wunsch nach mehr Freiheit, nach mehr demokratischen Rechten, nach mehr gesellschaftlicher Teilhabe. Tatsächlich konnten sich im Polen der 1970er-Jahre freie Gewerkschaften, unabhängige Bauern-, Studenten- und Künstlergruppen einen begrenzten Handlungsspielraum erkämpfen. Im Untergrund entstand eine Vielzahl illegaler Publikationen, im Sommer 1980 wurde die unabhängige Gewerkschaft Solidarność mit über neun Millionen Mitgliedern ertrotzt. Ein zuvor unvorstellbares Ereignis: eine unabhängige Organisation in einem totalitären Staat. Als sich Jahre später durch die Schwäche der Sowjetunion eine Chance zum Systemwechsel ergab, existierte in Polen somit bereits ein breites Netzwerk von Bürgerinnen und Bürgern, die zum Kampf für eine demokratische Gesellschaft entschlossen waren.

			Mit dem »Neuen Evolutionismus« hatte sich etwas grundsätzlich geändert. Das Handlungsvermögen im politischen Raum war nicht mehr an die Macht gebunden. Eine Zivilgesellschaft erklärte sich zum eigenständigen Subjekt und wollte nicht mehr Verfügungsmasse der Mächtigen sein. Ebenso dachte in der Tschechoslowakei der Schriftsteller Václav Havel, Mitbegründer der Charta 77 und späterer Staatspräsident. »Unser Schicksal hängt von uns selbst ab«, schrieb Havel. Die Opposition in Ostmitteleuropa wolle ihren Radius nicht mehr bestimmen lassen von der Verfasstheit ihrer Unterdrücker. »Lasst uns also von unten nach oben arbeiten. Lenken wir unsere Aufmerksamkeit auf die ›Macht der Machtlosen‹. Lasst uns unsere Konzentration darauf lenken, uns ganz bewusst außerhalb des Parteistaats zu organisieren, in den verschiedensten unabhängigen gesellschaftlichen Gruppierungen zusammenzuarbeiten und ›in Wahrheit zu leben‹.«[11]

			Schnell stellte sich heraus, dass westdeutsche Entspannungspolitiker und osteuropäische Oppositionelle keine Verbündeten sein würden. Im Gegenteil. Zwar bezogen sich beide auf dieselben Werte von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten. Doch die westdeutsche Entspannungspolitik war strategisch auf die Übereinkunft mit den Regierungen und die Sicherung des Status quo ausgerichtet. Manche Politiker störten sich schon an der Tätigkeit der von den Amerikanern finanzierten Sender Radio Free Europe (RFE) und Radio Liberty (RL) in München, jenen beiden Stationen, die, oft von Störsendern der Sowjetunion beeinträchtigt, für Millionen Menschen in Osteuropa die einzigen unabhängigen Nachrichtenquellen bildeten.[12] Sogar Bundeskanzler Helmut Schmidt beschwerte sich nach den großen Arbeiterdemonstrationen in Polen im Sommer 1976 bei den Beratern des US-Präsidenten: Radio Freies Europa habe die polnische Bevölkerung zum Widerstand gegen die polnische Regierung aufgerufen. Wie lange könne die Bundesrepublik dieses Vorgehen noch tolerieren?[13] Schmidt wollte alles vermeiden, was als Unterstützung für die Demokratiebewegung in Polen hätte interpretiert werden können.

			Eigentlich, schrieb der Historiker Heinrich August Winkler im Rückblick, hätte die deutsche Sozialdemokratie auf Oppositionelle als »Kinder« ihrer Ostpolitik stolz sein können. »Doch sie war es nicht. Sie empfand die Bürgerrechtler alles in allem eher als Störfaktoren, die das erreichte Maß an deutsch-deutscher und europäischer Entspannung gefährdeten […]. Die Geringschätzung, die führende Sozialdemokraten gegenüber den Bürgerrechtsgruppen der kommunistischen Staaten an den Tag legten, ist bis heute ein weithin verdrängtes Kapitel der neueren Parteigeschichte.«[14]

			In einem Mittelosteuropa, in dem Bewegungen für Freiheit und Demokratie von unten an Kraft gewannen, zeigte die zweite Phase der westdeutschen Entspannungspolitik ihre dunkle Seite. Sie führte zu Unverständnis, ja zu Ignoranz und Ablehnung gegenüber den Freiheitsbestrebungen der Oppositionellen. Entspannungspolitik, schrieb Václav Havel in seiner Dankesrede für den Friedenspreis des Deutschen Buchhandels 1989, habe Hoffnung auf ein Europa ohne Kalten Krieg und Eisernen Vorhang geweckt; zugleich aber habe sie »nicht nur einmal den Verzicht auf Freiheit und damit auf eine grundlegende Voraussetzung jedes wirklichen Friedens« gefordert. Es habe westdeutsche Freunde gegeben, die ihm zu Beginn der 1970er-Jahre aus dem Weg gingen, weil sie fürchteten, derartige Kontakte könnten die Regierung provozieren und »die zerbrechlichen Fundamente der aufkeimenden Entspannung bedrohen«.[15]

			Ebendiese Angst beherrschte auch Bonner Regierungskreise, als Mitte August 1980 Fernsehstationen aus aller Welt über streikende Arbeiter auf der Danziger Lenin-Werft und die Gründung der »Freien und Unabhängigen Gewerkschaft Solidarność« berichteten. Persönlich hätten sie diese Männer für ihren Mut bewundert, erzählte später der damalige Regierungssprecher und Kanzlerberater Klaus Bölling: »Doch wir haben uns sehr zurückgehalten, weil wir die regierenden Machthaber nicht provozieren wollten.«[16] Der SPD-Vizevorsitzende Hans-Jürgen Wischnewski brachte das Dilemma der Partei auf den Punkt: Auf der einen Seite unterstütze die SPD soziale Unabhängigkeitsbewegungen, also auch die Solidarność, auf der anderen Seite strebe sie nach Entspannung in Europa.[17] Die SPD fürchtete, die Danziger Arbeiter würden zu schnell zu weit gehen. Die Sowjetunion könnte intervenieren.[18] (Fast wörtlich lautete so manche Erklärung von SPD-Funktionären nach der russischen Invasion in der Ukraine über vierzig Jahre später.)

			In seiner Verärgerung über die polnische Freiheitsbewegung ließ sich Bundeskanzler Helmut Schmidt vor Journalisten zu pauschalen, abwertenden Äußerungen über die polnische Gesellschaft hinreißen. Die Polen seien zwar tüchtig, könnten aber weder organisieren, noch hätten sie Disziplin. Ihre »nationalen Eigenschaften« bildeten ein ernsthaftes Hindernis für die Stabilisierung der Lage. Die führenden Solidarność-Aktivisten hielt er für »Demagogen und Radikale«.[19] Und als die Gewerkschaft Solidarność in der Nacht zum 13. Dezember 1981 mit Verhängung des Kriegsrechts verboten wurde, Tausende von Aktivisten in Gefängnisse und Internierungslager kamen, auf den Straßen das Militär patrouillierte und sämtliche Telefonverbindungen zwischen den Städten unterbrochen wurden, war Schmidt, den die Nachricht vom Kriegsrecht ausgerechnet am letzten Tag eines Gipfeltreffens mit dem Staatsratsvorsitzenden Erich Honecker in der DDR ereilte, nur zu der peinlichen Einlassung fähig: »Herr Honecker ist genauso bestürzt wie ich, dass dies nun notwendig war.«[20]

			Rudolf Augstein, Chefredakteur des Spiegel, akzeptierte den sowjetischen Anspruch auf Polen ganz offen. Das 1979 von der Sowjetunion besetzte Afghanistan könne Moskau im äußersten Notfall aufgeben. »Polen nicht. Mit Ausnahme jener 20 Jahre vor dem Zweiten Weltkrieg hat Russland die Polen während der letzten 200 Jahre zumindest de facto, meist aber auch de jure beherrscht. Polen ist das Herzstück des großrussischen Sowjetimperialismus.«[21] Ähnlich Egon Bahr. Als er im Herbst 1981 gefragt wurde, ob die Sowjetunion einen Austritt Polens aus dem Warschauer Pakt verhindern dürfe, antwortete er: »Aber selbstverständlich.«[22] Am 24. Dezember 1981 schrieb er in der sozialdemokratischen Wochenzeitung Vorwärts, der Weltfrieden sei wichtiger als Polen.

			Eben: der Frieden. Wenn die Deutschen es gelernt hätten, die Wiedervereinigung dem Friedensgebot unterzuordnen, so Theo Sommer, Chefredakteur der ZEIT, müsste man wohl auch von den Polen erwarten können, dass sie »ihre berechtigten nationalen Wünsche dem Friedenspostulat unterordnen«. Es wäre geradezu kriminell, »jene Völker in einen Aufstand gegen Moskau hineinzuhetzen, bei dem der Westen sich notgedrungen abseits halten müsste«.[23] Beruhigt konnte der polnische Vizepremier Mieczysław Rakowski nach einem Besuch in Bonn denn auch in sein Tagebuch notieren: Die Meinungen der führenden deutschen sozialdemokratischen Chefredakteure von Spiegel, ZEIT und Stern seien »ruhig und ausgewogen. Ich nehme sie als Unterstützung für unsere Politik.« So hörten polnische Oppositionelle vonseiten westdeutscher Politiker und Publizisten eine ähnliche Kritik wie von Vertretern des eigenen Regimes.[24]

			Offiziell wurden die politischen Kontakte zu Polen eingefroren, in der Praxis jedoch fortgesetzt – wenn auch zunächst noch etwas verschämt oder ohne dass die Öffentlichkeit groß davon erfuhr. Herbert Wehner brach Anfang 1982 – nur gut einen (!) Monat nach Verhängung des Kriegsrechts – als erster westlicher Politiker zu Gesprächen nach Warschau auf; haften blieb, dass er sich mit General Wojciech Jaruzelski umarmte. Auch Franz Josef Strauß machte auf einer Ostreise 1983 Station in Warschau und ließ sich auf ein Radiointerview zugunsten von General Jaruzelski ein.[25] Der damalige SPD-Fraktionschef Hans-Jochen Vogel lehnte im November 1984 eine Begegnung mit dem Arbeiterführer und Friedensnobelpreisträger Lech Wałęsa genauso ab wie mit Bronisław Geremek, dem späteren Außenminister. Zum Grab des 1984 von Sicherheitsbeamten ermordeten Priesters Jerzy Popiełuszko ließ er sich im Oktober 1987 nur im Morgengrauen und nur im Privatwagen eines Botschaftsangehörigen fahren, während der amerikanische Vizepräsident George Bush dort schon zuvor gemeinsam mit Lech Wałęsa öffentlich für die verbotene Gewerkschaft Solidarność geworben hatte.[26]

			Auch der SPD-Vorsitzende Willy Brandt schlug während eines mehrtägigen Aufenthalts in Warschau im Dezember 1985 ein Treffen mit Wałęsa aus. Einer privaten Einladung von General Jaruzelski hingegen folgte er gemeinsam mit seiner Frau Brigitte Seebacher-Brandt.[27] Zurück blieben enttäuschte Solidarność-Mitglieder, hatten sie von Brandt, den sie wegen seiner Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze und wegen seines Kniefalls vor dem Warschauer Getto-Mahnmal besonders schätzten, doch anderes erwartet. Rückblickend urteilte Adam Michnik, inzwischen Chefredakteur der größten polnischen Wochenzeitung Gazeta Wyborcza: »Brandt hat zweimal geschwiegen: als er 1970 vor dem Denkmal der Getto-Helden kniete und als er 1985 den polnischen Generälen die Hand drückte. Das erste Schweigen war ein schockierender Schrei, das zweite Schweigen – ein beschämender Konformismus.«[28]

			Zbigniew Brzeziński, ehemaliger Sicherheitsberater von US-Präsident Jimmy Carter, selbst Befürworter einer aktiven friedlichen Ostpolitik, erkannte früh, was sein Verständnis von der Entspannungspolitik deutscher Politiker unterschied. »Ich war der Meinung«, sagte er 2001 in einem Interview, »dass dieses friedliche Engagement Teil einer Politik der Auseinandersetzung und des Konflikts darstellt, während die Deutschen dachten, dass dies eine Strategie des Status quo sei.« Die Amerikaner, so Brzeziński, wollten keine Stabilisierung, sondern eine Änderung der Herrschaftsverhältnisse: »Dafür setzten wir die Menschenrechte als Mechanismus des Wandels ein.«[29] Die Deutschen hingegen hofften, eine Änderung der Herrschaftsverhältnisse werde wie eine reife Frucht durch eine Stabilisierung der Herrschaftsverhältnisse irgendwann einmal vom Baum fallen.

			Hat nicht damals schon eine aus guten Hoffnungen geborene Fehlwahrnehmung begonnen, die sich später als veritabler Irrtum und bei vielen Akteuren als Selbstbetrug erweisen sollte?

			Für die osteuropäischen Oppositionellen wirkte es jedenfalls wie Hohn, als ihnen von offizieller westdeutscher Seite signalisiert wurde: Respektiert die Breschnew-Doktrin! Achtet die Stabilität mehr als die Bedeutung der Menschenrechte! Tut nichts, was den Verdacht wecken könnte, euch gehe es um einen Systemwandel! So schrieb etwa der polnische Literaturwissenschaftler Jan Józef Lipski, ein ehemaliger Kämpfer im Warschauer Aufstand und jahrzehntelang bekennender Gegner des kommunistischen Systems, 1980 in einer Untergrundzeitung: »Weil sie sich um das Schicksal des Friedens in Europa sorgen und einem aus einer Destabilisierung resultierenden Konflikt in Mitteleuropa ausweichen möchten, sind in Deutschland oft Stimmen zu hören, die die Polen zur Ordnung, das heißt zur ewigen Unfreiheit rufen, so als stünden den Deutschen und vielen anderen Völkern Freiheit, Souveränität und Demokratie von Natur aus zu, während die Polen ex definitione nur die Unfreiheit verdienten.«[30]

			Auch wenn Hunderttausende von Deutschen während der Zeit des Kriegsrechts Pakete an Polen schickten und der Deutsche Gewerkschaftsbund zahlreiche Solidaritätsaktionen organisierte, hat die Politik der Bundesregierung in Polen ein Misstrauen gegen sozialdemokratische und später gegen deutsche Positionen insgesamt entstehen lassen, das bis heute nachwirkt. Ronald Reagan hingegen, der die polnische Opposition auch finanziell unterstützte und überzeugt war, »dass Freiheit und Sicherheit zusammengehören, dass der Fortschritt der menschlichen Freiheit die Sache des Weltfriedens nur stärken kann«[31], diesen in Deutschland oft geringschätzig beurteilten Politiker haben ehemalige Solidarność-Aktivisten in Danzig 2012 mit einer Bronzestatue geehrt. Sie zeigt den US-Präsidenten überlebensgroß zusammen mit Papst Johannes Paul II. während eines Besuches des Oberhaupts der katholischen Kirche 1987 in den USA.

			Es gab allerdings auch sozialdemokratische Stimmen, die sich nicht einem Denken fügen wollten, das im billigenden Schweigen oder im verständnisvollen Hinnehmen die einzig mögliche Reaktion auf das Kriegsrecht in Polen sah. Ich denke hier etwa an die SPD-Abgeordneten Gert Weißkirchen und Freimut Duve. »Verzichten wir zu schnell auf den moralischen Protest, hängen wir die Freiheitsmütze zu rasch an den Nagel der Notwendigkeit?«, fragte Duve sichtlich irritiert. »Opfern wir unseren wirtschaftlichen und friedenspolitischen Einsichten unsere Fähigkeit zu trauern und zornig zu sein? Sind ausgerechnet wir Deutschen zu Zynikern geworden, die das Leid der Polen nicht bewegt?« Schon 1982 sah Freimut Duve überdeutlich die Schwachstellen der praktizierten Entspannungspolitik; und er empfahl ein Lernprogramm über das Verhältnis von Freiheit und Frieden, das, wie sich nach dem russischen Überfall auf die Ukraine gezeigt hat, für einen Teil der politischen Klasse und der Öffentlichkeit in Deutschland von unverminderter Aktualität ist: »Wir werden lernen müssen, ohne die Angst, den Frieden zu verlieren, solidarisch zu bleiben mit denen, die von Freiheit träumen.« Und auch: »Wir sind zuständig nicht nur für die Friedenshoffnung, sondern auch für die Freiheitsutopie.«[32]

			Ich gestehe, dass ich die Schattenseiten der zweiten Phase der Ostpolitik erst nach der Wiedervereinigung in vollem Umfang wahrgenommen habe. In Rostock hatten wir nur wenige Kontakte zu Polen, auch nicht zu osteuropäischen Oppositionellen oder zu Westjournalisten und Diplomaten. Anders als Bürgerrechtlerinnen und Bürgerrechtler in Ostberlin gab es weniger Begegnungen mit Angehörigen der osteuropäischen Dissidenz, und in kirchlichen Kreisen wurde nur über Samisdat-Publikationen bekannt, dass die systemkritische Opposition in Osteuropa wuchs. Ich hoffte aber in den 1980er-Jahren auch immer noch ein wenig auf das, was die polnische Opposition politisch bereits überwunden hatte: auf Verbesserungen im System durch das System. Etwa auf Verbesserungen im Alltagsleben der DDR, auf weitere Erleichterungen für Reisen in die Bundesrepublik, insbesondere auch auf einen Dialog mit unabhängigen gesellschaftlichen Kräften innerhalb der DDR. Zwar habe ich meine Hoffnungen nie wirklich auf einen reformierten Sozialismus gesetzt. Aber einen Zusammenbruch des Systems konnte ich mir – wie zu der Zeit wohl fast alle DDR-Bürger – noch genauso wenig vorstellen wie einen offenen, massenhaften Bürgerprotest, wie ihn Polen mehrfach erlebt hat. Damals, so würde ich es heute formulieren, ging es mir mehr um Freiheiten als um Freiheit.

			Auch habe ich erst relativ spät gemerkt, wie geringschätzig Sozialdemokraten teilweise über die Aktivitäten von Bürgerrechtlern und Dissidenten in Osteuropa gedacht haben. Es hat mich, als ich es dann nach der Wiedervereinigung persönlich erfuhr, allerdings stark getroffen. So erlebte ich in meiner damaligen Tätigkeit als Leiter der Stasi-Unterlagenbehörde, dass Politiker wie Egon Bahr die Angehörigen der untergegangenen Nomenklatura durch einen »Schlussstrich« zu schützen suchten und sogar ein »Schlussgesetz« forderten. Auf die ehemaligen Oppositionellen und Dissidenten hingegen blickte Bahr mit den Augen seiner ihm seit Langem vertrauten kommunistischen Gesprächspartner: Er hielt sie für unbedeutend und vernachlässigenswert, ihr Wunsch nach Aufklärung und Anerkennung des ihnen widerfahrenen Unrechts fand bei ihm kein Gehör.[33]

			Wie systematisch die Menschenrechte und die Arbeit unabhängiger Gruppen unter kommunistischer Herrschaft von den westdeutschen Ostpolitikern ignoriert wurden, konnte ich dann in dem 1993 erschienenen Buch Im Namen Europas des englischen Historikers Timothy Garton Ash nachlesen. Es hat mir einen tiefen Einblick in die Doppeldeutigkeit der Entspannungspolitik gegeben und meine lange Zeit nur positive Einschätzung dieser Politik verändert, auch meinen Blick auf einige Politiker.

			Im Rückblick ist offensichtlich: Was mit der Formel »Wandel durch Annäherung« begann, hatte zunächst durchaus positive politische Folgen. Die Sowjetunion und die mit ihr verbundenen Staaten ließen sich auf die Gespräche im Rahmen der KSZE ein und billigten 1975 in der Schlussakte von Helsinki die Geltung der Menschenrechte. In der späteren Ostpolitik verwandelte sich dagegen der öffnende Ansatz, und der von der deutschen Politik erstrebte »Wandel durch Handel« – die Liberalisierung des Sowjetsystems durch Stabilisierung – endete mit dem Gegenteil: einer Stabilisierung der bestehenden Machtverhältnisse. Unterstützt wurde dies zusätzlich durch eine mitunter peinliche, kumpelhafte Nähe zu kommunistischen Verantwortungsträgern und durch Opportunismus in ideologischen Fragen wie etwa in dem SPD-SED-Dialogpapier von 1987. Helga Hirsch, die ehemalige Korrespondentin der ZEIT in Polen, schrieb 1999, die deutsche Ostpolitik »schwankte zwischen der grandiosen Selbstüberschätzung, der kommunistische Block ließe sich durch wirtschaftliche Zusammenarbeit auch politisch einbinden, und dem zur Ohnmacht verdammenden Albtraum, schon kleine Forderungen nach mehr Demokratie in Osteuropa könnten den Dritten Weltkrieg auslösen«.[34]

			Den Menschen im unfreien Europa den Anspruch auf Freiheit zu verweigern, war eben nicht nur schlicht Zynismus gegenüber den Gesellschaften in den osteuropäischen Ländern. Es offenbarte auch einen gefährlichen moralischen Relativismus. Wie lässt sich rechtfertigen, dass andere in Unfreiheit verharren müssen, damit wir weiter in Frieden leben können? Wenn wir uns derart unsolidarisch verhalten, verlieren wir den ethischen Kompass, den Glauben an die Relevanz unserer Werte – und damit die Selbstachtung. Wir bringen uns um die Wertebasis, die unsere Gesellschaft zusammenhält und gleichzeitig antreibt. Und wir verlieren die Glaubwürdigkeit bei anderen.

			Ein Denken, das den kalten Frieden des Kalten Krieges wichtiger nahm als das Recht auf Freiheit der Unterdrückten, war aber nicht nur moralisch schwer zu rechtfertigen. Wie die weiteren Ereignisse gezeigt haben, handelte es sich auch realpolitisch um eine falsche Kalkulation. Denn die Freiheit in Osteuropa und die deutsche Wiedervereinigung wurden nicht durch Wahrung, sondern durch Überwindung des Status quo erreicht. Jedenfalls hat sich die epochale Wende von 1989 auf eine Weise vollzogen, wie es sich die westdeutschen Entspannungspolitiker niemals vorgestellt haben.

			Was 1989 in Deutschland und den ostmitteleuropäischen Ländern geschah, war in erster Linie eine friedliche Revolution. Weder in der DDR noch in Polen oder in der Tschechoslowakei wurde die Wende von reformbereiten Kommunisten vorangetrieben, sondern von den Bürgern auf der Straße. Mag der ungarische Außenminister Gyula Horn auch im Juni 1989 den österreichisch-ungarischen Grenzzaun durchschnitten haben, so heißt der Anfang vom Ende des Kommunismus doch Solidarność. Freiheit und Demokratie wurden von den Beherrschten ertrotzt. Die Herrschenden wurden zu Getriebenen. Ohne den Druck von unten hätte sich die Agonie des politischen Systems noch länger hingezogen. Ohne die Hunderttausende, die in den Städten der DDR auf die Straßen gingen, hätte Honecker nicht von einem Tag auf den anderen zurücktreten müssen. Wir – das Volk – haben uns von unserer Angst nicht mehr fesseln lassen und stattdessen die nie legitimierte Macht der Mächtigen auf der Straße infrage gestellt. Ohne die Hunderttausende, die Mitte November 1989 täglich auf dem Prager Wenzelsplatz demonstrierten, wäre Václav Havel nicht Ende Dezember 1989 zum neuen tschechoslowakischen Präsidenten gewählt worden. Und ja: Es hat auch eines Michail Gorbatschows bedurft, um dieses Ende des Kommunismus Wirklichkeit werden zu lassen. Ohne ihn ist die friedliche Auflösung des sowjetischen Herrschaftsbereichs genauso wenig vorstellbar wie die deutsche Wiedervereinigung. Doch Moskaus Abkehr von der Breschnew-Doktrin und seine Politik von Glasnost und Perestroika haben die Umwälzungen in Osteuropa nicht verursacht, sondern nur verstärkt und schließlich zugelassen, dass die frei gewordenen Nationen sich dem Einfluss Russlands entzogen und den Warschauer Pakt auflösten.

			Wer sich diesen realistischen Blick auf die Geschichte zu eigen macht, braucht die Entspannungspolitik nicht zu verklären und ihr Verdienste zuzuschreiben, die sie nicht hat. Die Entspannungspolitik war mutig, als sie die Türen nach Osteuropa zu beiderseitigem Nutzen ein wenig öffnete und Konfrontation durch Kooperation zu mildern suchte. Aber sie verlor ihre realpolitische und moralische Berechtigung, als sie die osteuropäische Opposition ignorierte und die Menschenrechte für den Status-quo-Frieden opferte. Eines allerdings muss man den Entspannungspolitikern der 1970er- und 1980er-Jahre zugutehalten: Sie haben Wandel durch Annäherung und Abschreckung nie als Alternativen verstanden. Während der Kanzlerschaft von Willy Brandt erhöhte sich der Anteil der deutschen Rüstungsausgaben von 3,2 auf 3,4 Prozent vom Bruttosozialprodukt; und Helmut Schmidt hat unbeirrt auf der Aufstellung von atomaren Mittelstreckenraketen in Deutschland bestanden und an der Zusammenarbeit mit der NATO festgehalten. Für diese Politiker war es aufgrund der Erfahrungen im Kalten Krieg offensichtlich noch selbstverständlich: Wer Frieden will, muss Krieg auch verhindern können.

		

	
		
			Was wir nicht gesehen haben

			Wie erkennt man, dass sich eine Realität so geändert hat, dass sie eine neue Art des Umgangs erfordert? Was bestimmt letztlich den Zeitpunkt der Änderung – die neue Faktenlage oder die subjektive Bereitschaft, sie wahrzunehmen? Gibt es überhaupt den einen, richtigen Zeitpunkt für eine Korrektur? Und die eine, richtige Art der Korrektur? Oder erkennt man immer erst im Nachhinein, was die bessere Reaktion gewesen wäre? Und warum sehen die einen früher und besser, was kommt, als die anderen?

			Der russische Schriftsteller Viktor Jerofejew ist Jahrgang 1947. Nachdem er eine Literaturzeitung im Untergrund gegründet hatte, wurde er 1979 aus dem sowjetischen Schriftstellerverband ausgeschlossen und faktisch mit einem Berufsverbot belegt. Er arbeitete nur noch für die Schublade; sein Roman Leben mit einem Idioten, 1980 fertiggestellt, kam erst 1991 heraus.[1] Aber der Schriftsteller blieb in dem Land, gegen dessen System und dessen Führung er aufbegehrte. Er blieb erst recht, als nach dem Zusammenbruch des Sowjetreichs ein frischer Wind wehte. Schließlich wollte er, wie er selbst sagte, »die russische Welt besser machen, sie mit meinen Ohrfeigen aufwecken«.[2]

			Emigriert ist Jerofejew mit Frau und Töchtern erst nach dem russischen Angriffskrieg auf die Ukraine Ende Februar 2022. »Warum fahre ich weg?, dachte ich. Gelogen haben sie doch immer – und du bist nicht weggefahren. Die Lüge wurde repressiv, erklärte sich zu heiliger Wahrheit – und du fuhrst nicht weg. Und nun kam der erwartbare und dennoch unglaubliche Krieg. Unser Volk begrüßte ihn mit Hurra. Du wusstest doch, dass es ihn unterstützen würde! Es bestätigte sich, was du geahnt hast – also Zeit, wegzufahren.«[3] Jerofejews Zeitenwende kam, als das dunkle Szenario, das er hatte kommen sehen, tatsächlich eintrat. Weil das, was er gefürchtet hatte, immer mächtiger geworden war. Er fuhr, als er nicht mehr ertragen konnte, was sich jetzt tatsächlich ereignete.

			Jerofejew datierte den Putin’schen »Staatsstreich« auf das Jahr 2009; andere nennen als den Beginn der Zeitenwende 2014, das Jahr der Annexion der Krim; noch andere legen den Beginn des verschärften Kurses auf das Jahr 2012, als Putin zum dritten Mal das Amt des Staatspräsidenten übernahm. Wie schon an diesen unterschiedlichen Wahrnehmungen erkennbar wird, handelte es sich um einen schleichenden Prozess, bei dem der Ausgang vielen nicht vorprogrammiert erschien. Selbst wenn es den eindeutigen Kipppunkt vielleicht nicht gegeben hat, so gab es doch eine Tendenz: Die Repression im Innern und die Aggression nach außen nahmen unverkennbar zu. Statt in Richtung Demokratie bewegte sich der Kreml in Richtung Autokratie. Er unterdrückte zunehmend die Opposition, schaltete die freie Presse aus, verbot oder erschwerte die Arbeit von NGOs. Politische Gegner wie Boris Nemzow oder Alexei Nawalny wurden erschossen, vergiftet oder weggesperrt, sogenannte Verräter wie Alexander Litwinenko in London oder Selimchan Changoschwili im Berliner Tiergarten ermordet. Gleichzeitig nahm die offene militärische Gewalt zu. Der Kreml intervenierte in Tschetschenien, aber auch in Moldawien und Georgien, die gar nicht mehr zur Russischen Föderation gehören; später in Syrien, Libyen, auf der Krim und im Donbas. Er unterstützte afrikanische Länder vermehrt mit Waffen und Söldnern der Wagner-Truppe und suchte Amerika und Europa verstärkt durch Cyberangriffe, Trollarmeen und Desinformationskampagnen zu destabilisieren. Die Tendenz zu einem autokratischen und neoimperialen System war unverkennbar.

			Und wir in Deutschland? Politik und Gesellschaft reagierten bei jedem neuen Gewaltakt erschrocken, bestürzt, manche auch wütend. Wir kritisierten, protestierten und straften mit kleinen Sanktionen, aber statt irgendwann zu erklären: »So geht es nicht weiter!«, suchte die Regierung das Verhältnis zu Russland immer wieder möglichst schnell auf Dialog, Verständigung und wirtschaftlichen Austausch auszurichten. Und aus der Mehrheitsgesellschaft kam kein lauter Protest. Waren wir naiv, blind, zu gutgläubig? Hatten wir Angst vor Konfrontation? Vor allem eines aber dürfte sicher sein: Uns prägte zu oft ein Wunschdenken.

			Russlands besonderer Weg

			Es fragt sich natürlich, warum es Russland nicht gelang, den Weg der mittelosteuropäischen Länder einzuschlagen, die ebenso wie Russland nach dem Zerfall des Sowjetreiches vor der Aufgabe standen, Demokratie und Marktwirtschaft aufzubauen. War es unvermeidlich, dass Russland als autoritärer, neoimperialer Staat endete? Hätte es mit anderen Führungspersonen eine liberale Variante des russischen Weges geben können? Wäre die Integration Russlands in ein gemeinsames europäisches Haus möglich gewesen? Ich habe keine endgültigen Antworten auf diese Fragen. Ich vermag nur Bausteine zusammenzutragen, die zu erklären versuchen, warum die Transformation in Ostmitteleuropa nach einem anderen Muster verlief als in Russland.

			Da war als Erstes die Art und Weise der Machtübernahme. In Polen, der Tschechoslowakei, in Ungarn und der DDR ebneten sogenannte Runde Tische einen friedlichen Weg zur Demokratie. Die kommunistischen Herrscher zogen sich gewaltfrei zurück, während sich gleichzeitig überall demokratische Kräfte organisierten, die Teil einer pluralistischen politischen Landschaft wurden und sogar die Regierungen übernahmen. In den postsowjetischen Ländern gelang diese Form des Machtwechsels allein in den baltischen Staaten. In Russland hingegen wurde der Systemwechsel als Machtkampf zwischen verschiedenen Fraktionen der Kommunistischen Partei ausgefochten. Selbst als die Kommunistische Partei im August 1991 verboten wurde, blieben der Geheimdienst und die Armee als zwei gewichtige Garanten der alten Macht erhalten. Und mochte Boris Jelzin auch das erste frei gewählte Staatsoberhaupt Russlands und ein »Reformer« gewesen sein, so gelang es ihm und seinen Leuten doch nicht, ein auf Russland zugeschnittenes Programm der Transformation zu schaffen. Russland hatte keinen Führer, der aus den Reihen liberaler Dissidenten kam: keinen Lech Wałęsa, keinen Václav Havel und keinen Árpád Göncz.

			Die so andere Entwicklung in Russland hängt wiederum mit einer zweiten Besonderheit zusammen. Anders als die mittelosteuropäischen Staaten konnte Russland nicht auf historische Demokratieerfahrungen zurückgreifen. Die russische Intelligenzija, so urteilte Viktor Jerofejew, »träumte von der Befreiung vom kommunistischen Irrsinn, war jedoch politisch unfähig, die Ziele eines postkommunistischen Russlands zu formulieren«.[4] Und breite Teile der Gesellschaft fürchteten, ohne eine starke und personifizierte Zentralmacht, ohne einen »Herrn«, käme es zum Chaos. Als die dramatische und zum Teil buchstäblich kriminell ablaufende marktwirtschaftliche Transformation in den 1990er-Jahren nicht durch eine starke zentrale Macht ordnungspolitisch aufgefangen werden konnte, setzte sich in der Bevölkerung vor allem ein Wunsch durch: Wir wollen wieder Ordnung und Stabilität. Den Zusammenhalt, den in der UdSSR die Kommunistische Partei erzwungen hatte, sollte in der Russischen Föderation ein starker Präsident sichern. Eine Fortsetzung der russischen Tradition einer personalen Herrschaft wie unter den Zaren und Generalsekretären zeichnete sich deutlich ab.[5]

			Formal hat Russland die Strukturen der westlichen Demokratien zwar weitgehend übernommen. Laut Verfassung existiert eine Gewaltenteilung, es gibt ein Verfassungsgericht und ein Parlament, regelmäßig fanden und finden Wahlen mit verschiedenen Parteien und Wahlkämpfen statt. Doch diese Strukturen sind ausgehöhlt, Meinungs- und Versammlungsfreiheit sind beschnitten oder außer Kraft gesetzt, das Recht wird als Mittel der Repression gegen Oppositionelle und Künstler missbraucht. Wahlen wurden und werden manipuliert. Russland ist mittlerweile faktisch ein Ein-Mann-Regime. Und anders als in der Ukraine, in Moldawien und Georgien ist in der russischen Gesellschaft nur ein geringes Bedürfnis zu erkennen, diese autoritär geführte Struktur zu durchbrechen. Zu schwach ist die Zivilgesellschaft, die sich in den Großstädten herausgebildet hat und die durch massenhafte Emigration von unabhängigen und oppositionellen Geistern nach dem russischen Überfall auf die Ukraine weiter geschwächt worden ist. Zu stark ist die Tradition verinnerlichter Ohnmacht in den Weiten des Landes. Und so fehlen den veränderungswilligen, meist jungen Menschen die Unterstützer, die in den mittelosteuropäischen Ländern jeweils die friedliche Revolution trugen.

			Ich habe als Mitstreiter in der DDR-Demokratiebewegung und 1990 als »junger« Parlamentsabgeordneter überlegt, ob eine gelenkte Demokratie nach Art von Singapur in Russland denkbar wäre: ein autokratischer Staat in einer Übergangsphase, faktisch mit einem Einparteiensystem, der die erheblichen Restriktionen gegenüber der Opposition mit einer erfolgreichen Marktwirtschaft, geringer Korruption und einem Schutz der Bürger vor Kriminalität aufwiegt.[6] Politische Demokratisierung geht zwar nicht zwangsläufig aus steigendem Wohlstand hervor, aber eine höhere Produktivität durch Innovation führte etwa Japan, Taiwan und Südkorea auf den Weg demokratischer Reformen. In Russland war dieser Weg jedoch offensichtlich versperrt, weil dort sowohl die liberalen, marktwirtschaftlich orientierten Kräfte wie auch die ordnungspolitischen Kräfte zu schwach waren. Die liberalen Ökonomen und die politischen Reformer vermochten sich nicht gegen die kriminell zu Reichtum gelangten Oligarchen und ein machtvolles, strukturkonservatives KGB-Netzwerk durchzusetzen.

			Aufgrund dieser unterschiedlichen Ausgangslagen nahmen auch die Beziehungen Russlands zu Europa und dem Westen insgesamt einen anderen Verlauf als bei den ostmitteleuropäischen Staaten. Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion hatte sich die geopolitische Ordnung in Europa grundlegend verändert. An die Stelle von Konfrontation zwischen Ost und West sollte Kooperation treten. Die Charta von Paris (1990), unterzeichnet von 32 europäischen Ländern, den USA und Kanada, setzte sich »ein neues Zeitalter der Demokratie, des Friedens und der Einheit« als Ziel, gegründet auf Menschenrechte, freie und gerechte Wahlen, Rechtsstaatlichkeit, Toleranz, soziale Gerechtigkeit und eine gemeinsame Sicherheit. Zunächst alles entworfen und gedacht unter Einschluss von Russland. Traditionelle Probleme des Kräftegleichgewichts seien als »alte« Diplomatie abgelegt, an ihre Stelle sollten gemeinsame Ideale treten, schrieb Henry Kissinger. »Die Erweiterung der Nato bis an die Grenzen Russlands – und vielleicht sogar dessen Aufnahme – galten nun als denkbare Perspektiven.«[7] Eine Zukunft des Westens mit Moskau, nicht gegen Moskau – das war die Vision. Auch Putin erklärte noch kurz nach seinem Amtsantritt 1999 in der BBC, er könne sich sein Land einfach nicht isoliert von Europa, von der zivilisierten Welt vorstellen. Daher falle es ihm schwer, die NATO als Feind zu beschreiben.[8]

			Zunächst sah es tatsächlich so aus, als habe das von Gorbatschow beschworene »gemeinsame europäische Haus« eine Chance. Sowohl in Russland wie auch im Westen kursierten Vorschläge für eine gesamteuropäische Friedensordnung – durch Auflösung oder Umwandlung der NATO zugunsten einer gesamteuropäischen Struktur, unter Umständen sogar durch Einbeziehung Russlands in die NATO-Struktur. Ich vermag nicht zu sagen, ob es in der Regierungszeit von Boris Jelzin realistische Chancen in diese Richtung gegeben hat. Tatsächlich gewählt wurde am Ende ein anderer Weg, da relativ bald Zweifel an Russlands grundsätzlicher Kooperationsbereitschaft aufkamen. Das westliche Sicherheitsbündnis verständigte sich auf eine »Zwei-Säulen-Strategie«. Während ostmitteleuropäische Staaten grünes Licht erhielten, um die Aufnahme in das westliche Verteidigungsbündnis zu beantragen, wurde Russland auf eine andere, spezielle Weise mit dem Westen verbunden. Im Jahr 1994 wurde es Mitglied in der »Partnerschaft für den Frieden«, einer militärischen Zusammenarbeit der NATO mit europäischen und asiatischen Staaten. Und 1997 unterzeichneten NATO und Russland eine völkerrechtliche Absichtserklärung zur Regelung ihrer Sicherheitsinteressen, die NATO-Russland-Grundakte. »Wir dachten«, so Wolfgang Ischinger, damals Leiter der politischen Abteilung im Auswärtigen Amt und später Leiter der Münchner Sicherheitskonferenz, »die eine Säule ist die Einladung an neue Mitglieder. Und die andere Säule ist die Veränderung, Vertiefung, Reform des Verhältnisses NATO-Russland.«[9]

			Die Zusammenarbeit erwies sich schon sehr bald als schwierig und voller Spannungen. Russland beanspruchte weiter eine Sonderrolle. Es wollte keine beratende Rolle in der NATO, sondern ein Vetorecht. Bei gemeinsamen Treffen auf internationaler und europäischer Ebene nahm Moskau selten als konstruktiver Partner an der Gestaltung der Politik teil. So weiß der einstige deutsche Botschafter in Moskau, Rüdiger von Fritsch, aufgrund eigener Erfahrung, dass sein russischer Kollege nie Weisung hatte, Ideen einzubringen und Lösungen auf den Weg zu bringen. »Passte der russischen Politik eine Initiative der Partner jedoch nicht, lief der Kollege zu großer Form auf, um diese zu torpedieren.«[10] Ähnlich destruktiv verhält sich Moskau bis heute etwa in der Art und Weise, wie es sein Vetorecht im UN-Sicherheitsrat einsetzt.

			War es also jemals realistisch, Russland in ein westliches Bündnis einzubeziehen? Musste man nicht damit rechnen, dass ein wieder mächtig gewordenes Russland sofort danach streben würde, verloren gegangene Territorien zurückzugewinnen? An dieser Stelle kommt die Person Putins ins Spiel. Trotz seiner Illiberalität, seiner Rechtsferne und seiner zahlreichen destruktiven Aktivitäten hatten ihm die meisten europäischen Beobachter ein aggressiv-imperiales Vorgehen lange nicht zugetraut.

			Putin: postkommunistisch und nationalistisch

			Ich erinnere mich an die Zeit um die Jahrtausendwende. Als Putin Ende 1999 zunächst vorübergehend die Amtsgeschäfte übernahm und dann im März 2000 regulär zum russischen Präsidenten gewählt wurde, schien dies vielen in Deutschland ein gutes Omen zu sein. Aufgrund seiner deutschen Sprachkenntnisse und trotz seiner früheren Tätigkeit als KGB-Offizier in Dresden glaubte man an eine besondere Verbundenheit zu Deutschland und fühlte sich darin durch seine Rede am 25. September 2001 im Deutschen Bundestag bestätigt. In der »Sprache von Goethe, Schiller und Kant« lobte der Kremlchef den Geist von Berlin, den Geist der Freiheit und des Humanismus, den auch zwei schreckliche Kriege nicht hätten auslöschen können, und er versicherte seinerseits, das Hauptziel russischer Innenpolitik sei »die Gewährleistung der demokratischen Rechte und der Freiheit, die Verbesserung des Lebensstandards und der Sicherheit des Volkes«. Der Kalte Krieg sei vorbei, erklärte er. Die Welt befinde sich auf einer neuen Etappe ihrer Entwicklung. »Wir verstehen, ohne eine moderne, dauerhafte und standfeste internationale Sicherheitsarchitektur schaffen wir auf diesem Kontinent nie ein Vertrauensklima. Und ohne ein Vertrauensklima ist kein einheitliches Großeuropa möglich.« Klang das nicht nach Kooperation und gemeinsamer Zukunft?[11]

			Jedenfalls waren an jenem Tag im Bundestag alle angetan von der Rede des schmalen, schüchtern wirkenden Staatschefs, der »das starke und lebendige Herz Russlands« beschwor, »welches für eine vollwertige Zusammenarbeit und Partnerschaft geöffnet« sei. Die Abgeordneten standen auf und applaudierten. Hätte ich das auch getan, wäre ich anwesend gewesen? Durchaus möglich; es liegt mir, an das Kommen des Besseren zu glauben.

			Ob Putin damals selbst an die Möglichkeit eines gemeinsamen europäischen Hauses geglaubt und tatsächlich eine konstruktive Zusammenarbeit mit dem Westen ins Auge gefasst hat, können wir gegenwärtig nicht wissen. Im Nachhinein würde ich allerdings sagen, dass wir ihn damals weit mehr an seinen Worten als an seinen Taten messen wollten. Denn als er im Bundestag stand und einen demokratischen Rechtsstaat auch für Russland versprach, hatte er bereits mit dem Zweiten Tschetschenienkrieg jene gewaltsame Unterwerfung des Landes unter die Russische Föderation erzwungen, die Jelzin im Ersten Tschetschenienkrieg noch nicht gelungen war. Putin hatte Geiselnahmen ganzer Familien und willkürliche Hinrichtungen durchführen lassen, und auf seine Befehle hin wurde die tschetschenische Hauptstadt Grosny weitgehend zerstört. Zudem hatte er mit Bombenanschlägen in einem Moskauer Einkaufszentrum und auf Moskauer Wohnhäuser den Vorwand für den Krieg überhaupt erst geschaffen. Nach heutigen Erkenntnissen steckten hinter diesen Attentaten nämlich nicht tschetschenische Rebellen, sondern der russische Sicherheitsdienst FSB, der die Anschläge unter falscher Flagge durchführte. »Wozu Putin fähig ist, haben wir also von Beginn seiner Präsidentschaft an gesehen«, konstatierte daher etwa Fiona Hill, eine der führenden amerikanischen Russlandspezialisten.[12]

			Es mag wie eine platte antikommunistische Floskel klingen, aber für mich bestätigt der Fall Putin: Für einen Menschen, der seine wesentlichen Prägungen als KGB-Offizier in Sowjetzeiten erfahren hat, ist es völlig klar, dass im Sinne Lenins die einmal errungene Macht niemals aufgegeben werden darf. Diesem Denken und diesen Kontakten blieb Putin auch verbunden, als er den Geheimdienst nach seiner Rückkehr aus Deutschland verließ. Auch als Staatspräsident umgab er sich mit Leuten aus dem Sicherheitsdienst und vertrauten Kriminellen aus seiner Zeit in Sankt Petersburg. Außerdem betrieb er eine Politik, wie sie einem Geheimdienstler entspricht: Das freie Wort, die kritische Meinungsäußerung, die Versammlungsfreiheit sind weitestgehend verboten; freie Gewerkschaften existieren ebenso wenig wie unabhängige Parteien oder Bürgerinitiativen. Politische Gegner sind tot, inhaftiert, im Ausland oder unter einschüchternder Beobachtung. Auf einen Nenner gebracht: Putin steht im Grunde wie einst ein kommunistischer Führer für einen starken zentralen und autoritären Staat. Nur die inhaltliche Legitimierung dafür sucht und findet er nicht in der kommunistischen Ideologie. Vielmehr verbindet er Haltungen und Herrschaftstechniken aus dem Kommunismus mit dem ideologischen Rüstzeug von dessen ehemaligen Gegnern, den Nationalisten und Faschisten.

			Es ist kein homogenes Weltbild, das sich Putin zurechtgezimmert hat. Wir haben es vielmehr mit einem Konglomerat aus verschiedenen philosophischen und politischen Denkrichtungen zu tun, die in wesentlichen Punkten allerdings Schnittmengen aufweisen. Da wird einerseits der »Große Vaterländische Krieg« gegen Hitler-Deutschland beschworen, um die Unbesiegbarkeit des Landes zu demonstrieren. Putin verwies auf seinen Vater, der kein Opfer gewesen sei, sondern gekämpft und überlebt habe. Und er verknüpfte den Kampf gegen die deutschen Faschisten damals mit dem Kampf gegen die »Faschisten« in der Ukraine heute. »Wir können es wiederholen!«, lautete der Slogan, der 2014 den hybriden Krieg gegen die Ukraine rechtfertigen sollte. Ebendas war Putins Botschaft auch bei der Gedenkfeier zum 80. Jahrestag des Endes der Schlacht von Stalingrad – als setzten die Russen in der Ukraine den Kampf gegen die deutschen Faschisten fort. Dieses Mal gegen die Bandera-Leute, deren Partei im Zweiten Weltkrieg mit den Deutschen kollaboriert hatte.

			Das Narrativ von der unbesiegbaren Sowjetunion lässt sich problemlos mit Putins Vision von der »Russki Mir«, der »Russischen Welt«, verknüpfen.[13] »Russki Mir« war zunächst nur der Name einer 2007 gegründeten Stiftung, die russische Sprache und Kultur insbesondere in postsowjetischen Staaten fördern sollte. In einem Artikel für seinen Wahlkampf zur dritten Amtszeit 2011 ging Putin aber bereits weit darüber hinaus. Er schlug eine Eurasische Union vor, eine »mächtige supranationale Union, die zu einem der Pole der modernen Welt werden kann« – ein Gegenprojekt zur EU, um die Westintegration ehemaliger Sowjetrepubliken zu verhindern und um einen eigenen Machtblock zwischen Europa und China zu schaffen.[14] Sein imperialer Nationalismus sollte eine ostslawische, orthodoxe Welt umfassen mit dem russischen Volk als ethnischem und kulturellem Kern, in dem die übrigen Ethnien einschließlich der Ukrainer aufgehen oder dem sie sich ringförmig zu- und unterordnen.

			Putins imperialer Nationalismus speist sich zunächst einmal aus der Ideologie des Neo-Eurasismus, wie sie von dem 1962 geborenen Politiker und Philosophen Alexander Dugin vertreten wird, der bis 2014 an der Lomonossow-Universität lehrte und dessen Buch Die Fundamente der Geopolitik in russischen Militärschulen zur Standardlektüre zählt.[15] Dugin steht in der Tradition von antibolschewistischen russischen Intellektuellen, die während ihres Exils in den 1920er-Jahren die Vorstellung entwickelten, Russland sei geopolitisch und kulturell weder ein Teil Asiens noch Europas, sondern ein Drittes dazwischen – Eurasien. Die westlichen Ideen der Aufklärung würden Russland in den Ruin führen; russischer Nationalismus habe auf der ganz eigenen Vergangenheit und einer ganz eigenen Bevölkerung aufzubauen, in der sich russische und nichtrussische Völker vereint hätten. Dugin spricht von einem »eurasischen Ethnos«.

			Im Unterschied zu früheren Eurasiern sieht Dugin den Hauptfeind nicht in den europäischen »Romanogermanen«, sondern in »atlantischen Seemächten« unter Führung der Vereinigten Staaten. Russland kann danach nur zu seiner früheren Macht zurückkehren, wenn es sich gegen den »Atlantizismus« auflehnt und auch Mittel- und Westeuropa von der amerikanischen »Okkupation« befreit. Den ersten Schritt zur Errichtung einer unter russischer Führung stehenden eurasischen Landmacht sieht Dugin in der »Heimholung« der Ukraine. Folgerichtig begrüßte er die Besetzung der Krim 2014 und unterstützte den russischen Angriffskrieg 2022. Russland führe einen finalen Kampf, um die »Kiewer Wiege den Globalisten zu entreißen und in das Reich des Geistes zurückzuführen«.[16]

			Politische Unterstützung für eine Wiedereingliederung der Ukraine fand Putin auch bei dem russischen Schriftsteller Alexander Solschenizyn (1918 – 2008). Der Literaturnobelpreisträger, der für die Darstellung des Lagerlebens in seinem Buch Archipel Gulag weltweit berühmt wurde, plädierte zwar für einen Rückzug Russlands aus ehemaligen sowjetischen Randgebieten, suchte aber doch zusammenzuhalten, was historisch die »Rus« ausgemacht hatte. In einer »Russischen Union« sollten Russland, die Ukraine, Belarus und Nordkasachstan vereinigt bleiben.[17] Als diese Vorstellung aufgrund der Unabhängigkeitserklärung der Ukraine von der Realität überholt wurde, forderte Solschenizyn die Schaffung autonomer, ethnisch-russischer Regionen zumindest in jenen ukrainischen Gebieten, in denen die vorherrschende Sprache Russisch sei. Der gravierende Fehler der Ukraine bestehe in der »übertriebenen Expansion« auf Gebiete, die bis zu Lenin niemals ukrainisch waren: die beiden Donezk-Provinzen und der gesamte südliche Gürtel von Neurussland (Melitopol-Cherson-Odesa) sowie die Krim. »Wie viel erfolg- und nutzlosen Aufwand wird man treiben müssen, um diese Risse zu überdecken! Wie das Sprichwort sagt: Geraubtes Gut sticht ins Auge.«[18]

			Als weitere wichtige Inspirationsquelle für Putin gilt schließlich der Philosoph Iwan Iljin (1883 – 1954). Iljin, Professor der Rechtswissenschaften, gehörte zu jenen Gegnern der Bolschewiki, die 1922 mit einem sogenannten Philosophenschiff als unerwünschte Intellektuelle aus der Sowjetunion ausgewiesen wurden. Über Hitler-Deutschland emigrierte er in die Schweiz, wo er trotz seiner offenen Bewunderung für Hitler und Mussolini Asyl erhielt. In seinem Text »Was bringt der Welt die Aufteilung Russlands?« von 1950 warnte Iljin in drastischen Worten vor einer Aufteilung Russlands. Sie sei territorial und ethnisch unlösbar und werde nur zu Racheakten, Pogromen und Bürgerkriegen zwischen den Völkern wie auf dem Balkan führen. Eine unabhängige Ukraine wäre außerdem nichts anderes als ein Satellit Deutschlands. Iljin sah nur zwei Möglichkeiten: »Entweder wird in Russland eine nationale Diktatur entstehen, die die Zügel fest in die Hand nimmt, Russland eint und alle separatistischen Bewegungen im Land unterbindet, oder eine solche Diktatur wird nicht entstehen, dann aber beginnt im Land ein unvorstellbares Chaos.«[19]

			Als ich vor einigen Jahren zum ersten Mal über diese Konzepte las, erschienen sie mir so aus der Zeit gefallen, dass mir gar nicht in den Sinn kam, sie könnten handlungsleitend für russische Politik werden. Europa diskutierte über Möglichkeiten von Demokratie auch auf supranationaler Ebene und öffnete sich zunehmend seinen Verfehlungen in kolonialer Zeit – und Russland suchte einen Nationalstaat zu schützen, der gleichsam seine imperialen Ansprüche erneuerte? Immerhin galt Putin trotz allem als Realist, zwar ein Gegner westlicher Werte, aber doch kein Anhänger eines faschistischen und zudem imperialistischen Kurses. Wie könnte er so wahnsinnig sein und eine militärische Auseinandersetzung mit inzwischen unabhängig gewordenen Staaten suchen? Letztlich glaubte auch ich noch wie die meisten Politiker des Westens daran, Putin werde sich bei einer Kosten-Nutzen-Abwägung gegen eine offen revisionistische Politik entscheiden.

			Erst als ich auf den Text »Russlands Entwicklungspfad« des russischen Politikwissenschaftlers Dmitrij Furman aus dem Jahr 2011 stieß,[20] ist mir bewusst geworden, dass ich Putin zwar in seiner kommunistischen Prägung zu lesen verstand, aber unterschätzt hatte, welche Kraft in Russland immer noch einem ganz spezifischen, lange tradierten nationalen Narrativ innewohnt, das auf eine fatale Weise russische Identität mit einem imperialen Anspruch verknüpft. Furman sah Russland in einer »nachholenden Entwicklung«, wo selbst Ende des 20. Jahrhunderts das Selbstverständnis »nicht vollständig dem imperialen und sowjetischen Kokon entschlüpft« sei. Sein Text gibt nicht nur Aufschluss darüber, warum sich dieses Narrativ als Legitimation für Putins Politik eignete, sondern auch darüber, warum dieses Narrativ in der Gesellschaft verfangen konnte. Hier daher in gebotener Kürze Furmans Gedankengang:

			In der Zarenzeit wurde das – wie es eigentlich korrekt heißen muss – Russländische Imperium nicht durch die ethnische Zugehörigkeit zusammengehalten, sondern durch Standes- und Klassenzugehörigkeiten. Das Russländische Imperium war viel größer als der ethnisch-russische Kernbereich; allein schon im Namen »russländisch« kam zum Ausdruck, dass das Imperium zwar auf ethnischer Grundlage entstanden war, aber Volk (russki – »russisch«) und Imperium (rossijski – »russländisch«) nicht identisch waren. Denn durch die Eroberung zahlreicher Länder und durch die Rekrutierung ausländischer Bürger für die Elite gehörten zum Russländischen Imperium auch Ukrainer, Juden, Tataren, Moldawier, Baschkiren sowie viele Deutsche, Finnen und Letten, die der Dynastie loyal ergeben waren, aber nicht unbedingt ein Gefühl der ethnischen Nähe zu den Russen entwickelten. Zwar bekannten sich die Zaren, wenn sie nichtrussischer Herkunft waren, zur Orthodoxie als Staatsreligion und identifizierten sich mit den Russen. Als ethnische Gemeinschaft besaßen die Russen jedoch keine Macht. Im Gegenteil; sie waren weniger frei und wohlhabend als andere Völker. Am Ende des 19. Jahrhunderts waren beispielsweise nur 29,3 Prozent der Russen alphabetisiert; unter den Finnen im Land waren es 98,3 Prozent, unter den Deutschen 78,5 Prozent und unter den Juden 50,1 Prozent.[21]

			Als im 19. Jahrhundert die Völker des Imperiums wie andere unterdrückte europäische Völker auch eigene, ethnisch bestimmte Nationalstaaten anstrebten, empörten sich russische Nationalisten über den nichtrussischen Charakter der Elite ihres Landes und darüber, dass Minderheiten wie jene der Deutschen und Finnen mehr Rechte besaßen als die Russen. Doch im Kampf für einen eigenen Nationalstaat gerieten sie in einen nicht zu lösenden Konflikt. Sie wollten zwar »Russland den Russen«, doch der russische Nationalstaat sollte sich nicht auf das ethnisch-russische Gebiet beschränken, da dieses erheblich kleiner war als das bestehende Imperium. Sie wollten daher auch keine »Ukraine den Ukrainern« und kein »Polen den Polen«, denn die Unabhängigkeit dieser Länder hätte ihr großrussisches Imperium zerstört.

			Vor allem die Ukraine war in ihren Augen ein selbstverständlicher Teil Russlands. »Der russische Nationalismus setzte sich somit Ziele, die sich gegenseitig ausschließen: einen russischen Nationalstaat zu gründen und das Imperium aufrechtzuerhalten«, stellte Furman fest und urteilte: »Das, was der russische Nationalismus verlangte, war eine Utopie, deren Umsetzung Pogrome, die Deportation ganzer Völker und eine Zwangsrussifizierung voraussetzte. So wurde auch der Antisemitismus zu einem konstitutiven Merkmal des russischen Nationalismus.«[22] Andere unterdrückte Völker verbündeten sich im 19. Jahrhundert während des Völkerfrühlings im Kampf für Freiheit und nationale Einheit; der russische Nationalismus hingegen geriet mit seiner antiliberalen und imperialen Ideologie zwangsläufig in Widerspruch zu den liberalen Unabhängigkeitsbestrebungen seiner Nachbarvölker.

			Die Sowjetunion sollte den eigentümlichen imperialen Charakter des russischen Nationalismus untermauern. Einerseits erhielten die einst im Zarenreich unterjochten Völker von Lenin eigene Sowjetrepubliken und konnten einen begrenzten »Republikpatriotismus« entwickeln – doch eine entsprechende russische Republik war nicht vorgesehen. Die »Russländische« Sowjetrepublik wurde stattdessen nach dem »Restprinzip« gebildet. Sie war supranational und umfasste auch als autonom deklarierte Gebiete, die aufgrund ihrer geringen Größe keine eigenen Republiken bilden konnten. Im Unterschied zu den anderen Sowjetrepubliken verfügte sie auch nicht über alle Institutionen wie die übrigen Sowjetrepubliken, so hatte sie keine eigene Kommunistische Partei und keine eigene Akademie der Wissenschaften; Russen konnten sich aufgrund der Bevorzugung von Vertretern ehemals »unterjochter Nationen« bei der Aufnahme an Hochschulen sogar diskriminiert fühlen.

			Andererseits erfuhren Russen aber verschiedene »Kompensationen«: Die Russen waren das zahlenmäßig größte Volk, als offizielle Sprache galt allein das Russische, unter Stalin wurde die Politik der Russifizierung wiederbelebt, Russen waren offiziell das führende Volk – im Rang des älteren Bruders. Und außerhalb des Landes galt das sowjetische Imperium als »Imperium der Russen«. Wozu brauchten die Russen einen eigenen Nationalstaat, wo doch die ganze Sowjetunion ein russischer Staat war? Wozu brauchten sie ein eigenes nationales Haus, wenn ihr Patriotismus ein sowjetisches Kleid trug? So löste sich das russische nationale Bewusstsein auch in sowjetischen Zeiten nicht aus dem imperialen Bann. »Russen«, so Furman, »konnten sich kaum vorstellen, in einem eigenen nationalen ›Haus‹ zu leben anstatt in einem gewaltigen Vielvölkerstaat, in dem sie das führende Volk sind.«[23] Es war nur konsequent, dass Russen im Gegensatz zu den Ukrainern beim Zerfall der Sowjetunion nicht für die Unabhängigkeit votierten. Noch wenige Monate vor der Auflösung der Sowjetunion, im März 1991, hatten sie sich in einem von Gorbatschow abgehaltenen Referendum für einen Erhalt der Sowjetunion ausgesprochen, obwohl sie dieses Imperiums längst müde geworden waren.

			So weit Dmitrij Furman.

			Nachdem mir durch ihn so recht bewusst geworden war, wie lange und wie tief das russische Selbstverständnis mit einem imperialen Anspruch verknüpft ist, vermochte ich noch einmal neu zu ermessen, warum der Zerfall der Sowjetunion für Putin »die größte geopolitische Katastrophe des 20. Jahrhunderts« darstellte. Während die mitteleuropäischen und die postsowjetischen Staaten von dem Systemwechsel profitiert haben und glücklich waren, als sie ihre nationale Souveränität und Freiheit wiedergewannen (oder erstmals gewannen), hat Russland verloren, weil es nicht mehr Kern eines großen Imperiums blieb, sondern als Reststaat in eine Identitätskrise geraten ist.

			Zwei Lösungen waren im Prinzip denkbar. Entweder würde es Russland gelingen, das russische Nationalbewusstsein »aus dem Bann des Imperialen« zu befreien und das Nationale mit dem Demokratischen zu versöhnen. Oder es würde die Tradition eines Russländischen Imperiums fortsetzen, das auf der Unterdrückung nichtrussischer Völker besteht. Putin hat sich für diesen zweiten Weg entschieden.

			Auf jeden Fall ergibt die nähere Betrachtung, dass der Kern der Probleme in Russland nicht aus der Bedrohung von außen resultiert, sondern in der Entwicklung der Nation selbst begründet ist. Russlands neoimperiale Politik allein aus einer Kränkung durch den Westen und einem Phantomschmerz zu erklären, wie es sich in den letzten Jahren im Westen eingebürgert hat, geht daher fehl. »Das große Russland«, schreibt der Historiker Karl Schlögel, »ist nicht Opfer, so sehr Putin sich dazu stilisieren möchte. Die Erniedrigung und Demütigung, von der er immer wieder spricht und aus der er demagogisches Kapital schlägt, ist nicht durch Einkreisung und Bedrohung von außen erzeugt, sondern durch die beschämende Situation im größten Land der Welt, das sich unter Putin als unfähig erweist, die notwendigen Schritte ins 21. Jahrhundert zu tun.«[24]

			Der Mythos der Einkreisung

			Deutschland, aber auch andere europäische Länder haben über viele Jahre nicht wahrhaben wollen, dass Putin eigene aggressive Ambitionen hinter einem Opfernarrativ verbarg. Mit einigem Erfolg konnte er vermitteln: Nicht er, Putin, strebe nach erneuter Machtausweitung, vielmehr seien es vor allem die Vereinigten Staaten, die ihre Grenzen »in allen Sphären« überschritten hätten und Russland durch die NATO-Osterweiterung einzukreisen versuchten. Auf der Münchner Sicherheitskonferenz 2007 führte Putin einen Frontalangriff gegen die USA, der im Westen einen Schock auslöste. Er warnte das westliche Verteidigungsbündnis davor, weiter nach Osten vorzurücken, und stellte »die gesamte Architektur der globalen Sicherheit« infrage.

			»Was ist aus jenen Garantien geworden, die uns die westlichen Partner nach dem Zerfall des Warschauer Vertrages gegeben haben?«, so seine rhetorische Frage. Der Westen habe getäuscht oder gelogen, erst zugesichert, die NATO werde sich eine Selbstbeschränkung auferlegen, dann das Verteidigungsbündnis aber doch nach Osten ausgeweitet. Russlands Ängste vor einer militärischen Einkreisung seien begründet gewesen, sind denn auch »Putin-Versteher« im Westen bis heute überzeugt.[25] Gibt es demnach für den Westen Anlass zur Selbstkritik? Was geschah in dem entscheidenden Zeitraum von November 1989 bis September 1990, als die Rolle der NATO in Zusammenhang mit den Verhandlungen über die deutsche Wiedervereinigung erörtert wurde?

			Eines stimmt zweifellos: In einer Orientierungsphase, in der die Regierung unter Helmut Kohl nach Wegen suchte, die Bedenken gegen eine deutsche Wiedervereinigung auf westlicher und besonders östlicher Seite zu zerstreuen, existierten durchaus unterschiedliche Optionen. Außenminister Hans-Dietrich Genscher positionierte sich zunächst gegen eine Erweiterung des westlichen Verteidigungsbündnisses. In seiner Rede am 31. Januar 1990 an der Evangelischen Akademie Tutzing erklärte er: »Eine Ausdehnung des Nato-Territoriums nach Osten, das heißt näher an die Grenze der Sowjetunion heran, wird es nicht geben […]. Der Westen muss auch der Einsicht Rechnung tragen, dass der Wandel in Osteuropa und der deutsche Vereinigungsprozess nicht zu einer Beeinträchtigung der sowjetischen Sicherheitsinteressen führen dürfen.«[26] Etwas abgestuft äußerte sich der amerikanische Außenminister James Baker einige Tage später gegenüber dem sowjetischen Staatspräsidenten Michail Sergejewitsch Gorbatschow in Moskau: Vorstellbar sei eine NATO-Mitgliedschaft Deutschlands, ansonsten werde sich die NATO »nicht einen Zoll in östliche Richtung« ausdehnen.[27] Die beiden Außenpolitiker hielten ein derartiges Zugeständnis offenkundig für unerlässlich, um die Zustimmung Moskaus zu einer Wiedervereinigung Deutschlands nicht zu riskieren. Doch ihre Regierungschefs trafen eine andere Entscheidung. Und erstaunlicherweise setzten sie diesen Kurs in relativ kurzer Zeit durch.

			Noch bei den ersten Verhandlungen über den Zwei-plus-Vier-Vertrag zur Deutschen Einheit Anfang Mai 1990 in Bonn pochte der sowjetische Außenminister Eduard Schewardnadse auf die Neutralität eines wiedervereinigten Deutschlands. Der realpolitische Druck veränderte die Lage dann allerdings relativ schnell. Gorbatschow kämpfte um sein politisches Überleben und brauchte die finanzielle Unterstützung des Westens: Würde die Sowjetunion zahlungsunfähig und Gorbatschow auf dem Parteitag im Juli 1990 nicht wiedergewählt, drohten die Verhandlungen wesentlich schwieriger zu werden. Schon Mitte Mai schickte Kohl eine Kreditzusage über fünf Milliarden Mark an Moskau.

			Bei einem Treffen mit Bush senior Ende Mai 1990 gab Gorbatschow erstmals zu erkennen, dass er sich einen NATO-Beitritt Deutschlands durchaus vorstellen könne.[28] »Wir stellten Gorbatschow die Frage: Glauben Sie, dass jedes Land wählen darf, welchem Sicherheitsbündnis es sich anschließen will?«, erinnerte sich Außenminister James Baker an den ungewöhnlichen Augenblick. »Und er sagte: Ja, natürlich.«[29] Offensichtlich hatten mit dieser Antwort nicht einmal Gorbatschows Delegationsmitglieder gerechnet. »Das war einer der ungewöhnlichsten diplomatischen Momente, die ich je erlebt habe«, so Bob Zoellick, Chefstratege im US-Außenministerium. »Man konnte seine Delegation, Schewardnadse und die Generäle, bei diesem Schachzug förmlich zusammensinken sehen.«[30]

			Bei einem Besuch Kohls bei Gorbatschow im Juli 1990 bekräftigte dieser seine zustimmende Haltung. Und so unterzeichneten Deutschland, die Sowjetunion, die USA, Großbritannien und Nordirland am 12. September 1990 in Moskau den Zwei-plus-Vier-Vertrag über die deutsche Wiedervereinigung. Deutschland wurde ein souveränes Land; die Wahl des Bündnisses steht ihm seitdem frei. Deutschland (West und Ost) verpflichtete sich zur Begrenzung seiner Streitkräfte, die Sowjetunion zum Abzug ihrer Truppen bis Ende 1994. Für die Zeit nach dem Abzug der sowjetischen Truppen wurde deutschen, in die NATO eingebundenen Streitkräften die Stationierung in den neuen Bundesländern erlaubt, »allerdings ohne Kernwaffenträger«. Ausländischen Streitkräften und Atomwaffen hingegen wurde die Stationierung in den neuen Bundesländern untersagt. Weitere Festlegungen wurden nicht getroffen, die sicherheitspolitische Zukunft Ostmitteleuropas blieb in diesem Kontext unberücksichtigt.

			Dass die NATO-Osterweiterung kein Gesprächsgegenstand war, haben führende Verhandlungspartner auf sowjetischer Seite später bestätigt. So erklärte der ehemalige Außenminister Schewardnadse 2009: »Eine Ausweitung der NATO über Deutschlands Grenzen stand nicht zur Debatte. Als ich Außenminister der Sowjetunion war, war die Erweiterung der NATO über Deutschlands Grenzen hinaus niemals Gegenstand der Verhandlungen. Ich sehe bis heute nichts Schlimmes in der NATO-Erweiterung.«[31] Und Michail Gorbatschow äußerte im Oktober 2014 gegenüber der russischen Zeitung Kommersant: »Über das Thema NATO-Expansion wurde überhaupt nicht diskutiert, und es wurde in diesen Jahren (1990/91) nicht aufgeworfen. Nicht ein einziges osteuropäisches Land hat diese Frage angesprochen. Westliche Führer haben sie auch nicht aufgebracht.«[32] Und eben: er selbst auch nicht, jedenfalls nicht als schriftliche Verpflichtung seitens des Westens. Insofern kann von einem »gebrochenen Versprechen« nicht die Rede sein.

			Wenn später von Moskauer Seite behauptet wurde, es habe zwar keine schriftliche Übereinkunft, aber während der Gespräche eine mündliche Zusicherung von westlicher Seite gegeben, die NATO nicht nach Osten auszuweiten, der Westen habe mithin ein Gentlemen’s Agreement gebrochen, dann kann ich nur Rüdiger von Fritsch zitieren, den ehemaligen deutschen Botschafter in Moskau. »Von den professionellen Qualitäten meiner sowjetischen beziehungsweise russischen Kollegen«, schrieb er in seinen Erinnerungen, »habe ich […] eine hohe Meinung. Sie sind zu gut, als dass sie vergessen hätten, etwas aufzuschreiben – schon gar nicht, wenn es fundamental die Interessen ihres Landes betraf.«[33]

			Gegen die These der gezielten Einkreisung spricht auch, dass nicht der Westen die mittelosteuropäischen Staaten zum NATO-Beitritt gedrängt hat – er reagierte umgekehrt zunächst sogar zurückhaltend auf deren Beitrittswünsche, da er Belastungen im Verhältnis zur Sowjetunion fürchtete. Vielmehr waren es die Sowjetunion beziehungsweise Russland selbst, die die jungen Demokratien durch ihre Politik in die Arme der NATO trieben. Ihre Militäraktionen in Transnistrien, Abchasien und im Ersten Tschetschenienkrieg 1994 sowie die instabile Lage auf dem Balkan sorgten dafür, dass die mittelosteuropäischen Staaten einen sicherheitspolitischen Schutz vor einem Russland suchten, das ihnen erneut als Bedrohung erschien.

			Selbst wenn der Westen die Kommunikation mit Russland über die NATO sorgfältiger gehandhabt hätte, selbst wenn unkluge Bemerkungen (wie die von Barack Obama, Russland sei eine Regionalmacht) nicht gefallen wären, selbst wenn die NATO Formen der Zusammenarbeit gefunden hätte, die über den NATO-Russland-Rat hinausgegangen wären, so dürfte dies nach Meinung der ehemaligen amerikanischen Sicherheitsberaterin Fiona Hill letztlich kaum etwas an Putins Absicht geändert haben, »die russische Vorherrschaft wieder zu stärken«.[34] Zwar hatte Russland den Sitz der Sowjetunion im Weltsicherheitsrat geerbt und sich die Atomwaffen gesichert, die aus sowjetischen Zeiten noch in Kasachstan, Belarus und der Ukraine lagerten. Doch das Land war im Zuge einer faktischen Dekolonisierung geschrumpft; Grenzen wurden dort gezogen, wo zuvor keine Grenzen waren; Russen, die als Diaspora in anderen Ländern lebten, waren tatsächlichen oder angeblichen Schmähungen und Diskriminierungen ausgesetzt. Russland wurde auch nicht mehr gefragt oder gefürchtet, wenn Amerika in Staaten vordrang, die, wie der Irak, traditionell zu den wichtigsten Verbündeten Moskaus gehört hatten. Zudem begann sich das westliche »Virus«, also Vorstellungen von bürgerlicher Freiheit und Demokratie, wie sie große Teile der Bevölkerung in den Farbenrevolutionen der Nachbarländer Georgien und Ukraine erfasst hatten, auch in russischen Städten zu verbreiten.

			Diese Kränkungen wettzumachen, die Zeit zurückzudrehen und zu korrigieren, was durch den Zerfall der Sowjetunion auseinandergebrochen ist – das scheint mir das eigentliche Movens von Putin zu sein. Um Russland wieder als »außergewöhnlichen Staat« mit einer besonderen historischen Mission zu etablieren, um Moskau wieder zum Kern eines Großrusslands, einer »Russki mir« zu machen. So dürfte es kein Zufall sein, dass er sich mit Darstellungen jener russischen Herrscher umgibt, die Russlands Macht und Territorium zu mehren wussten: Peter der Große, Katharina die Große, Alexander I. und Nikolaus I. Zeitweilig reichte ihr Reich von Warschau bis Sibirien, von Finnland bis zur Krim. Ihre Büsten stehen in jenem Saal, in dem Putin vor dem Ukrainekrieg ausländische Staatschefs wie Emmanuel Macron und Olaf Scholz empfing. Auch seine Inszenierungen sollen zeigen: Wer von der Wiederherstellung eines Großreichs besessen ist, lässt sich nicht mit Vorschlägen zu »gesichtswahrenden Kompromissen« einfangen. Er braucht solche Kompromisse nicht.

			Russland und die Ukraine

			Welche Tiefenschichten Putins Angriffskrieg sowohl in der russischen wie auch in der ukrainischen Gesellschaft berührt, ist mir erst nach und nach deutlich geworden, als ich mich mit der jahrhundertealten komplizierten Geschichte der russisch-ukrainischen Beziehungen auseinanderzusetzen begann. Es ist die Geschichte eines Streits um das Erbe und um die Interpretationshoheit, die Geschichte von Bevormundung und Emanzipation, von Annäherung und Abstoßung, die Geschichte auch des ukrainischen Bemühens, sich aus der russischen Dominanz zu lösen und im Westen als eigenständig wahrgenommen zu werden. Sehr hilfreich erwiesen sich dabei die Bücher des Schweizer Historikers Andreas Kappeler, der sich seit den 1980er-Jahren als einer der ersten deutschsprachigen Wissenschaftler mit der Ukraine beschäftigt,[35] sowie des ukrainischen Historikers Serhii Plokhy, der seine Karriere an der Universität in Dnipropetrowsk begann, seit 2007 an der Harvard University lehrt und als einer der weltweit führenden Spezialisten für die Geschichte Osteuropas und der Ukraine gilt.[36]

			Am Anfang steht die Kyjiwer Rus, die gemeinsame historische Wiege. Die ukrainische, die belarussische und die russische Nation beziehen sich gleichermaßen auf das mittelalterliche Herrschaftsgebiet verschiedener Stämme, das 988 aus Byzanz das orthodoxe Christentum übernahm. Anfang des 13. Jahrhunderts geriet die Rus unter die zerstörerische mongolische Herrschaft, Ende des 15. Jahrhunderts fielen fast alle Territorien, die später die Ukraine bilden sollten, zunächst an Litauen, dann an die polnisch-litauische Adelsrepublik, den seit 1569 zweitgrößten Flächenstaat in Europa (nach dem Moskauer Großfürstentum) mit Einwohnern unterschiedlicher Konfessionen, Muttersprachen und Rechte.

			Ein besonderes Spannungsfeld entwickelte sich in den Grenzgebieten im Osten des Landes. Südlich von Kyjiw lebten Kosaken – zunächst als Fischer und Fallensteller abseits von Siedlungen und besserten ihre Einkünfte durch Raubüberfälle auf Händler, Tataren und Osmanen auf. Später entwickelten sie eine geschlossene militärische Bruderschaft, die zur Grenzsicherung der polnischen Adelsrepublik gegen Tataren und Osmanen eingesetzt wurde und an der Seite des polnischen Heeres auch erfolgreich Angriffe der Osmanen abwehrte. Doch willkürliche Übergriffe von lokalen Magnaten auf Kosakeneigentum, Druck auf den orthodoxen Glauben der Ruthenen (Ukrainer) und ein polnischer Adel, der die ukrainischen Bauern in seine Abhängigkeit brachte, führten dazu, dass die Ukrainer sich mehrfach gegen die polnisch-litauische Herrschaft erhoben.

			Am bekanntesten wurde der Kosakenaufstand unter Führung des Hetmans Bohdan Chmelnyzkyj, der von 1648 bis 1657 andauerte. Chmelnyzkyj, ein Kleinadliger und Kosakenoffizier, konnte das polnische Heer gemeinsam mit den verbündeten Krimtataren mehrfach besiegen und weit nach Westen bis zur ethnischen polnisch-ukrainischen Grenze zurückdrängen. In Kyjiw wurde Chmelnyzkyj gefeiert als Moses, der das Volk der Rus aus der polnischen Gefangenschaft führte. Er »war nicht mehr nur Kämpfer für die Sache der Kosaken«, urteilt Plokhy, »sondern hatte die Führung der gesamten Nation übernommen«.[37] Zwei Jahre dauerte der Siegeszug, dann verließ Chmelnyzkyj das Kriegsglück, da die Krimtataren ihn mehrfach im Stich ließen. Da der Kosakenführer ohne einen Verbündeten aber nicht die ganze Ukraine und Teile von Belarus hätte erobern können, ging er als das geringere Übel gegenüber anderen Alternativen ein Bündnis mit Zar Alexei Michailowitsch ein. Am 8. Januar 1654 schworen Chmelnyzkyj und eine Gruppe von Kosakenoffizieren dem neuen Herrscher in Perejaslaw die Treue; als Gegenleistung bot Moskau Unterstützung im Kampf gegen Polen und gewährte den Kosaken, »wozu der polnische König nie seine Zustimmung gegeben hatte: die Anerkennung eines eigenen Staates«.[38]

			Damals konnte niemand ahnen, welch große Bedeutung der Vertrag von Perejaslaw in den nationalen Narrativen beider Staaten spielen sollte. Die Ukrainer wollen in ihm bis heute nur ein zeitweiliges Zweckbündnis sehen, betonen aber gleichzeitig die Gründung ukrainischer Staatlichkeit und als Folge dessen den historischen Beginn der Beziehungen zwischen Russland und der Ukraine als »eigenständigen Nationen«.[39] Die russische Geschichtsschreibung erklärt den Vertrag umgekehrt als »Wiedervereinigung« von »zwei Hälften einer Nation« beziehungsweise als den Beginn einer dauerhaften Eingliederung der Ukraine in das Russländische Imperium. Das 300-jährige Jubiläum wurde in der Sowjetunion 1954 mit großem Pomp gefeiert. Entsprechend führte Putin im September 2013 bei einem jährlichen Treffen russischer Wissenschaftler, Journalisten und ausgewählter Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens aus: »Wir haben gemeinsame Traditionen, eine gemeinsame Mentalität, eine gemeinsame Geschichte und eine gemeinsame Kultur. Unsere Sprachen ähneln sich sehr. In dieser Hinsicht sind wir ein Volk.«[40]

			Der Fall Chmelnyzkyj demonstriert das grundlegende Dilemma des ukrainischen Nationalstaatsprojekts. »Um zu überleben«, so Plokhy, »und ihren Einfluss auf die breite Bevölkerung auszudehnen, musste sich die ukrainische nationale Bewegung ihren Weg bahnen zwischen zwei osteuropäischen Kulturgrößen, welche die Ukrainer als Rohmaterial für ihre eigenen Nationenbildungsprojekte betrachteten […]. Ohne den richtigen Kurs zu steuern zwischen seinem Westen in der Gestalt Polens und seinem Osten in der Gestalt Russlands wäre das ukrainische Nationalprojekt nie aufgeblüht.«[41]

			Eine große Rolle für das »nationale Erwachen« spielte die ukrainische Literatur. Junge Intellektuelle, meist Abkömmlinge des Kosakenadels, brachten im 19. Jahrhundert ukrainischsprachige Dichtungen und Abhandlungen über die ukrainische Sprache heraus. An der Universität Kyjiw entstand die erste politische Organisation der Ukrainer, die »Gesellschaft der Heiligen Kyrill und Method«, zu deren Mitgliedern auch Taras Schewtschenko (1814 – 1861) zählte. Er ist bis heute die bedeutendste historische und literarische Gestalt des Landes, Sohn eines Leibeigenen, ein Sprachrohr des Aufbegehrens gegen Unfreiheit, ein gesamtnationales Symbol. Über 1000 Denkmäler und Gedenkstätten sind ihm in der Ukraine gewidmet.

			Schewtschenko hatte das große Glück, von seinem Grundherrn eine Ausbildung in Sankt Petersburg ermöglicht zu bekommen, wo er sich dank der Unterstützung von Freunden aus der Leibeigenschaft freikaufen konnte. Er sprach sich für eine Föderalisierung und Demokratisierung des Zarenreichs aus, sah Russland und die Ukraine als gleichwertige Teile darin[42] und schrieb seine Gedichte auf Ukrainisch. Mit der Verbreitung seiner Gedichte könnten Ideen über die Möglichkeit eines selbstständigen ukrainischen Staates Wurzeln schlagen, berichtete der Petersburger Geheimdienst besorgt an den Zaren. Schewtschenko wurde verhaftet und verbannt; nach seiner Entlassung stand er bis zu seinem Tod im März 1861 in Sankt Petersburg unter Polizeiaufsicht. Doch seine Botschaft hatte sich da bereits längst verbreitet. Bei der Überführung seiner sterblichen Überreste in die ukrainische Heimat säumten Zehntausende den Weg zu seiner letzten Ruhestätte. Eine derartige Demonstration ukrainischen Selbstbehauptungswillens hatte das Zarenreich noch nicht erlebt.[43]

			Die ukrainische Nationalbewegung stieß allerdings nicht nur bei den russischen Behörden, sondern auch bei der russischen Nationalbewegung auf Ablehnung. Slawophile und selbst »progressive« Westler sahen zwar in den westeuropäischen Nationalstaaten ein Vorbild auch für ein modernes Russland, doch der Ukraine sprachen sie das Recht auf eine eigene Staatlichkeit ab. Auch für sie war die ukrainische Geschichte im besten Fall ein »Nebenfluss«, der in den großen Fluss der russischen Geschichte münde. Die russische Kultur galt ihnen als die zweifellos überlegene, der eine rückständige, »halbwilde« Ukraine ihre zivilisatorischen Fortschritte verdanke.[44]

			Allerdings machten sich die angeblich so überlegenen Russen mit ihrer Vorstellung von der »allrussischen« Nation auf eine fatale Weise von der Ukraine abhängig. Weil sie Kleinrussland (Ukraine), Weißrussland und Großrussland als einen Körper empfanden, als etwas Ganzes und Unteilbares, hätte die Separation eines der Teile das Gleiche bedeutet, »wie einen Körper in seine Bestandteile zu zerstückeln«.[45] Die Existenz der russischen Nation war somit unauflöslich an die Einheit der drei Völker gebunden. Der russische Politiker Peter Struve warnte 1912: Falls die ukrainische Intelligenz das Volk mit ihrem »Ukrainertum« ansteckte, würde dies zu einer gigantischen und beispiellosen Spaltung der russischen Nation führen und mit einem wahren Desaster für Staat und Volk enden.[46]

			Russland musste die Unabhängigkeit der Ukraine mithin fürchten. Kaum jemand unter den Beobachtern im Westen hat dies so gut verstanden wie Zbigniew Brzeziński, der schon erwähnte polnisch-amerikanische Politikwissenschaftler, als er konstatierte, eine Unabhängigkeit der Ukraine stelle den russischen Anspruch, der »von Gott auserkorene Bannerträger einer gemeinsamen panslawistischen Identität zu sein, geradezu im Kern in Frage«.[47] An der Ukraine, so hat Brzeziński 1997 hellsichtig prognostiziert, werde sich entscheiden, ob Russland sich an Europa orientiere oder in imperiales Auftrumpfen zurückfalle. »Allein schon die Existenz einer unabhängigen Ukraine hilft, Russland zu verändern. Ohne die Ukraine hört Russland auf, ein eurasisches Imperium zu sein. Es kann zwar immer noch imperialen Status beanspruchen, würde dann aber in Konflikte mit den zentralasiatischen Staaten verwickelt. […] Wenn Russland aber die Kontrolle über die Ukraine zurückgewinnt, wäre es wieder eine Imperialmacht.«[48]

			Der Weg der Ukrainer zu einem eigenen, unabhängigen Staat war in jedem Fall lang und voller Enttäuschungen und Rückschläge. Vor dem Zerfall der Sowjetunion errangen sie die Unabhängigkeit nur ein einziges Mal, zwischen 1918 und 1921, in den Wirren nach dem Ersten Weltkrieg und der Oktoberrevolution. Im nationalen Narrativ nimmt der kurzlebige Nationalstaat der Jahre 1918 bis 1921 aber eine wichtige Rolle ein. 1991 übernahm die Ukraine seine Symbole: das Wappen des Dreizacks (tryzub), die blau-gelbe Flagge, die Nationalhymne und die Währung Hrywnja.

			Allerdings konnte die Ukraine den Prozess der Nationsbildung überraschenderweise noch eine Zeit lang in der Sowjetunion fortsetzen. Lenin hat die Ukraine zwar nicht geschaffen, er ist nicht ihr »Erfinder und Architekt«, wie Putin behauptet. Aber als Gegner der Theorie vom »allrussischen Volk« setzte er auf eine Union von Sowjetrepubliken, die den nichtrussischen, vom zaristischen Russland verfolgten Völkern ermöglichte, ihre nationalen Traditionen partiell zu pflegen. So besaßen die Ukrainer erstmals eigene politische Institutionen und Symbole und ein von Moskau anerkanntes nationales Territorium, das die meisten ethnischen Ukrainer umfasste.[49]

			Der Rückschlag kam mit Stalin. Die Kampagne zur Kollektivierung der Landwirtschaft im Herbst 1929 traf zwar alle Getreide produzierenden Regionen der Sowjetunion, die Ukraine als eine der ertragreichsten allerdings besonders hart. Es kam zu Bauernaufständen und Angriffen auf sowjetische Verwalter und Aktivisten. Allein im März 1930 wurden über 1700 Revolten gezählt.[50] Daraufhin wies die Regierung Armee und Geheimpolizei nicht nur an, die Rebellenführer zu verhaften und ins Gefängnis zu werfen; sie ließ auch bis zu 75 000 angebliche Kurkulen-Familien (russisch: Kulaken), das heißt Bauern, die nicht zur ärmsten Schicht des Dorfes gehörten, in abgeschiedene Gebiete von Kasachstan und Sibirien deportieren, wo sie häufig an Krankheiten und Unterernährung starben.

			Als die Bauern das unerfüllbar hohe Abgabesoll an Getreide in der Folgezeit nicht aufbringen konnten, trieben Requirierungskommissionen gewaltsam alles ein, was an Essbarem zu finden war, nicht nur Getreide, auch zuvor geschlachtetes Vieh und die wenigen letzten Lebensmittel, die noch irgendwo versteckt lagen. Der dadurch verursachten Hungersnot, dem sogenannten Holodomor, fielen in der Ukraine zwischen 1932 und 1934 nahezu vier Millionen Menschen zum Opfer, fast jede achte Person.

			Stalin schrieb das Scheitern der Kollektivierungsmaßnahmen nicht nur dem Widerstand der Bauern zu, sondern auch einem heimlichen Widerstand der ukrainischen Parteikader. Teile von ihnen standen im Verdacht einer nationalistischen Abweichung, galten als »verdorbene Elemente« (Stalin) und Anhänger von Symon Petljura, dem kurzzeitigen Regierungschef der ukrainischen Eigenstaatlichkeit nach dem Ersten Weltkrieg. Tausende Parteikader wurden entlassen oder verhaftet. Die Hungersnot, urteilt Plokhy daher, »war nicht nur ein Ergebnis von Stalins Politik gegen die Bauernschaft und den Parteiapparat, sondern auch seiner geänderten Nationalitätenpolitik, die den Widerstand gegen die Getreiderequirierungen nun mit Nationalismus gleichsetzte.«[51]

			Dieser Blick in die Geschichte belegt deutlich: Sie hatte einen langen Vorlauf, die unabhängige Ukraine von 1991. Und sie entsprach dem Wunsch fast aller Bewohner. Bei einem Referendum am 1. Dezember 1991 sprachen sich 90 Prozent der abstimmenden Ukrainer für die Unabhängigkeit aus.

			Mich erinnert die Situation in der zerbrechenden Sowjetunion 1990/91 an die Situation 1918 in Mitteleuropa. Beide Male handelte es sich um eine epochale Zäsur, bei der alte Imperien untergingen und neue Staaten entstanden. Während Deutschland Teile seines Gebiets verlor und sich die Habsburger Monarchie am Ende des Ersten Weltkriegs auflöste, gewannen Polen, die Tschechoslowakei und andere Staaten ihre angestammten Territorien weitgehend zurück, auf dem Balkan entstand das Königreich Jugoslawien. Was für einen Großteil der Mittelosteuropäer ein Grund zum Feiern war, löste in Deutschland allerdings massive Kränkungsgefühle und sodann den Wunsch nach Revanche aus.

			In vergleichbarer Weise wurden mit dem Ende der Sowjetunion die ehemaligen Sowjetrepubliken unabhängig und frei; sie setzten auf eine demokratische eigenständige Entwicklung. Die Russische Sowjetrepublik hingegen büßte ihre führende Rolle in einer panslawistischen Gemeinschaft ein. Was für die Ukraine und andere Völker ein Grund zum Feiern war, löste in Russland Enttäuschung, Wut und den Wunsch nach Revanche aus. Und es waren bei Weitem nicht allein die Angehörigen der alten Nomenklatura, die die Unabhängigkeit der Ukraine als Kränkung und Undankbarkeit empfanden. Auch unter den einfachen Bürgern dachten viele: Was maßen sich diese »Brüder« an, einfach aus der panslawistischen Gemeinschaft auszusteigen?

			Selbst Michail Gorbatschow begrüßte 2014 die Annexion der Krim als »Wiedervereinigung« und als »Moment des Glücks«.[52] Gorbatschow verwies auf seine Mutter, die Ukrainerin gewesen sei, und auf seine Ehefrau Raissa, deren Eltern Ukrainer gewesen seien. Die beiden slawischen Staaten seien für Jahrhunderte die Achse gewesen, an der sich ein riesiger multinationaler Staat entwickelt habe. Und »so wird es auch bleiben«.[53] Zum Gedicht des Jahres wurde 2014 ein massenhaft verbreiteter Text von Joseph Brodsky gekürt, dem russischen Dichter und Nobelpreisträger, den ich wegen seiner unerschrockenen Haltung gegen das sowjetische System immer geschätzt habe. Ausgerechnet er, der russische Jude mit amerikanischer Staatsbürgerschaft, hatte 1991 ein maßloses Schmähgedicht verfasst, in dem er die Ukrainer unter Nutzung übelster nationalistischer Klischees als »Dreckspack« und »Kürbis-Melonenvolk« beschimpfte und sie bezichtigte, mit den »Fritzen« (Deutschen) und den »Polacken« gegen Russland kollaboriert zu haben. Kränkung auch bei ihm: Wie konnten sich die Ukrainer von der Kultur abwenden, die sie »kulturell ernährt« habe?[54]

		

	
		
			Die Gründe für unsere Realitätsblindheit

			Ich weiß nicht, wann dieser Krieg zu Ende sein wird und welchen Preis wir für unseren Sieg zahlen müssen. Aber ich möchte ein paar Worte über die kollektive Verantwortung des Westens für all das sagen, was hier vor sich geht. Ihr habt zu lange und zu unverschämt mit den Tätern dieses Kriegs verhandelt. Ihr habt lange zwischen Euren Prinzipien und Eurer Bequemlichkeit geschwankt und dabei alle Verpflichtungen der Partnerschaft vergessen. Ihr habt zugelassen, dass die russische Propaganda Euer Bewusstsein mit Lügen über »ukrainische Nazis« und den »Bürgerkrieg in der Ukraine« oder den »gesellschaftlichen Konflikt« überschwemmt hat. Ihr habt eine Mitverantwortung.

			Serhij Zhadan[1]

			Die Wahrnehmungslücke

			Erst militärische Gewalt rückte die Ukraine für uns, für die Mehrheit der Menschen in Deutschland und dem Westen ins Blickfeld – Gewalt, die 2014 auf der Krim und im Donbas zunächst getarnt in Gestalt russischer Soldaten ohne Hoheitsabzeichen erschien, dann aber bei dem Großangriff im Februar 2022 ganz unverhohlen und mörderisch auftrat. Erst da schreckte der Westen wirklich auf und schaute auf die Karte: Wo liegt die Ukraine? Wo der Donbas, wo Mariupol, wo Charkiw? Mochten auch schon 30 Jahre seit dem Zerfall der Sowjetunion vergangen und die Grenzen durchlässig sein, mochte die Ukraine nach Frankreich das zweitgrößte Land Europas sein und mit 44 Millionen fast so viele Einwohner wie Spanien aufweisen, so bildete es für die meisten Deutschen und Europäer doch eine Terra incognita, fremd und unbekannt, weitgehend unbesucht und unbeschrieben. Enttäuscht konstatierte die in Kyjiw geborene Publizistin Marina Weisband, die 1994 mit sieben Jahren nach Deutschland kam, die Ukraine sei den Deutschen einfach völlig egal gewesen.[2] Auch ich kenne in meinem Umkreis tatsächlich nur wenige Menschen, die in den vergangenen Jahren nach Kyjiw, Lwiw (Lemberg), Charkiw oder Odesa aufgebrochen sind, um diese Städte mit ihrer reichen Tradition und ihrer großartigen Architektur zu erkunden. Viele Zeitgenossen dürften die Ukraine bis vor Kurzem einfach unter Russland oder der Sowjetunion oder – noch profilloser – unter »Osteuropa« subsumiert haben.

			Es war allerdings nicht nur Gleichgültigkeit, die zu dieser Unkenntnis führte. Während der langen Zeit der Fremdherrschaft war die heutige Ukraine als eigenständiger Staat quasi unsichtbar. Wer auf sie mit dem Blick aus Warschau, Moskau oder Wien schaute, nahm sie im besten Fall als Provinz einer Imperialmacht wahr. Was aber das ganz Eigene von Land und Leuten ausmachte, blieb ihm meist verborgen. Die Geschichte des Imperiums überwölbte die Geschichte der Beherrschten. Nehmen wir nur ein Beispiel aus der Zeit Katharinas II. Als die Zarin 1787 ihre berühmte 6000 Kilometer lange Reise von Sankt Petersburg bis zur gerade eroberten Krim antrat, berichteten Gesandte aus Frankreich und dem Habsburgerreich euphorisch, bei der Krim handele es sich um die »herrlichste Gegend der Welt«. Der habsburgische Kaiser Joseph II. lobte den neuen Naturhafen von Sewastopol als den schönsten Hafen, den er je in seinem Leben gesehen habe. Von Kyjiw aus machte sich die Zarin eigens mit einer Flottille von 80 Schiffen auf den Weg, um in Jekaterinoslaw (»Ruhm Katharinas«, das heutige Dnipro) den Grundstein für ein »Petersburg des Südens« und ein »Athen des Nordens« zu legen. Das »Wilde Feld« in »Neurussland« sollte von den zivilisatorischen Anstrengungen der aufgeklärten Despotin profitieren.

			Aber wer berichtete dem Ausland, was im selben Zeitraum auf ukrainischer Seite geschah? Um sich unmittelbaren Zugriff auf die Verwaltung zu verschaffen, hatte Katharina II. die territoriale Autonomie des kosakischen Hetmanats abgeschafft und bei der Eingliederung der Gebiete ins Russische Reich die Leibeigenschaft für die Bauern wieder eingeführt. Dabei war deren Freiheit die große Errungenschaft des weiter oben bereits erwähnten Chmelnyzkyj-Aufstands gegen die polnisch-litauische Adelsrepublik gewesen. Es war diese Abschaffung des Hetmanats, der Verlust einer relativen ukrainischen Autonomie, der den Text der ukrainischen Nationalhymne bestimmen sollte, einer Hymne für ein staatenloses Volk, einer Hymne wie bei den Polen nicht für einen Territorialstaat, sondern für eine selbstbestimmte, unabhängige Gemeinschaft:[3]

			Noch sind der Ukraine Ruhm und Freiheit nicht tot,

			noch wird uns lächeln, junge Brüder, das Schicksal. […]

			Leib und Seele geben wir für unsere Freiheit

			und bezeugen, dass wir zum Kosakengeschlecht gehören […].

			Offenkundig stehen wir erst am Anfang eines Lernprozesses, in dessen Verlauf wir hoffentlich unseren Blick auf die Ukraine Schritt für Schritt erweitern werden. Wenn wir Romane von Serhij Zhadan lesen oder Tagebuchaufzeichnungen von Andrij Kurkow. Wenn wir uns Geschichtswissen aneignen, das den ukrainischen Blick integriert. Wenn wir nicht mehr unwidersprochen und unkritisch übernehmen, was andere, allzu oft beeinflusst von der russischen Sicht, über die Ukraine behaupten – oder über sie verschweigen.

			Letzteres trifft ganz besonders auch auf die Geschichte des Zweiten Weltkriegs zu. In der Regel assoziieren wir nur »Russen«, wenn von den 27 Millionen sowjetischen Opfern die Rede ist. Doch nicht nur Russen zahlten den Blutzoll im Kampf gegen Hitler-Deutschland, sondern auch Turkmenen, Kirgisen, Armenier, Juden, Tadschiken und eben auch Ukrainer. Zudem befanden sich die Hauptschauplätze des Krieges und der Massenvernichtung nicht in Russland, sondern auf den Gebieten der Ukrainischen und der Weißrussischen Sowjetrepublik. Allein die Ukraine beklagte acht Millionen Kriegsopfer, davon über fünf Millionen Zivilisten, einschließlich 1,5 Millionen Juden. Allein aus der Ukraine wurden 2,4 Millionen Menschen, Männer und Frauen, zur Zwangsarbeit in das nationalsozialistische Deutschland verschleppt. Im Januar 1945 veröffentlichte der amerikanische Reporter Edgar Snow, gemeinhin bekannt wegen seiner Bücher über das kommunistische China, einen Bericht über seine Ukraine Reise. »Der Zweite Weltkrieg«, schrieb er, »den manche als ›Ruhm Russlands‹ sehen wollen, ist in Wahrheit und auf mancherlei höchst kostspielige Weise vor allem ein ukrainischer Krieg gewesen […]. Kein einziges europäisches Land hat tiefere Wunden an seinen Städten, an seinen Industrien, seinem Ackerland und seinen Menschen erlitten.«[4]

			Unser Wissen über den Krieg auf ukrainischem Gebiet, das Hitler als Kornkammer des Deutschen Reiches dienen sollte, ist aber immer noch begrenzt. Wer kennt in Deutschland beispielsweise die »Strafaktion« vom 1. und 2. März 1943 in der Siedlung Korjukiwka im Nordosten der Ukraine im Gebiet Tschernihiw? Als Rache für einen Überfall sowjetischer Partisanen erschoss das SS-Sonderkommando 4A die 6700 Einwohner des Ortes und brannte 1290 Häuser nieder. Es handelte sich um das größte einzelne Kriegsverbrechen gegen Zivilisten im Zweiten Weltkrieg – und blieb dennoch im Unterschied zu dem Massaker der SS in dem tschechischen Dorf Lidice mit 173 Ermordeten und im französischen Oradour mit 642 Opfern international gänzlich unbekannt.[5] Durch Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, der bei einem Besuch in der Ukraine im Oktober 2021 der Opfer am Denkmal des Massakers gedachte, hat endlich einmal eine breitere deutsche Öffentlichkeit von der grausamen Strafaktion erfahren.

			Das ganze Ausmaß der deutschen Verbrechen in der Ukraine ist mir erst durch die umfangreiche Studie Bloodlands (2015) des Historikers Timothy Snyder über sowjetische und nationalsozialistische Verbrechen in den mittelosteuropäischen Ländern bewusst geworden.[6] Und Gesichter erhielten ermordete ukrainische Juden für mich erst mit dem Erinnerungsband Nur wir haben überlebt von Boris Zabarko (2004) und später mit dem ebenso erschütternden wie berührenden Tatsachenroman Vielleicht Esther von Katja Petrowskaja (2015).[7] Boris Zabarko, so las ich, ist nach der russischen Invasion 2022 im Alter von 86 Jahren von Kyjiw nach Stuttgart geflüchtet. Katja Petrowskaja, die aus einer jüdisch-ukrainischen Familie stammt, in Kyjiw aufgewachsen ist und seit 1999 in Berlin lebt, hat mich 2016 zu einer Gedenkveranstaltung anlässlich des 75. Jahrestages des Massenmords an den Juden in Babyn Jar begleitet. Der damalige ukrainische Präsident Petro Poroschenko hatte den deutschen Bundespräsidenten eingeladen.

			Die Gedenkveranstaltung fand auf einem Teil des Geländes statt, auf dem am 29. und 30. September 1941, also innerhalb von nur zwei Tagen, 33 771 Kyjiwer Juden von Soldaten der deutschen Besatzungsmacht mit Maschinengewehren und Maschinenpistolen ermordet worden waren. Bis zum Kriegsende fanden in dieser Schlucht noch weitere Menschen den Tod, Roma, psychisch Kranke, Rotarmisten, ukrainische Nationalisten und Gegner des NS-Regimes – insgesamt 70 000 bis 100 000 Personen. Wie konnte es sein, fragte ich mich, dass dieses monströse Verbrechen in Deutschland lange Zeit so gut wie unbekannt war? Wie konnte es geschehen, dass Orte solchen Grauens auf ukrainischem Boden im Erinnerungsschatten verschwanden? Haben wir uns auch nur annähernd bewusst gemacht, dass dem Holocaust des Vergasens der Holocaust des Erschießens, ein »Holocaust der Kugeln« vorausging?

			Zu unserer Erinnerungslücke hat womöglich auch die sowjetische Geschichtsschreibung beigetragen. Denn im sowjetischen Narrativ vom Großen Vaterländischen Krieg fand der Holocaust keine Erwähnung. Die jüdischen Opfer wurden einfach pauschal der Gesamtzahl der »Faschismusopfer« zugerechnet. Das »Schwarzbuch« beispielsweise, das der Schriftsteller Wassili Grossman (der übrigens im ukrainischen Berdytschiw in einer jüdischen Familie geboren wurde) zusammen mit seinem Kollegen Ilja Ehrenburg über die jüdischen Opfer in der Sowjetunion zusammenstellte, wurde während Stalins antisemitischer Kampagne 1948 vernichtet und ist in der Sowjetunion nie erschienen. Erst der Schriftsteller Jewgeni Jewtuschenko konnte 1961 in der politischen Tauwetterperiode nach Stalins Tod das Schweigen über die Vernichtung der Juden brechen. Der Komponist Dmitri Schostakowitsch vertonte Jewtuschenkos episches Gedicht »Über Babi Jar, da steht keinerlei Denkmal«, das wir übrigens auch in der DDR lesen konnten, in seiner 13. Sinfonie. Als auf dem Gelände dann tatsächlich ein Gebäude stand, das Teil eines künftigen Museums werden sollte, wurde dieses nach einem russischen Raketenangriff Anfang März 2022 durch einen Brand zerstört.

			Unsere Ignoranz in Bezug auf die Geschichte der Ukraine ist aber nicht nur ein historisches Versäumnis. Sie macht uns auch im Hier und Jetzt beeinflussbar und lässt uns bestimmte Narrative, wie sie von russischer Seite verbreitet werden, allzu unkritisch übernehmen. Das galt bis vor Kurzem unter anderem für unseren Blick auf den tatsächlichen oder angeblichen ukrainischen Nationalismus. Nur ein Beispiel: Es war die von Moskau installierte Fernsehstation Russia Today, die die Maidan-Revolution in der Ukraine 2014 als neofaschistische »Herrschaft des Mobs« bezeichnete. Es war Putin, dem die »Willkür, die von Neonazis, Nationalisten und Antisemiten ausgeht«, angeblich die meisten Sorgen in der Ukraine bereitete. Und es war die ARD-Sendung Panorama vom 6. März 2014, die sekundierte: »Schwer zuzugeben – doch in diesem einen Punkt hat Putin nicht ganz unrecht.« Sie berief sich dabei auf Alexander Rahr, einen damals häufig und gern zitierten Osteuropaexperten aus einem Netzwerk von »Putin-Verstehern«.[8]

			Die Thesen über die angeblich führende Rolle von Faschisten und Extremisten in der Maidan-Bewegung erreichten in westlichen Medien ein derartiges Ausmaß, dass sich namhafte Ukraine- und Rechtsextremismus-Experten veranlasst sahen, gegen eine Berichterstattung zu protestieren, die behauptete, »dass die pro-europäische Bewegung von radikalen, ethnozentristischen und extremistischen Randgruppen infiltriert, getrieben und übernommen worden sei«.[9] Nach Aussagen von Beteiligten und ausländischen Beobachtern war der größte Teil der Maidan-Demonstranten vielmehr eindeutig liberal geprägt: prodemokratisch, proeuropäisch und in sozialer Hinsicht gegen das korrupte Oligarchensystem eingestellt.

			Das Stereotyp von einer angeblich faschistischen Infiltration der ukrainischen Unabhängigkeitsbewegung hatte in der deutschen Berichterstattung noch einmal im Frühjahr 2022 Konjunktur. Das Asow-Regiment, ein Freiwilligenbataillon, das 2014 gegen die prorussischen Separatisten im Donbas gekämpft hatte und dem russischen Angriff 2022 in Mariupol lange widerstand, wurde in den Medien vielfach mit dem Stempel des Ultranationalismus versehen, obwohl es bereits im Oktober 2014 dem Innenministerium unterstellt worden war, der rechtsradikale Gründer und ultrarechte Kämpfer das Regiment längst verlassen hatten und die neuen Soldaten keine Neonazi-Vergangenheit mehr aufwiesen.

			Schon in Sowjetzeiten fanden sich in der sowjetischen Propaganda verzerrte Darstellungen, die Ukrainer als antisowjetisch und antisemitisch, beziehungsweise pauschal als Landesverräter und Kollaborateure von Hitler-Deutschland anprangerten, als »Bandera-Leute« (»Banderiwzi«) – als Faschisten, die den nationalistischen Politiker und Untergrundkämpfer Stepan Bandera (1909 – 1959) als ihr Vorbild betrachteten. Ganz abgesehen davon, dass Pauschalisierungen immer ungerecht und diskriminierend sind, habe ich mich natürlich gefragt, auf welche historischen Tatsachen sich diese Geschichtsdarstellung stützt.

			Die Fakten über die historische Person Stepan Bandera sind inzwischen weitgehend geklärt.[10] Bereits während des Studiums schloss sich der Sohn eines Priesters der 1929 gegründeten Organisation Ukrainischer Nationalisten (OUN) an und stieg schnell in die Führungsriege auf. Im Jahr 1934 wurde er wegen Beteiligung an der Ermordung des polnischen Innenministers Bronisław Pieracki zu lebenslanger Haft verurteilt, konnte bei Ausbruch des Zweiten Weltkriegs jedoch im allgemeinen Chaos aus dem Gefängnis fliehen. Er übernahm 1940 den radikalen und antisemitischen Flügel der OUN und kollaborierte in Krakau einige Monate mit der deutschen Besatzungsmacht. Bandera-Anhänger zogen nach Ausbruch des deutsch-sowjetischen Krieges mit als Erste in Lwiw ein und proklamierten einen unabhängigen ukrainischen Staat. Hitler billigte der Ukraine jedoch keinen eigenen Staat wie dem faschistischen Ustascha-Regime in Kroatien zu, sodass sich Banderas Hoffnungen auf eine längerfristige Kooperation mit dem Naziregime zerschlugen. Er wurde im Juli 1941 sogar, wenn auch unter privilegierten Bedingungen, im Konzentrationslager Sachsenhausen inhaftiert. Erst im September 1944 kam er wieder frei.

			Bandera befand sich während des Krieges also nicht in der Ukraine und hatte auch keine operative Kontrolle über die 1942 gegründete Ukrainische Aufstandsarmee (UPA). An den Verbrechen dieser Organisation 1943 in Wolhynien und Ostgalizien, in deren Verlauf bis zu 100 000 Polen als »fremde Okkupanten« ermordet wurden, war er selbst nicht beteiligt; zweifellos entsprachen derartige ethnische Säuberungen aber seinen faschistischen Vorstellungen. Sowohl für die sowjetische wie für die ukrainische Seite erhielt die Person Bandera in der Folgezeit Symbolcharakter. Während die sowjetische Propaganda die Gräueltaten der UPA nutzte, um alle ukrainischen Nationalisten, ja pauschal alle Ukrainer als »Banderiwzi« zu diffamieren, erhob die ukrainische Seite Bandera, der schließlich 1959 im Münchner Exil vom sowjetischen Geheimdienst ermordet worden war, »zum symbolischen Anführer und sprichwörtlichen Vater der Nation«.[11] Im Jahr 2010 erhielt Bandera vom ukrainischen Präsidenten posthum den Ehrentitel »Held der Ukraine«, und 2015 erklärte das ukrainische Parlament die Mitglieder von OUN und UPA zu Unabhängigkeitskämpfern. Fragen nach den terroristischen Praktiken von OUN im Zwischenkriegs-Polen, nach der Kollaboration mit Nazideutschland oder der massenhaften Ermordung von Polen wurden dem Historiker Andrii Portnov zufolge »in den Hintergrund gedrängt oder unterdrückt«.[12]

			Ich gehe davon aus, dass die weitere Auseinandersetzung mit Bandera, die zweifellos erforderlich ist, erst nach dem Krieg gegen Russland möglich sein wird, wenn die Zivilgesellschaft eine gewisse innere Stabilität entwickelt hat. In Zeiten der Bedrohung dominiert meist die Haltung einer nahezu bedingungslosen Loyalität gegenüber dem Eigenen: »Right or wrong – my country.«

			Für den Moment bleibt aber die Frage, ob sich die bisherige Nachsicht gegenüber dem faschistischen Führer und seiner Organisation auch als andauernde Sympathie vieler Ukrainer für Faschismus und Antisemitismus – eben: für Bandera-Positionen – deuten lässt. Zumindest die Wahlergebnisse des letzten Jahrzehnts in der Ukraine sprechen nicht dafür. Im Jahr 2012 erreichte die nationalistische Partei Swoboda über 10 Prozent der Stimmen; anschließend war sie acht Monate lang an einer Übergangsregierung beteiligt. Bei den Parlamentswahlen im Herbst 2014 scheiterten allerdings sämtliche rechtsradikalen Kräfte an der Fünf-Prozent-Hürde; nur einige wenige nationalistische Politiker schafften über Direktmandate den Einzug ins Parlament. Bei den Parlamentswahlen 2019 stürzten die vereinten Rechtsradikalen auf 2,4 Prozent der Stimmen ab. Die Partei von Präsident Wolodymyr Selenskyj hingegen konnte gut 43 Prozent der Stimmen auf sich vereinen und erzielte damit die absolute Mehrheit.

			Gegen andauernde starke nationalistische Einstellungen in der ukrainischen Bevölkerung spricht auch die Tatsache, dass im Mai 2019 Wolodymyr Selenskyj mit über 70 Prozent der Stimmen zum ukrainischen Präsidenten gewählt wurde, ein Mann, der aus einer jüdischen Familie stammt; sein Urgroßvater und alle drei Brüder seines Großvaters kamen im Holocaust um. Eine Umfrage des Pew Research Center belegt zudem, dass Ukrainer 2018 positiver gegenüber Juden eingestellt waren als alle Nachbarländer. Nur 5 Prozent gaben an, sie würden Juden nicht als ihre Mitbürger akzeptieren; in Russland lag der Anteil bei 14 Prozent, in Polen bei 18 Prozent.[13] Mit anderen Worten: Wer wirklich über den Einfluss von Faschismus in der Region besorgt ist, sollte statt der Ukraine viel stärker Russland in den Blick nehmen.

			Es ist bitter, aber es ist auch eine heilsame Erkenntnis: Der russische Angriffskrieg, der unseren Blick auf die Ukraine lenkte, hat uns das Land auch nähergebracht. Wir haben begonnen, hinter den entstellenden russischen Narrativen eine andere Wirklichkeit zu entdecken. Wir sind dabei, eine jahrhundertealte Geschichte von Unterdrückung und Freiheitssehnsucht kennenzulernen, die uns bislang verborgen war. Und ja, ich muss eingestehen: Wir haben der russischen Propaganda über die ukrainische Gesellschaft zu oft Glauben geschenkt. Das war sicher auch ein Grund dafür, dass die Ukraine in ihrem Kampf für Recht und Freiheit so lange allein gelassen wurde.

			Woher kommt die Rücksichtnahme gegenüber Russland?

			Die Frage, warum Politik und Öffentlichkeit der Ukraine mit Gleichgültigkeit und Misstrauen begegneten, Russland aber mit viel Offenheit und Nachsicht rechnen konnte, dürfte uns noch lange beschäftigen. Warum gab und gibt es bei vielen diese merkwürdige innere Beziehung und emotionale Verbundenheit zu Russland?

			Zwei Ereignisse haben unsere Beziehungen zur Sowjetunion in den letzten Jahrzehnten sicher stark, wenn nicht dominant geprägt. Die Sowjetunion hat großen Anteil an der Befreiung Deutschlands vom Hitler-Regime. Und: Ohne Gorbatschows Zustimmung hätte es 1989/90 keine deutsche Wiedervereinigung gegeben. Wir schulden Gorbatschow und der Sowjetunion Dank, dass sie mit dem Abzug ihrer Truppen Ostdeutschland wieder zu einem Teil Deutschlands werden ließen. Zudem haben Deutsche mit den Verbrechen an den sowjetischen Völkern im Zweiten Weltkrieg eine tiefe Schuld auf sich geladen, aus der eine besondere Verantwortung für ein friedliches Miteinander in Europa erwächst.

			Allerdings dürfen Dankbarkeit und Schuldgefühle nicht dazu führen, die Augen vor der dunklen Seite der Realität zu verschließen. Zu dieser Realität gehört, dass die Sowjetunion, nachdem sie Mitteleuropa und den Osten Deutschlands von der Wehrmacht befreit hatte, ihrerseits zur Unterdrückung dieser Länder überging. Deswegen trifft die Kennzeichnung »Befreiung« zwar auf Westdeutschland zu, das nach dem Zweiten Weltkrieg tatsächlich ein Leben in Freiheit aufbauen konnte. Doch in Ostdeutschland erwies sich der »Befreier« als der neue verbrecherische Diktator. Während die westlichen Verbündeten aus der Anti-Hitler-Koalition das deutsche Demokratieprojekt förderten, erschuf Stalin mit seinem Panzer- und Geheimdienstsozialismus eine Gesellschaft, die sich durch anhaltende Ohnmacht der vielen und eine beständige Übermacht der wenigen auszeichnete. Fast ein halbes Jahrhundert lang hat die sowjetische Gewaltherrschaft in Mittelosteuropa das Demokratieprojekt erstickt.

			Und was die Rolle der Sowjetunion bei der Wiedervereinigung Deutschlands betrifft, so muss unterschieden werden. 1989/90 handelte es sich bei der Sowjetunion um einen Staat, der sich in der Defensive befand und um Reformen rang. Ein friedliches Zusammenleben schien immerhin im Bereich des Möglichen zu sein. Inzwischen ist Russland eine revisionistische, auf Expansion ausgerichtete Macht geworden. Putin weiter den Dank für die großmütige Reaktion eines Gorbatschow zukommen zu lassen, hieße, den Aggressor für die Verdienste seines friedfertigen Vorgängers zu beschenken. Es hieße, durch Unterstützung des Aggressors einen Krieg zu rechtfertigen, den man nicht verhindern konnte.

			Deutschland hat zu lange die Augen vor der gewandelten Realität verschlossen. Als könne man das Böse tilgen, indem man sich nicht erlaubt, es wahrzunehmen oder zu benennen. Wir haben uns eingeredet, dass eine friedliche Zusammenarbeit »alternativlos« sei. Ich hörte immer wieder: Russland und Deutschland seien wirtschaftlich stark verzahnt, und wer daran rüttle, schade letztlich beiden Staaten. Oder: Russland sei und bleibe unser Nachbar, und mit Nachbarn pflege man gute Beziehungen. Oder: Frieden in Europa sei nur mit, aber nicht ohne Russland zu erreichen. In dieser Allgemeinheit waren alle Argumente so richtig wie nichtssagend. Als Ersatz für eine Analyse der konkreten Bedrohung schufen sie eine sehr spezielle Wahrnehmung der Wohlmeinenden. Eigentlich war es aber ein Verlust von Wirklichkeit mit selbstzerstörerischen Tendenzen. Wir machten uns unnötig schwach und, wären wir nur auf uns gestellt, wehrlos.

			Zunächst, was die Nachbarschaft betrifft: Soweit ich weiß, waren Deutschland und Russland nur zweimal in der Geschichte tatsächlich Nachbarn. Zwischen 1796 und 1914, als Preußen, Russland und das Habsburgerreich die Adelsrepublik Polen-Litauen ausgelöscht und unter sich aufgeteilt hatten, grenzten die von Deutschland okkupierten Teile Polens direkt an die von Russland okkupierten Teile Polens. Und wäre es nach der Führung der deutschen Reichswehr gegangen, so hätte sie diesen Zustand nach dem Ende des Ersten Weltkriegs gern wieder herbeigeführt. Polens Existenz sei unerträglich, soll der damalige Chef der Heeresleitung der Reichswehr General Hans von Seeckt erklärt haben. »Es muss verschwinden und wird verschwinden durch eigene Schwäche und durch Russland, mit deutscher Hilfe.«[14]

			Polen verschwand tatsächlich noch einmal von der Landkarte, und zwar unmittelbar nach dem Ausbruch des Zweiten Weltkriegs. Da besetzte die Wehrmacht den polnischen Westen und die Rote Armee den polnischen Osten; und so gab es eine deutsch-sowjetische Grenzlinie auf polnischem Boden. Die Panzereinheiten beider Armeen hielten sogar eine gemeinsame Siegesparade in Brest-Litowsk ab. Seitdem schauen Polen mit Argusaugen auf eine enge Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Russland, verbinden sie damit doch historisch eine existenzbedrohende Gefahr für ihr Land.

			Deutsche Politik und Öffentlichkeit haben die traumatischen Erfahrungen von Balten und Polen lange zu einer Nebensache gemacht, was für viele unserer östlichen Nachbarn Züge einer beträchtlichen Arroganz aufweist. Ihre historischen Erfahrungen mit Russland und der Sowjetunion galten nicht als hilfreich, sondern als störend in den Beziehungen zu Russland. Zu negativ, zu unversöhnlich, zu misstrauisch, zu sehr geprägt von antirussischem Ressentiment. Wie sich inzwischen aber zeigt, vermochten Polen, Litauer, Letten, Esten und Ukrainer ihren russischen Nachbarn besser einzuschätzen als wir. Sie wussten früher, dass für Putin eine andere Logik gilt als für den Westen, dass für den Kremlchef die Erfüllung der russisch-imperialen Mission entscheidender ist als die Erhöhung der Wirtschaftskraft seines Landes und dass er sich von Verträgen und Abmachungen nur so lange binden lässt, wie sie ihm bei der Erweiterung seiner Einflusssphären nicht im Wege stehen. Die baltischen Staaten hatten doch recht, als sie wegen ihrer exponierten Lage die dauerhafte Stationierung einer größeren Anzahl von NATO-Gefechtsverbänden in ihren Ländern forderten. Polen hatte doch recht, als es vor dem Bau der Nord-Stream-Pipelines warnte und selbst ein Flüssiggas-Terminal baute, das seit 2015 in Betrieb ist. Unbegrenzter Dialog und Telefondiplomatie als alternativlos? Ungetrübter Handel trotz hoher Abhängigkeiten? Das waren für die mittelosteuropäischen Staaten schon seit Längerem die Illusionen von gestern.

			Deutschland aber glaubte, es besser zu wissen. Deutschland sah sich in einer besonderen Position. Es schien, als existierte in der deutschen Diplomatie eine – unausgesprochene – Hierarchie, wonach für die große europäische Macht Deutschland nur die große Macht Russland als adäquater politischer Partner in Osteuropa infrage komme. Deutsche Politik habe außerdem ein besonderes, ein privilegiertes Verhältnis zu Moskau. Gab es nicht langjährige Kontakte und gute persönliche Beziehungen, die – im Fall von Gerhard Schröder – längst zu einer verschwörerischen Kumpanei geworden waren, bei anderen aber auch Züge einer Leutseligkeit trugen, die den Blick verstellte? Besaß Deutschland nicht einzigartige Möglichkeiten des Einwirkens auf Moskau, die anderen verschlossen blieben? Niemand von den westlichen Staatschefs telefonierte so oft mit Putin wie Angela Merkel. Keine andere Wirtschaftsdelegation konnte so regelmäßig jedes Jahr ein Unternehmergespräch mit Putin führen wie der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft.

			Deutsche Politiker und Unternehmer gaben sich überzeugt, dass Deutschland aufgrund seiner Sonderbeziehungen auch nicht mit der Senkung von Gaslieferungen erpresst werden könnte. Putin habe immer zuverlässig geliefert, lautete der Standardsatz, der uns alle beruhigen sollte. Dabei gab es zahlreiche Lieferstopps, mindestens 2006 und 2009 waren auch Deutschland und andere europäische Staaten davon betroffen. Da die Ursache dafür damals allerdings jeweils in den Konflikten zwischen dem Gasproduzenten Russland und den Transitstaaten Belarus und Ukraine lagen, hoffte Deutschland, dass ein eigener, direkter Zugang zu russischem Gas, wie er mit Nord Stream 1 geschaffen wurde, die Lieferungen stabilisieren würde. Im Rückblick sehen wir allerdings: Putin war schon vor zwanzig Jahren kein zuverlässiger Energielieferant. Und Deutschland verband nicht zum ersten Mal eine Selbstüberschätzung gegenüber Russland mit Überheblichkeit gegenüber ostmitteleuropäischen Staaten.

			Es gibt allerdings noch eine ältere, gesellschaftliche Beziehungsebene zu Russland und der Sowjetunion. Der russische Schriftsteller Lew Kopelew (1912 – 1997), der in der Gegend von Kyjiw geboren wurde, aus einer jüdischen Familie stammte und auch Ukrainisch sprach, der mit Heinrich Böll eng befreundet war und in Köln sein Exil fand, war sogar der Meinung, dass in keinem anderen westlichen Land vergleichbare Überlieferungen einer »geistigen Verbindung« mit Russland existierten wie in Deutschland. Im Verlauf des 18. Jahrhunderts hatten Deutsche unter der Modernisierungspolitik Peters I. einen starken Einfluss in der russischen Verwaltung, in der Armee, den Wissenschaften und Künsten gewonnen. Deutsche Architekten und Gartengestalter prägten das Petersburger Stadtbild. Von den 111 Mitgliedern, die die russische Akademie der Wissenschaften am Ende des 18. Jahrhunderts aufwies, stammten 67 aus Deutschland.[15]

			Besonders intensiv erwies sich die geistige Verbindung um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert, als ein ebenso geheimnisvoll wie vertraut wirkendes Russland eine starke Anziehung auf so unterschiedliche Personen wie Rainer Maria Rilke, Ernst Barlach oder Thomas Mann ausübte. Russische Landschaften, russische Literatur und russische Philosophie inspirierten sie und etliche andere in ihrem Schaffen; von Russland schien für sie eine Kraft zur geistigen und kulturellen Erneuerung Europas auszugehen. Friedrich Nietzsche nannte Dostojewski die »glücklichste Entdeckung« seines Lebens. »Er ist ein Psychologe, mit dem ich eine gemeinsame Basis gefunden habe.« Hermann Hesse vernahm mit Dostojewski die »wahrhaft himmlische […] Stimme«, die für das menschliche Gewissen, für die Versöhnung des Menschen mit Gott wirbt und die Wiedergeburt der Seele prophezeit.[16] Thomas Mann sprach von der »anbetungswürdigen russischen Literatur, die so recht eigentlich die heilige Literatur darstellt«.

			Es gebe, so eine weit verbreitete Auffassung, eine schicksalhafte Verbindung zwischen Deutschen und Russen aufgrund einer Art Seelen- oder Wahlverwandtschaft. Das deutsche Wesen schien mit der russischen Seele etwas Elementares, Metaphysisches zu teilen – das Antidotum zum oberflächlichen Materialismus der westlichen Zivilisation. Wie Dostojewski erkannte der frühe Thomas Mann in seinen 1918 erschienenen Betrachtungen eines Unpolitischen Menschlichkeit vor allem im Wissen um die »Schwäche, Ratlosigkeit und Erbärmlichkeit« des Einzelnen; körperliches Leiden ging für ihn mit seelischer Verfeinerung einher, Todesnähe im Krieg steigerte das Lebensgefühl. Anders als sein republikanischer und pazifistischer Bruder Heinrich verachtete der damals kriegsbegeisterte Thomas Mann den Glauben an Freiheit und Gleichheit, an Liberalismus und Demokratie – die seelenlose, »verfaulende« und »antideutsche« »Zivilisation« des Westens. Näher waren ihm Seiten der menschlichen Natur, wie er sie in der russischen Literatur fand. Ein Hang zur »Tiefe«, eine mit der Romantik verbundene Verachtung von technischer und politischer Moderne, wie sie das Lebensgefühl vieler Menschen prägte.

			Nun dürften metaphysische Verbindungen und Beschwörungen von »Seelentiefe« heute keine Konjunktur mehr haben; sie sind wohl in Verschwörungstheorien aufgegangen. Was aber nach wie vor existiert, ist ein antiwestlicher Reflex in Teilen der deutschen Gesellschaft, ein Reflex gegen die Moderne, der auch heute – wie bei Intellektuellen und Künstlern vor hundert Jahren – dazu führt, dass Menschen sich von Russland angezogen und von Amerika abgestoßen fühlen. Ostwendung gegen Westwendung. Ein Phänomen aufseiten der Rechten wie der Linken. Auf dieser Basis ist eine spezifische geistige Querfront entstanden.

			Unter Konservativen und Rechtspopulisten finden sich latente oder offene Sympathien für einen starken, harten Mann an der Spitze und Verachtung für die angeblich dekadente westliche Kultur vor allem in Amerika. Wenn er sich zwischen dem »globalistischen Westen« und dem »traditionellen Osten« entscheiden müsse, so Björn Höcke vom rechtsradikalen Flügel der AfD, dann wähle er den Osten.[17] Aus Deutschland, Frankreich, Italien, Ungarn und anderen europäischen Ländern pilgerten rechtsradikale und nationalpopulistische Parteien in den vergangenen Jahren zum Kreml und suchten dort Kontakt und manchmal auch Geld. Bei einem Teil der Menschen in Ostdeutschland wirken zudem die alten Feindbilder gegen NATO und den Westen nach, während russische Kultur und Sprache zumindest der älteren Generation noch relativ vertraut sind. Zudem stoßen wir in Ostdeutschland auf ein Stockholm-Syndrom: So manch einer will es sich mit den Unterdrückern von einst lieber nicht verderben, damit nicht Schlimmes passiert. Oder er setzt seine Beziehung zu Russland ein, um sich bewusst, oft auch trotzig vom Westen abzugrenzen: Ich bin eigenständig, kein Ossi, der zum Wessi geworden ist.

			Viele – oft enttäuschte – Linke wiederum halten Amerika für die Speerspitze des westlichen Imperialismus, eine nach Vorherrschaft strebende Weltmacht, die heuchlerisch für Freiheit und Menschenrechte eintritt, doch in Afghanistan oder im Irak nur ihren geostrategischen und ökonomischen Interessen folgt. Putin hingegen sehen sie in der Defensive, weshalb sie ihm einen »Sicherheitsabstand« zubilligen, den der Westen zu respektieren hat. Hier treffen sie sich mit den Altkommunisten, deren Sympathien für Russland aus historischen Bindungen resultieren. Ideologisch sind diese zwar längst nicht mehr gedeckt, aber in der Seele ist die Schwäche für ein Land geblieben, das die Menschheit einst von Ausbeutung und Unterdrückung zu befreien trachtete.

			So fließen im Verhältnis gegenüber Russland viele verschiedene mentale Strömungen zusammen. Und obwohl beim Krieg in der Ukraine keinerlei Zweifel unterliegt, wer Täter ist und wer Opfer, bestimmen mitunter langjährige Prägungen, Mentalitäten oder psychische Strukturen das Verhältnis zu Russland stärker als die politische Sachlage. Das macht die Diskussion häufig schwer und frustrierend. Ihr aus dem Weg gehen dürfen wir dennoch nicht.

			Regierung: Den Feind nicht denken wollen

			Ukraine, Frühjahr 2014, erst die Krim annektiert, dann im Donbas interveniert: Deutschland war nicht darauf vorbereitet gewesen, dass sich erstmals in der Nachkriegszeit ein Land Teile eines anderen souveränen Landes in Europa einverleibte, davon aber immerhin so aufgeschreckt, dass endlich wieder die richtigen Fragen gestellt wurden. »Was tun, wenn sich ein am ›großen Spiel‹ Beteiligter nicht mehr an die Regeln hält, sondern zu dem wird, was man einen Aggressor nennt?«, fragte Berthold Kohler, Herausgeber der FAZ. »Wenn er in Worten und Taten zeigt, dass er anderen politischen Werten folgt, möglicherweise sogar einer anderen Art der Rationalität? Wie weit wird die freie Welt – der Begriff bekommt wieder Berechtigung – dann gehen, um die bestehende Ordnung Europas zu verteidigen?«[18]

			Ja, wie weit würde die freie Welt, wie weit würden die EU und Deutschland gehen? Die »Angliederung« der Krim an Russland sei ein klarer Bruch des Völkerrechts und inakzeptabel, sagte Bundeskanzlerin Merkel in einer Regierungserklärung. Sollte Russland nicht zum Einlenken bereit sein, drohte sie mit Sanktionen. Man werde zudem weiter nach diplomatischen Lösungen suchen, auch wenn das lange dauere und viele Bemühungen erfolglos sein könnten. Denn: »Militärisches Vorgehen ist keine Option.«[19] Der SPD-Vorsitzende und Vizekanzler Sigmar Gabriel sekundierte etwas später: »Weder Waffenlieferungen an die Ukraine noch NATO-Kampftruppen sind jetzt die richtige Antwort.« Es bleibe richtig, trotz aller Rückschläge immer wieder Türen für Verhandlungen zu öffnen. Insbesondere wandte er sich gegen die beginnende »Verleumdung der Diplomatie«.[20]

			Nach dem Ende ihrer Amtszeit hat Angela Merkel den damaligen Kurs der Bundesregierung mehrfach verteidigt und erklärt, das erste Minsker Abkommen vom September 2014, mit dem Deutschland gemeinsam mit Frankreich einen Waffenstillstand in der Ostukraine durchzusetzen versuchte, sei dem Bemühen entsprungen, »der Ukraine Zeit zu geben«.[21] Und die Ukraine habe diese »wertvolle Zeit« auch genutzt, »um stärker zu werden«.

			Was hier allerdings wie eine gezielte Taktik zugunsten der Ukraine aussieht, war in der Realität das Gegenteil. Die Bundesregierung ließ die Ukraine gleich mehrfach im Stich. Sie entwertete mit den Ostseepipelines, die Deutschland direkt mit Russland verbanden, die Ukraine als Transitland für russisches Gas nach Europa und machte sie dadurch erpressbarer; immerhin 80 Prozent des nach Europa gelieferten russischen Gases waren bis dahin über die Ukraine gelaufen. Ferner tat speziell Deutschland nichts, damit die Ukraine die »wertvolle Zeit« zur militärischen Aufrüstung nutzen konnte. Vielmehr versuchte sie 2015 die amerikanische Regierung von Waffenlieferungen abzuhalten und ließ ihren Pressesprecher erklären, dass Waffenlieferungen »die Illusion nähren könnten, dass es eine militärische Lösung geben könnte«.[22]

			Glücklicherweise haben die USA dennoch militärische Ausrüstung geliefert, geheimdienstliche Unterstützung geleistet und zusammen mit anderen westlichen Ländern ukrainische Soldaten ausgebildet. Deutschland hingegen beteiligte sich über die EU ausschließlich an humanitärer Hilfe und Entwicklungshilfe und finanzierte eigenständig Projekte zur Stärkung der Zivilgesellschaft und zur Unterstützung von ukrainischen Binnenflüchtlingen aus dem Osten.[23] Nichts gegen humanitäre Hilfe und nichts gegen eine Stärkung der Zivilgesellschaft. Doch wenn ein Land angegriffen wird, muss man ihm zunächst einmal beistehen, damit es sich verteidigen kann. Dass die Ukraine militärisch tatsächlich stärker wurde, lag insofern nicht an deutscher, sondern vor allem an amerikanischer Unterstützung.

			In den intensiven Debatten jener Zeit wurde schnell klar: »Sterben für die Krim« wollte niemand im demokratischen Westen. Dennoch gab es unter den NATO-Mitgliedsstaaten erhebliche Differenzen über die Reaktionen auf Putins Landnahme. Die USA, Polen und die baltischen Länder forderten auf dem NATO-Gipfel Anfang September 2014 eine stärkere Präsenz des Verteidigungsbündnisses an der Ostflanke. Auch NATO-Generalsekretär Anders Fogh Rasmussen sprach sich dafür aus. Berlin und Paris hingegen versuchten alles zu vermeiden, was Russland zum Gegner gestempelt hätte. Polen könne nicht auf Deutschland zählen, kommentierte desillusioniert ein Berater des polnischen Präsidenten Bronisław Komorowski. Es habe aber immerhin das Recht zu erwarten, dass Deutschland »unsere Bemühungen um eine Stärkung der NATO-Ostflanke, die sowohl in unserer historisch-geopolitischen Erfahrung als auch in der gegenwärtigen Politik Russlands begründet ist, nicht behindert«.[24] Im Ergebnis erhielten Polen und die baltischen Staaten jedoch nur rotierende Bataillone zu Ausbildungs- und Übungszwecken – Streitkräfte in überschaubarer Anzahl mit zeitlich befristetem Auftrag, die nicht permanent im Osten stationiert wurden.[25] Es war ein Anfang, eher ein Symbol, doch viel zu wenig.

			Ein weiteres bezeichnendes Beispiel für die Differenz zwischen mittelosteuropäischen Partnern und Deutschland war das Großmanöver, das unter polnischer Führung mit Verbänden aus NATO-Staaten und Regionalpartnern im Juni 2016 in Polen stattfand. Geprobt wurde das koordinierte Vorgehen für den Fall eines verdeckten (russischen) Angriffs wie im Fall der Krim. Deutschland nahm zwar mit einer minimalen Anzahl von Soldaten teil, aber Außenminister Frank-Walter Steinmeier erklärte gleichzeitig: »Was wir jetzt nicht tun sollten, ist, durch lautes Säbelrasseln und Kriegsgeheul die Lage weiter anheizen. Wer glaubt, mit symbolischen Panzerparaden an der Ostgrenze mehr Sicherheit zu schaffen, der irrt. Wir sind gut beraten, keine Vorwände für eine neue, alte Konfrontation frei Haus zu liefern.«[26] Was für Letten, Esten, Litauer und Polen eine unter Umständen lebensrettende Verteidigung bedeutete, geriet nach dieser deutschen Lesart an den Rand von Provokation. Was in Deutschland als Gesprächs- und Telefondiplomatie von Nutzen schien, galt in Polen und im Baltikum als naiv und unterwürfig. Wenn Frank-Walter Steinmeier 2022 in einem Interview einräumte: »Da habe ich mich, wie andere auch, geirrt«, wird er wohl auch seine damalige Aussage im Blick gehabt haben. Davon gehe ich aus, wenn ich die zahlreichen Äußerungen des Bundespräsidenten Steinmeier wahrnehme, die eine völlig eindeutige Verurteilung von Putins Aggression enthalten.

			Mit den beiden Abkommen von Minsk wurde 2014/15 noch einmal eine Reparatur nach altem Muster versucht. Mit geringem Erfolg. Die Verträge konnten nicht verhindern, dass der Waffenstillstand in der Ostukraine regelmäßig gebrochen wurde und Jahr für Jahr Hunderte von Menschen starben. Entgegen dem Vertrag wurden OSZE-Beobachter daran gehindert, die ukrainisch-russische Grenze zu kontrollieren – russische Soldaten und Geräte konnten so ungehindert in die de facto besetzten Gebiete eindringen. Entgegen dem Vertrag führten die Separatisten in Eigenregie Lokalwahlen durch, ohne dass russische Truppen abgezogen worden wären. Angela Merkel ist durchaus zuzustimmen, wenn sie sagt: »Diplomatie ist ja nicht, wenn sie nicht gelingt, falsch gewesen.« Aber wie lange bleibt man glaubhaft und realpolitisch erfolgreich, wenn man einfach unbeirrt Waffenruhe verlangt, aber nichts unternimmt, wenn sie ständig gebrochen wird? Solange der Westen es selbst angesichts andauernder Verletzung des Völkerrechts dabei beließ, den »Gesprächsfaden nicht abreißen« zu lassen, und kein Stoppschild aufstellte, überließ er Putin das Feld.

			Die Sanktionen, die nach der Annexion der Krim 2014 verhängt wurden, waren halbherzig und entfalteten keine rechte Wirkung. Nicht einmal der Abschuss einer Boeing der Malaysia Airlines im Juli 2014 über der Ostukraine, bei dem alle 298 Menschen an Bord ums Leben kamen, führte zu einer Verschärfung. Die Parlamentarische Versammlung des Europarats entzog Russland zwar das Stimmrecht, doch schon im Sommer 2019 wurde der Beschluss gegen die Stimmen der baltischen Staaten, Georgiens, der Slowakei, Polens und der Ukraine wieder aufgehoben. Während Staaten wie Polen, Schweden und Großbritannien auf schärfere Sanktionsmaßnahmen drangen, mochten sich Berlin und Paris dieser Forderung nicht anschließen und begnügten sich mit Telefonaten mit Putin und Treffen mit russischen Vertretern. Die Wirtschaftsbeziehungen wurden sogar ausgeweitet.

			Einer Aufstellung der Bundesregierung zufolge gab es zwischen Januar 2015 und Oktober 2017 insgesamt 62 Treffen, an denen die maßgeblichen Minister beziehungsweise die deutschen Botschafter in Brüssel und Moskau mit Nord-Stream-2-Repräsentanten teilnahmen.[27] 2015, ein Jahr nach der Krim-Annexion, wurde das Pipelineprojekt zwischen der russischen Gazprom und fünf europäischen Konzernen aus der Taufe gehoben. 2014 und 2015 stimmte Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel darüber hinaus dem Verkauf der größten deutschen Gasspeicher an Gazprom zu. Und Anfang 2021 ließ die sozialdemokratische Ministerpräsidentin von Mecklenburg-Vorpommern eine dubiose Stiftung zugunsten von Gazprom gründen, um die US-Sanktionen bezüglich der Pipeline zu umgehen und die Fertigstellung der Pipeline 2 zu beschleunigen.

			Zu dem Zeitpunkt stand die deutsche Regierung in der Verteidigung des Projekts allerdings schon auf einsamem Posten. Sie hatte die Ostmitteleuropäer gegen sich, die EU-Kommission, die amerikanische Regierung, und selbst der französische Präsident Emmanuel Macron war inzwischen auf Distanz gegangen. Tatsächlich gestoppt wurde das Projekt aufgrund des internationalen Drucks und des massenhaften Aufmarschs russischer Truppen erst am 22. Februar 2022, zwei Tage vor dem russischen Angriff auf die Ukraine. Da erklärte Bundeskanzler Olaf Scholz nach wochenlangem Zögern die Aussetzung des Zertifizierungsverfahrens für eine Pipeline, die bereits mit Gas gefüllt war.

			Ich hatte während der Regierungszeit Angela Merkels den Eindruck, dass ein veritables Problem dadurch entstand, dass die Haltungen der beiden Parteien, die drei von vier Merkel-Regierungen bildeten, sich in einem wesentlichen Punkt deckten: Weder bei Christdemokraten noch bei Sozialdemokraten existierten Szenarien für Situationen, in denen die Diplomatie an ihr Ende kommt. In denen der Erfolg nicht mehr von der Soft Power abhängt, nicht mehr von Telefonaten, Konferenzen, Gesprächen, der Geschicklichkeit der Akteure, sondern von der Hard Power, der realen Macht, der militärischen Stärke. Es hatte sich ein Denken eingenistet, wonach Verhandlungen nicht nur moralisch, sondern auch realpolitisch immer die überlegene Methode seien. Vielfach erschien es geradezu so, als würde verstärkten Spannungen mit verstärkten sozialtherapeutischen Bemühungen begegnet: einander mehr begegnen, mehr miteinander sprechen, mehr übereinander und mehr voneinander lernen. Es gab keine roten Linien, deren Überschreitung die Bundesregierung zum Anlass für einen Kurswechsel erklärt hätte. Der Worst Case wurde nicht erwogen. Was geschehen sollte, falls der Partner sich an Regeln und Absprachen nicht mehr halten würde, wurde ausgeblendet.

			Die Sozialdemokratie pflegte diese Taktik auf der Basis einer völlig entkernten Brandt’schen Entspannungspolitik, die sich von der realen Situation ebenso gelöst hatte wie von der ursprünglichen Intention ihres Begründers. Sie war zu einer Leerformel geworden, die dem Gegner auch dann noch mit einem Vertrauensvorschuss entgegenkam, wenn er eklatant gegen Recht und Gesetz verstieß. Nachsicht üben und die Hand ausstrecken, immer wieder, so lautete die Devise. Dabei verdankte Willy Brandt seine Erfolge auf diplomatischer Ebene gerade umgekehrt auch der Tatsache, dass er auf Abschreckung nicht verzichtete und die Verteidigungsausgaben konstant relativ hoch hielt. Was dagegen später als sein Erbe ausgegeben wurde, war eine naive Entspannungsvariante mit starker Tendenz zu Selbstschwächung und Selbstentmächtigung.

			Trotz anderer ideologischer Voraussetzungen zeitigte der Kurs von CDU/CSU sehr ähnliche Ergebnisse. Die meisten Christdemokraten dürften sich über den Charakter von Putin und seinem Regime weniger Illusionen gemacht haben als die Sozialdemokraten. Angela Merkel hat im Nachhinein von einem durchgängigen Dissens zu Putin gesprochen. Sie wusste von seiner tiefen Abneigung, ja seinem »Hass« gegenüber dem westlichen demokratischen Modell, sie kannte seine Lügen, und sie sah sein Bestreben, die Europäische Union zu zerstören, weil er sie als Vorstufe zur NATO sieht.[28] Putin zeigte ihr, dass der Kalte Krieg noch nicht Geschichte war. Warum sie trotz dieser Klarheit weiterhin allein an den »weichen« Methoden im Umgang mit Putin festhielt, warum sie trotz seiner Lügen darauf vertraute, dass es sich um ein letztlich berechenbares Verhältnis handele, warum sie bis zum Ende ihrer Amtszeit Nord Stream 2 verteidigte und betonte, Russland sei immer ein stabiler Lieferant von Energie gewesen – all das ist schwer zu entziffern und wird sich vielleicht niemals ganz aufklären lassen. Zweifellos verfügte Angela Merkel über bewunderungswürdige Fähigkeiten, in teilweise langwierigen und schwierigen Aushandlungsprozessen Lösungen auch für gegensätzliche Positionen zu finden, mitunter sogar in Situationen, die nahezu ausweglos erschienen. Aber warum zog sie nicht ins Kalkül, dass diese Taktik in dem Augenblick scheitern würde, in dem die Gegenseite den Prozess des Aushandelns einfach aufkündigte?

			Weder die Sozialdemokraten noch die CDU unter Merkel wollten in einen offenen Konflikt mit Putin gehen. Deutschland hielt seinerseits zwar die Prinzipien der regelbasierten Ordnung hoch, ließ die Gegenseite bei deren Missachtung aber oft genug ungestraft oder mit einem blauen Auge davonkommen. Die deutsche Regierung kritisierte die zunehmend autoritär werdende russische Innenpolitik nur mäßig und spielte die immer aggressivere russische Außenpolitik in ihrer Bedeutung herunter. Seit Putin das Machtzentrum Russlands besetzt, also seit bald 25 Jahren, haben ihn die Bundesregierungen unterschätzt. Sie haben verdrängt, dass Politik letztlich immer Machtpolitik ist und eigene Einfluss- und Handlungsmöglichkeiten auch von der militärischen Stärke abhängen. Sie haben Deutschland dadurch politisch, wirtschaftlich, militärisch und mental geschwächt und in eine partielle Abhängigkeit gebracht.

			Das Jahr 2014 war leider noch nicht zur Zeitenwende geworden. Dabei war in Fachkreisen seit Längerem klar, dass Deutschland mehr Verantwortung übernehmen müsse, nicht nur, aber auch in der Verteidigungspolitik. Auf der Sicherheitskonferenz in München 2014 wies ich deshalb darauf hin, dass Deutschland, das jahrzehntelang vom Schutz der NATO profitiert habe, sich nun seinerseits »als guter Partner früher, entschiedener und substanzieller einbringen« sollte. Selbstverständlich meinte ich damit nicht mehr Kraftmeierei und militaristische Töne. Im Gegenteil. Jedem militärischen Schritt, erklärte ich, habe eine sorgfältige Prüfung und Absprache mit Europa und den Vereinten Nationen vorauszugehen. »Aber wenn schließlich der äußerste Fall diskutiert wird – der Einsatz der Bundeswehr –, dann gilt: Deutschland darf weder aus Prinzip ›nein‹ noch reflexhaft ›ja‹ sagen.«[29] In einem Interview mit dem Deutschlandfunk bekräftigte ich diese Position kurze Zeit später. Als letztes Mittel gegen Aggressoren, Verbrecher und Despoten könne es erforderlich werden, »zu den Waffen zu greifen«. Der Einsatz militärischer Mittel dürfe nicht von vornherein verworfen werden.[30]

			Die Ablehnung meiner Position war damals besonders im linksliberalen Milieu noch weit verbreitet, die Kritik teilweise sehr emotional. Die Linke verortete mich irgendwo zwischen einem Feldherrn und einem Weltpolizisten. Ein grüner Abgeordneter mutmaßte, ich wolle die Gesellschaft darauf vorbereiten, dass sich deutsches Militär in Zukunft an der Koalition der Willigen beteiligen werde.[31] Ein Redakteur der Süddeutschen Zeitung fürchtete, ich wolle mich verabschieden von der grundsätzlichen Lehre aus der Nazizeit, die da laute: »Nie wieder Krieg«. »Gauck sagt es nicht, aber es klingt bei seinen Worten mit: dass irgendwann mal Schluss ist. Das ist der eigentliche Sprengstoff seiner Botschaft. Er sollte ihn schleunigst unschädlich machen.«[32]

			Für mich bestand jedoch nie ein Zweifel daran, dass das Denken in Macht- und Einflusssphären eine Bedrohung ist und bleibt und dass übergriffiges Handeln geahndet werden muss. Diplomatie muss von einer Position der Stärke aus betrieben werden, das heißt mit Abschreckung unterfüttert sein. Jede Gesellschaft braucht ein militärisches Rückgrat, das imstande ist, den diplomatischen Bemühungen entsprechenden Nachdruck zu verleihen und im Fall eines Angriffs das Leben und das Territorium seiner Bürger zu schützen.

			Gesellschaft: Den Feind »verstehen« wollen

			Es wäre allerdings wohlfeil, wollte man die Verantwortung für die Fehler der Vergangenheit ausschließlich der Regierung anlasten. Ich erinnere mich noch sehr gut daran, dass Politiker von rechts bis links sowie große Teile der deutschen Gesellschaft 2014 parteiübergreifend mit ihrer »besonnenen« und zurückhaltenden Regierung zufrieden waren. Christdemokraten und Sozialdemokraten, Teile der Linken und der AfD, der Ost-Ausschuss der Deutschen Wirtschaft, Helmut Schmidt, Gerhard Schröder, Gregor Gysi, Alice Weidel, Matthias Platzeck, dazu Alice Schwarzer, Antje Vollmer und viele, viele andere – sie alle hatten Verständnis für den Aggressor Putin und baten um Verständnis für ihn. Immer war an der Zuspitzung eigentlich der Westen schuld, am meisten das angeblich kriegslüsterne Amerika; immer galt Russland als die eigentlich bedrohte Macht, der es entgegenzukommen gelte; immer erschien Putin als ein berechenbarer Herrscher, den es nur richtig einzubinden gelte.

			Als wäre sie seine Hofjournalistin, rechtfertigte Alice Schwarzer Putins Annexion der Krim als Reaktion auf die »Umzingelung« Russlands durch den Westen. Diese sei für Russen zweifellos eine traumatische Vorstellung, sei es doch noch nicht lange her, dass Nazideutschland Russland überfallen habe: »Die Kinder und Enkel der Ermordeten leben heute in Russland.« Angesagt seien vielmehr Gespräche »auf Augenhöhe« zwischen Berlin und Moskau, damit Putin an der Macht bleibe. Denn Putin sei »das kleinere Übel«, Russland ohne Putin würde hingegen »vermutlich in der Faust der Mafia landen«.[33]

			Schwarzer stieß sich auch an den angeblich unterschiedlichen Standards seitens des Westens. Warum dürfe Putin mit der Krim nicht das machen, was der Westen beim Kosovo gemacht habe? Dabei hat Putin mit der Krim eben nicht gemacht, was der Westen im Kosovo machte. Die NATO griff erst nach langen erfolglosen Debatten im Sicherheitsrat ein, um Kosovaren vor serbischen Übergriffen zu schützen. Auf der Krim hingegen war kein Russe bedroht, und den Sicherheitsrat hatte Russland gar nicht einzuschalten versucht.

			Noch eindeutiger in seiner Parteilichkeit war ein Appell, den sechzig Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft, Kultur und Medien Anfang Dezember 2014 veröffentlichten: »Wieder Krieg in Europa? Nicht in unserem Namen!«, unterzeichnet unter anderem vom früheren Kanzlerberater Horst Teltschik, der früheren Bundestagsvizepräsidentin Antje Vollmer, dem ehemaligen Bundespräsidenten Roman Herzog und der früheren Ratsvorsitzenden der EKD Margot Käßmann.[34] Hier fehlte jede Benennung des ukrainischen Opfers, und Russland tauchte als Täter überhaupt nicht auf. Schuld an der »unheilvolle[n] Spirale aus Drohung und Gegendrohung« waren demnach angeblich alle: Amerikaner, Europäer und Russen. Besonders schützenswert aber seien ausgerechnet die russischen Aggressoren: Sie dürften nicht »aus Europa hinausgedrängt«, nicht als »Feindbilder« aufgebaut, nicht durch »einseitige Schuldzuweisungen« belastet und als Volk nicht »dämonisiert« werden. Ihr Sicherheitsbedürfnis sei so legitim und ausgeprägt wie das der Deutschen, der Polen, der Balten und der Ukrainer. Es brauche daher weiter Besonnenheit und Dialog mit Russland. »Einbinden statt ausschließen muss das Leitmotiv deutscher Politiker sein.« Man reibt sich die Augen: Einbinden des Aggressors als »Leitmotiv deutscher Politiker«?

			Besonders überrascht – und bestürzt – haben mich seinerzeit die Äußerungen von Helmut Schmidt, den ich wegen seiner Entschlossenheit in der Nachrüstungsdebatte sehr schätze. Nach der Krim-Annexion hielt er das Vorgehen des russischen Präsidenten Putin für »durchaus verständlich« und Sanktionen für »dummes Zeug«.[35] Was bei ihm aber gleichzeitig zum Ausdruck kam, war die Geringschätzung gegenüber der ukrainischen Nation. Er war nicht der Einzige, der die Ukraine gar nicht für berechtigt hielt, einen unabhängigen Staat zu gründen, da sie gar keine Nation bilde. »Die Politik des Westens basiert auf einem großen Irrtum: dass es ein Volk der Ukrainer gäbe, eine nationale Identität«, erklärte Schmidt in der Bild-Zeitung. In Wahrheit gebe es die Krim, die Ost- und die Westukraine und die Kiewer Rus, das einstige Kerngebiet Russlands. Die Westukraine bestehe zum großen Teil aus früheren polnischen Gebieten, allesamt römisch-katholisch; die Ostukraine habe zu Russland gehört und sei überwiegend russisch-orthodox, und die Krim, »einst Land der Tataren«, sei überhaupt erst in den 1950er-Jahren als »Geschenk« des russischen Staatschefs Chruschtschow zur Ukraine gekommen.[36] Wie also könnten derart unterschiedliche Gruppen überhaupt das Recht zu einer Nationenbildung beanspruchen?

			Es stimmt: Die Regionen der Ukraine unterscheiden sich aufgrund ihrer Geschichte in Bezug auf Sprache, Ethnie und Religion. Und während in der Westukraine unmittelbar nach Erringung der Unabhängigkeit zahlreiche Büsten von Stepan Bandera aufgestellt wurden, standen im industrialisierten Osten weiterhin Hunderte von Lenin-Denkmälern. Doch diese Unterschiede wurden nur selten vertieft, stattdessen wuchsen die Teile wegen gemeinsamer politischer Ziele zusammen.

			Denn das war die überraschende Entwicklung seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion: Angesichts einer Situation in Moskau, in der ein Putsch der Hardliner gegen Gorbatschow nur mit Mühe niedergeschlagen werden konnte, hatte sich die Ukraine am 24. August 1991 für einen eigenen, von den Turbulenzen Russlands unabhängigen Staat entschieden. In der Unabhängigkeitserklärung, die von dem Parlamentarier Lewko Lukjanenko, einem ehemaligen Gulag-Häftling, formuliert wurde, heißt es: »Angesichts der tödlichen Gefahr, die im Zusammenhang mit dem Staatsstreich vom 19. August 1991 über der Ukraine schwebt, und in Fortsetzung der tausendjährigen Tradition der Staatenbildung in der Ukraine ruft der Oberste Sowjet der ukrainischen sowjetsozialistischen Republik feierlich die Unabhängigkeit der Ukraine aus.« 346 Abgeordnete des ukrainischen Parlaments votierten für die Annahme der Erklärung, fünf enthielten sich, und lediglich zwei stimmten dagegen.[37]

			Wie schnell sich in jenen Monaten die Nationsbildung der Ukrainer vollzog, wird ersichtlich, wenn man sich vor Augen führt, dass in einer noch von Gorbatschow im März 1991 abgehaltenen Volksabstimmung etwa 70 Prozent der Ukrainer für den Verbleib ihrer Republik in einer reformierten Sowjetunion gestimmt hatten. In einem Referendum am 1. Dezember 1991 hingegen, nicht einmal neun Monate später, sprachen sich dann bei einer Wahlbeteiligung von 84 Prozent bereits über 90 Prozent für die Unabhängigkeit des Landes aus: Im westukrainischen Lwiw waren es 97,46 Prozent, in Kyjiw mit einem erheblichen Anteil russischstämmiger Einwohner 92,88 Prozent, selbst im Donbas waren es 83 Prozent, und auf der Krim, wo Russen zwei Drittel der Bevölkerung stellten, votierte noch eine Mehrheit von 54 Prozent dafür.[38]

			Die Realität zeigt, dass eine Argumentation zu kurz greift, wenn sie eine Nation allein durch objektive Kriterien wie Territorium, Sprache, Staat und Religion definiert. Eine Nation ist immer auch ein soziokulturelles Konstrukt, zusammengehalten durch gemeinsame Ideen und Vorstellungen. Es stimmt zwar, dass sich auf dem Gebiet der heutigen Ukraine nur schwer ein gemeinsames historisches Narrativ entwickeln konnte, weil das Land über Jahrhunderte unter verschiedene Fremdherrscher aufgeteilt war. Doch Sprache, Religion oder Wohnort lassen hier nicht zwangsläufig auf die Ethnie, und die Zugehörigkeit zu einer Ethnie nicht automatisch auf eine nationalstaatliche Option schließen. Die meisten Ukrainer beherrschen sowohl Ukrainisch als auch Russisch; Präsident Wolodymyr Selenskyjs Muttersprache beispielsweise ist Russisch, genauso wie die der früheren ukrainischen Ministerpräsidentin Julija Tymoschenko – aber die Loyalität beider Politiker gilt zweifellos der Ukraine.

			Die Entscheidung zugunsten bestimmter politischer Traditionen und Optionen spielte denn auch für die Ukrainer eine größere Rolle bei der Entwicklung des nationalen Zusammenhalts als die Zugehörigkeit zu einer sprachlichen oder ethnischen Gemeinschaft. Vitali Klitschko erläuterte es am eigenen Beispiel: Seine Mutter ist Russin, sie spricht kaum Ukrainisch. Seine Großmutter väterlicherseits hatte jüdische Wurzeln. Und er, der Sohn und Enkel aus einer jüdisch-russischen Familie, ist Bürgermeister der ukrainischen Hauptstadt Kyjiw. »Das ist keine Frage der Sprache, der Religion, der Nationalität. Es ist eine Frage der Werte. Und für die halten wir alle die Knochen hin.«[39]

			Ich muss gestehen, dass es mir unverständlich ist, wenn diesem modernen – westlichen – selbstbewussten Selbstverständnis von Bürgerinnen und Bürgern der Ukraine auf deutscher Seite teilweise so wenig Empathie und Verständnis entgegengebracht werden. Wenn jene, die unsere Brüder und Schwestern im Geiste sind, als Objekte imperialen Wahns im Stich gelassen werden. Offensichtlich haben wir es bei einigen in Deutschland mit derselben Hartherzigkeit und derselben politischen Blindheit zu tun, wie sie schon vor dreißig Jahren gegenüber den Oppositionellen in den ostmitteleuropäischen Staaten herrschten. Ihnen geht es nicht um die Verteidigung der ukrainischen Demokratie mithilfe der europäischen und amerikanischen Verbündeten, sondern um die Verteidigung Russlands vor einem Amerika, das die Ukraine angeblich in einem Stellvertreterkrieg benutzt.

			In seinem Anfang 2022, nur wenige Wochen vor dem russischen Angriff auf die Ukraine erschienenen Buch Nationale Interessen beschuldigt Klaus von Dohnanyi, ehemaliger Bürgermeister von Hamburg und zeit seines Lebens Sozialdemokrat, geradezu obsessiv das angeblich aggressive, antirussische, machtbesessene Amerika, eine »Russland-Phobie« entwickelt zu haben und eine Dämonisierung Putins zu betreiben.[40] Hinweise auf eine imperiale Gefahr seitens Russland wischt er beiseite: »Beweise dafür gibt es keine, denn bei der rechtswidrigen Annexion der Krim, die immer wieder zur Begründung einer militärischen Bedrohung der Ostgrenzen der EU herangezogen wird, handelt es sich doch eindeutig um einen Sonderfall.«[41] Stattdessen malt auch er das Bild eines Russlands, das von einem machtgierigen Amerika erdrückt zu werden droht. »Sicherheit ist eben immer auch ein Gefühl, eine ›Wahrnehmung‹.«[42]

			Für Dohnanyi war und ist Russland das Land mit einer bedrohten Existenz, das »immer wieder Angriffe aus dem westlichen Europa abwehren [musste], die mit großen Verwüstungen und Millionen Toten verbunden waren«. Dazu zählten der Einfall des schwedischen Königs Karl XII. im frühen 18. Jahrhundert, die Verwüstungen Russlands durch Napoleon und später durch Adolf Hitlers deutsche Armeen. »Historisch wurde Russland jedenfalls sehr viel öfter aus Westeuropa angegriffen als umgekehrt.«[43] Hätte Dohnanyi in die Geschichtsbücher geschaut, hätte er allerdings erkannt, dass die Gesamtbilanz ein ganz anderes Bild ergibt. Denn seit Beginn des 18. Jahrhunderts war es Russland, das in alle Richtungen expandierte und zur europäischen Großmacht aufstieg. Es besiegte die Schweden bei Poltawa, eroberte das Baltikum, ordnete sich bei den polnischen Teilungen polnische, ukrainische und belarussische Gebiete unter, eroberte die Steppengebiete nördlich des Schwarzen Meeres (»Neurussland«) und vereinnahmte Finnland und Bessarabien. Ende des 19. Jahrhunderts war Russland zeitweilig nach dem Britischen Empire und dem Mongolischen Reich das drittgrößte Reich der Weltgeschichte.

			Gleichwohl hält Dohnanyi am Bild des bedrohten Russlands fest und bringt sogar Verständnis dafür auf, wenn es sich auf fremdem, vorgelagertem Terrain ein »sicheres Glacis« schaffen will – einen Sicherheitsring, wie ihn auch Stalin auf der Konferenz von Jalta 1945 in Mittelosteuropa durchgesetzt hatte.[44] Für mich, der ich über vier Jahrzehnte in diesem »sicheren Glacis« leben musste, ist die Anerkennung einer derartigen imperialen Einflusssphäre allerdings bitter und empörend. Es kann und darf kein Zurück zu Jalta geben. Unser Völkerrecht akzeptiert historische Besitztümer nicht als Begründung für territoriale Revisionen. So wie die Verträge der regelbasierten Welt es den Deutschen untersagen, sich ostdeutsche Gebiete in Schlesien, Pommern oder Ostpreußen zurückzuholen, wie sie den Polen verbieten, Lwiw und Galizien wieder dem polnischen Staat zuzuschlagen, wie sie dem türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdoğan nicht gestatten, an den Grenzen zu rütteln, die 1923 in Lausanne für die Türkei festgelegt wurden, so kann es auch keine Rechtfertigung für Putin geben, wenn er einstige sowjetische Republiken oder mittelosteuropäische Staaten wieder seinem Einfluss unterwerfen will.

			Warum ist Russland nicht zuzumuten, was auch andere Imperien verarbeiten mussten? Warum sieht Russland die Entwicklung nicht auch als Chance? Denn – um noch einmal auf Dmitrij Furman zu verweisen: Erst wenn es sich von seinem Selbstverständnis als Imperium verabschiedet, eröffnet sich für die Russische Föderation eine Chance auf eine demokratische und friedliche Entwicklung.

		

	
		
			Für eine wehrhafte Demokratie

			Am 27. Februar 2022 saß ich auf der Besuchertribüne im Deutschen Bundestag und traute meinen Ohren nicht. Als ich von einer »Zeitenwende« hörte, untermauert von politischen Entscheidungen, von denen ich nicht weiß, ob eine andere Regierung sie getroffen hätte, begriff ich: Hier passiert etwas wirklich Neues. Ein Erkenntnisgewinn und ein politischer Kurswechsel, den ich nicht erwartet hatte und den ich ohne Wenn und Aber befürworten kann. Es war die Verabschiedung von einem Russlandbild, das überwiegend von Wunschdenken geprägt und das in weiten Teilen Deutschlands verbreitet war. Und zudem der Abschied von einem Selbstbild, bei dem das Thema Verteidigung aus der politischen Agenda fast gänzlich verdrängt gewesen war.

			Die Rede von Olaf Scholz am 27. Februar war die wohl einschneidendste Korrektur in der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik seit Jahrzehnten. Scholz verkündete ein Sonderprogramm von 100 Milliarden Euro für den Aufbau einer leistungsfähigen Bundeswehr, versprach, künftig auch in Deutschland die jährliche Zwei-Prozent-Marke für Verteidigungsausgaben einzuhalten, und stellte die Beschaffung von Kampfdrohnen und -flugzeugen für die Bundeswehr in Aussicht. Es schien, als sei ein Knoten geplatzt. Die deutsche Regierung, die in militärischen Belangen immer zögerlich gewesen war und von den Alliierten regelmäßig unter Druck gesetzt werden musste (too little, too late), schien die Verteidigung endlich verantwortungsbewusst und mit gehörigem Druck anzupacken. Alte Gewissheiten in der Außen-, Verteidigungs- und Energiepolitik fielen im Verlauf einer halben Stunde. Ich las und hörte nahezu euphorische Kommentare von einer »kleinen Revolution«, einer »historischen Rede«, von »klarer Kante«. Deutschland schien erwachsen geworden zu sein. Erschütterung schien zu neuen Handlungsoptionen geführt zu haben.

			Die Erleichterung, wie ich sie am 27. Februar 2022 im Bundestag spürte, empfinde ich heute weniger stark. Von den 100 Milliarden Sondervermögen ist kaum etwas angeschafft worden; die Rüstungsindustrie wartet bisher vergeblich auf größere und längerfristige Aufträge. Bei der Truppe sind angeblich noch keine neuen Ausrüstungen und Waffen angekommen. Und was die Gesellschaft betrifft, so hat sich entlang der Frage von Waffenlieferungen eine äußerst kontroverse und grundsätzliche Debatte darüber entzündet, wie Deutschland es mit der Gewalt und mit dem Frieden hält. Wie weit haben wir es also tatsächlich mit einer Zeitenwende zu tun? Werden wir uns wirklich als wehrhafte Demokratie aufstellen oder zurückfallen in einen Zustand des Status quo und der freiwilligen Entmächtigung?

			Wehrbereit oder pazifistisch?

			Der Schriftsteller Linus Reichlin schrieb sehr ehrlich über seine Gewissensqualen und sein Hin- und Hergerissensein bei dem Gedanken an einen möglichen Einsatz seines Sohnes in einem Krieg. Einerseits gelte: »Im furchtbarsten Fall müsste man eben auch den einzigen Sohn hergeben, innerlich. […] Denn man könnte nicht guten Gewissens die anderen Söhne in einen Krieg ziehen sehen, den man für notwendig hält, während der eigene Sohn seine Schnorchelausrüstung für den Padang Bai Beach (auf Bali) einpackt.« Gleichzeitig treffe aber auch zu: »Der Sohn ist nun mal nicht unter Prügeln und Gehorsamsdruck groß geworden, sondern in einer Gesellschaft, in der Verständnis für die Schwächen anderer ein Leitwert ist und Gewaltlosigkeit die höchste Tugend. Selbst in einem notwendigen Krieg darf man von ihm jetzt nicht erwarten, dass er sich von einem Tag auf den anderen zu einem Held entwickelt, der eine Handgranate ins Rohr eines feindlichen Panzers steckt. Man kann ihm auch gar nicht wünschen, dass die Umstände ihn in diese Richtung verändern.«[1]

			Die deutsche Gesellschaft hat in den zurückliegenden Jahrzehnten zweifellos einen zunehmend individualistisch geprägten Lebensstil entwickelt. Medizinische Errungenschaften, seltene Bedrohungen durch Naturkatastrophen und ein friedliches Europa haben den Tod und unsere Endlichkeit aus dem Alltag verdrängt. Das gilt noch einmal besonders, seitdem die Wehrpflicht 2011 ausgesetzt wurde. Die Soldatinnen und Soldaten verschwanden im Alltag aus dem Blickfeld, der Bezug der Gesellschaft zur Bundeswehr wurde immer loser. Die Frage, ob jemand – gleich welchen Geschlechts – bereit wäre, für sein Vaterland zu kämpfen und notfalls auch zu sterben, stellte sich für den allergrößten Teil der Bevölkerung schlichtweg nicht mehr.

			Nicht einmal diejenigen, die sich in den vergangenen Jahren freiwillig zum Dienst an der Waffe gemeldet haben, scheinen mehrheitlich mit der Möglichkeit gerechnet zu haben, tatsächlich in einen Krieg ziehen zu müssen. Im Jahr 2022 stiegen die Anträge auf Kriegsdienstverweigerung innerhalb der Bundeswehr bis September auf über 650; im gesamten Vorjahr waren es nur 209 gewesen. Es wird befürchtet, dass die personelle Aufstockung der Bundeswehr von aktuell etwa 180 000 auf 230 000 Soldaten im Jahr 2031 nicht gelingen könnte. Der Reservistenverband fordert bereits erneut eine Wehrpflicht. Eine Umfrage Anfang 2023 ergab, dass im Falle eines Angriffs nur jeder zehnte Deutsche bereit wäre, sein Land mit der Waffe zu verteidigen, jeder vierte hingegen das Land so schnell wie möglich verlassen würde.[2]

			Was wäre also, wenn …? Wenn der Krieg übergreifen würde auf ein NATO-Land? Wenn der Bündnisfall einträte? Was wäre, wenn Reservisten eingezogen würden oder wenn man junge Männer und Frauen aufriefe, sich freiwillig einer militärischen Ausbildung zu unterziehen? Wie viele würden einer individualistischen Lebenseinstellung folgen und sich möglichst raushalten – sich verstecken, ausreisen, auf die eine oder andere Weise desertieren oder sich dem Gegner notfalls lieber unterwerfen, entsprechend der alten Losung »Lieber rot als tot«? Wären wehrtaugliche Männer und Frauen aufgrund ihrer Erziehung, in der Gewalt verpönt war, psychisch überhaupt für einen Einsatz geeignet? War nicht gerade in den letzten Jahren immer öfter die Rede davon, unserer Gesellschaft fehle es an Resilienz?

			Ein Blick zurück. Eine Distanz zum Militärischen ist aufgrund der deutschen Vergangenheit wenig verwunderlich. Von deutschem Boden sind zwei Weltkriege ausgegangen, über 60 Millionen Menschen kamen allein im Zweiten Weltkrieg um, die europäischen Juden fielen einem Genozid zum Opfer. Krieg, das bedeutete Schrecken, Tod, Massenmord, elendes Sterben. Der Schriftsteller Wolfgang Borchert, der 1941 eingezogen worden war und an der Ostfront traumatische Erfahrungen gemacht hatte, schrieb wenige Wochen vor seinem Tod 1947 den eindringlichen Appell »Dann gibt es nur eins!«. Als ich diesen Text als Jugendlicher das erste Mal las, hat er mich tief bewegt.

			Du. Mann an der Maschine und Mann in der Werkstatt. Wenn sie dir morgen befehlen, du sollst keine Wasserrohre und keine Kochtöpfe mehr machen – sondern Stahlhelme und Maschinengewehre, dann gibt es nur eins:

			Sag NEIN! […]

			Du. Mann auf dem Dorf und Mann in der Stadt. Wenn sie morgen kommen und dir den Gestellungsbefehl bringen, dann gibt es nur eins:

			Sag NEIN! [3]

			Angesichts der von Bundeskanzler Adenauer geplanten Wiederaufrüstung in den 1950er-Jahren regte sich ein starker antimilitaristischer Reflex: »Ohne mich!« Aus Protest gegen die geplante Ausstattung der Bundeswehr mit Trägersystemen für amerikanische Nuklearsprengköpfe entstanden überall Komitees unter dem Motto »Kampf dem Atomtod«. Prominente Atomphysiker, unter ihnen drei Nobelpreisträger, verfassten den »Göttinger Appell«, in dem sie erklärten, dass sie sich nicht in irgendeiner Weise an der Herstellung, der Erprobung oder dem Einsatz von Atomwaffen beteiligen würden. Der Theologe Martin Niemöller, der im Ersten Weltkrieg noch als U-Boot-Kommandant gedient hatte, inzwischen aber zum Pazifismus bekehrt war, erklärte, jede Ausbildung zum Soldaten sei »eine Hohe Schule für Berufsverbrecher. Mütter und Väter sollen wissen, was sie tun, wenn sie ihren Sohn Soldat werden lassen. Sie lassen ihn zum Verbrecher ausbilden.«[4] Die populäre Losung unter Friedensaktivisten lautete: »Soldaten sind Mörder.«

			Schon bald schälten sich in dieser pazifistischen Bewegung allerdings zwei Linien heraus. Die einen wandten sich gegen Atomwaffen jeder Nation und gegen Atomwaffen in West und Ost. In einem Manifest des Philosophen Bertrand Russell und des Physikers Albert Einstein hieß es dementsprechend: »Wir werden versuchen, kein einziges Wort zu äußern, welches der einen Seite mehr gefällt als der anderen. Alle sind gleichermaßen in Gefahr, und wenn die Gefahr verstanden wird, gibt es Hoffnung, dass wir sie gemeinsam abwenden können.«[5] Nicht wenigen Zeitgenossen in Deutschland entsprach hingegen die Auffassung des Journalisten Erich Kuby, dem schon damals die Aufrüstung im eigenen Land und die USA gefährlicher erschienen als die Sowjetunion. Die Atombombe in den Händen von Chruschtschow sei kein Spaß, erklärte er, aber in den Händen von Strauß bilde sie eine Gefahr, und wer Marshallplan-Gelder genommen habe, habe sich damit automatisch zur Aufrüstung verpflichtet.[6]

			Diese zwei Linien gewannen an Bedeutung, als sich Anfang der 1980er-Jahre der damalige Bundeskanzler Helmut Schmidt für die Aufstellung neuer, mit Atomsprengköpfen bestückter Mittelstreckenraketen in Westeuropa aussprach. Die Sowjetunion hatte zuvor das »Gleichgewicht des Schreckens« beschädigt, als sie neue, auf Westeuropa gerichtete SS-20-Mittelstreckenraketen in Osteuropa stationierte. Sollte die Sowjetunion diese Atomwaffen nicht zurückziehen, so der sogenannte NATO-Doppelbeschluss, werde der Westen nachrüsten. Große Teile der Öffentlichkeit wollten diese Politik der Abschreckung jedoch nicht teilen. Zu Hunderttausenden gingen Jugendorganisationen, Gewerkschafter, Christen, Mitglieder der 1980 gegründeten Partei Die Grünen, aber auch viele Sozialdemokraten auf die Straße. Im Bonner Hofgarten erklärte Willy Brandt 1983 vor 300 000 Demonstranten: »Wir brauchen in Deutschland nicht mehr Mittel zur Massenvernichtung, wir brauchen weniger.«[7]

			Die Mehrheit des Bundestages billigte im November 1983 zwar den Nachrüstungsbeschluss mit den Stimmen von CDU und FDP. Helmut Schmidt allerdings, dessen sozialliberale Koalition im Herbst 1982 zerbrochen war, fand nicht einmal mehr in der eigenen Partei Unterstützung. Auf dem Kölner Parteitag im November 1983 stimmten nur 13 Delegierte zusammen mit ihm für die Stationierung der amerikanischen Raketen, 386 stimmten dagegen.[8] Auch in der Bevölkerung verstärkte sich das Friedensnarrativ. Im Jahr 1984 unterstützten 54 Prozent der Westdeutschen die Friedensbewegung, darunter 67 Prozent der unter Dreißigjährigen. Und 1989 waren 59 Prozent der Meinung, Fortschritte bei der Abrüstung könne es nur geben, wenn eine Seite in Vorleistung trete.[9]

			Viele von uns in den Kirchengemeinden Ostdeutschlands haben die Entwicklung in der westdeutschen Friedensbewegung mit Sorge beobachtet. Mit dem sogenannten Krefelder Appell (1980) hatte sich eine einäugige Position durchgesetzt: Obwohl es die Sowjetunion gewesen war, die die Aufrüstung vorangetrieben hatte, richtete sich der Appell ausschließlich gegen die atomare Aufrüstung im Westen. Wahrscheinlich waren unter den Unterstützern viele gutgläubige, naive Pazifisten; für uns zeigte sich hier aber der Einfluss der DDR. Der einseitige Pazifismus entsprach nämlich ganz der Linie der SED. Wir hörten in Ostdeutschland doch ständig: Wenn der Warschauer Pakt seine Atomwaffen modernisiere, geschehe dies für den »bewaffneten Frieden«. Wenn die NATO Pershing-Raketen aufstelle, verrate das hingegen eine »imperialistische« und »militaristische« Politik. Folgerichtig unterstützte die SED die antiamerikanische Friedensbewegung in der Bundesrepublik, während sie die unabhängige Friedensbewegung im eigenen Land bekämpfte.

			Vergeblich haben wir damals darauf gehofft, dass die Initiatoren des Krefelder Appells gegen Aufrüstung in West und Ost protestieren würden. Doch meines Wissens waren dazu nur einzelne Friedensbewegte der Grünen bereit. Am 12. Mai 1983 entrollten sie auf dem Ostberliner Alexanderplatz zwei Transparente: »Die Grünen: Schwerter zu Pflugscharen« und »Jetzt anfangen: Abrüstung in Ost + West«. Nach wenigen Minuten hatte die Stasi die Lage zwar wieder im Griff. Wir erfuhren gleichwohl über das Westfernsehen von der Aktion und registrierten mit Genugtuung, dass es doch Solidarität im Westen mit jenen Menschen in der DDR gab, die Schulverweis, unter Umständen auch mehrmonatige Haft riskierten, wenn sie sich der Bewegung »Schwerter zu Pflugscharen« anschlossen.

			Ich war damals ein Befürworter des NATO-Doppelbeschlusses, wie ihn Helmut Schmidt vertrat. Für Freiheit zu kämpfen und nicht nur um Frieden zu beten, habe ich immer als eine Notwendigkeit der menschlichen Existenz erachtet. Und solange wir keine verlässlich atomwaffenfreie Zeit haben, halte ich nukleare Abschreckung notgedrungen zum Erhalt des Friedens und der Freiheit für unerlässlich. Ich möchte mir nicht ein Deutschland vorstellen, das ohne den nuklearen Schutzschild der USA auskommen muss. Mit Freunden aus westdeutschen Kirchengemeinden geriet ich deswegen schon zu DDR-Zeiten nicht selten in Streit. Ich konnte ihre fundamentale Kritik an einer Politik der Abschreckung nicht teilen. Wenn es über Jahrzehnte gelungen ist, Europa und der westlichen Welt den Frieden zu sichern, dann lag dies wesentlich an dem relativen Gleichgewicht der Kräfte und an der Existenz der Atombomben, deren Einsatz immer die Gefahr eines kollektiven Selbstmords heraufbeschwört – und ihn deswegen bis jetzt verhindert hat. Die Gegner achteten einander nicht, aber wechselseitige Bedrohung schuf die Sicherheit eines Nichtkrieges.

			Wenn ich dennoch in der DDR die Losung »Schwerter zu Pflugscharen« mitgetragen habe, so geschah dies, weil wir in einem diktatorischen System auf keinen Fall Dienst an der Waffe leisten oder gar für das Regime kämpfen wollten. Ich habe das Militärische als eine Unterdrückung von Freiheit erfahren, als Militarisierung der Schulen, als Erziehung zum Hass, als militärische »Absicherung« einer unmenschlichen Grenze. Ich fand auch die Losung »Entfeindet euch!« attraktiv, die ich auf Kirchentagen kennenlernte, denn sie richtete sich gegen die Herrschenden bei uns, die Hass auf das ideologische Gegenüber lehrten. Der taktische Pazifismus war für mich und viele andere DDR-Bürgerinnen und -Bürger insofern eine Form des Widerstands gegen das autoritäre System.

			Als ich dann im wiedervereinigten freien Deutschland lebte, war ich enttäuscht, wenn die Politik Frieden und Freiheit nicht zusammendenken wollte. Das eine ist, dass Deutschland zu Recht stolz darauf sein kann, sich von militaristischem Denken befreit zu haben. Von unserem Boden wird kein Krieg mehr ausgehen, Deutsche verstehen sich nicht mehr als Krieger. Das andere aber ist, wie wir uns verhalten, wenn wir mit Krieg konfrontiert werden, den andere ausgelöst haben. So wie im Jugoslawienkrieg in den 1990er-Jahren.

			Warum haben wir damals nicht eingegriffen? Warum konnten wir den Genozid von Srebrenica 1995 nicht verhindern? Ich erinnere mich an die Diskussionen: Niemand wollte die politische Verantwortung für die Zinksärge übernehmen, die mit getöteten deutschen Soldaten zurückkämen. Gerade Deutsche sollten sich zurückhalten, da sie schon »ein paarmal Schiffbruch erlitten hätten«.[10] Und warum sollten wir in Bosnien eingreifen, wenn wir doch in Ruanda Hunderttausende Tote hingenommen hatten? Dabei hätte gerade aus der Scham über das Verhalten in Ruanda auch der feste Wille erwachsen können, etwas Derartiges auf europäischem Boden auf keinen Fall zuzulassen. Mit dem Verweis auf den verbrecherischen Nationalsozialismus ließ sich meines Erachtens keineswegs ein Wegschauen legitimieren, sondern umgekehrt ein Eingreifen zur Sicherung von Leben und Freiheit. Was sich als Schutz vor moralischer Gefährdung angeblich unberechenbarer Deutscher ausgab, deckte im Laufe der Jahre immer mehr und ganz einfach Verantwortungslosigkeit, Gleichgültigkeit oder auch Feigheit.

			Wir wollten sicher sein, ohne uns selbst zu gefährden. Die Verantwortung für die eigene Sicherheit übertrugen wir dem transatlantischen Bündnis, genauer gesagt: der Nuklearmacht USA. Bei Auslandseinsätzen begrenzten wir uns auf die sogenannte Friedenssicherung, entsprechend der Leitlinie: »Möglichst zivil auftreten und auf keinen Fall schießen.« Nach Afghanistan, schrieb der Militärhistoriker Sönke Neitzel, schickte die Bundesregierung »ihre Soldaten in einen Krieg, verbot ihnen aber, Krieg zu führen«.[11] Und noch im Frühjahr 2021 stieß der damalige Grünen-Co-Chef Robert Habeck auf empörten Protest durch alle politischen Parteien hindurch, als er nach einer Reise in die Ukraine die Lieferung von »Defensivwaffen« ins Gespräch brachte. Wenn das Land den Konflikt um die Krim verlieren sollte, so Habeck schon damals, bestehe die Gefahr, dass Russland in anderen Regionen genauso vorgehen könne wie auf der Krim.[12] Damals konnte der Protest, der wie bei einem Pawlow’schen Reflex auf ein militärisches Engagement von Deutschen erfolgte, ein tieferes Nachdenken leider noch erfolgreich verhindern.

			Kämpfen – aber wofür? (»We shall never surrender«)

			Im Jahr 2004 besuchte ich das Museum des Warschauer Aufstands kurz nach dessen Fertigstellung. Als ich das rote Klinkergebäude des stillgelegten Straßenbahn-Elektrizitätswerks von Warschau betrat, erwartete ich einen Ort des stillen Gedenkens mit Schautafeln über die Verbrechen der Deutschen, mit Informationen über die gefallenen Aufständischen und über die ermordeten Zivilisten – hatten doch 160 000 Warschauer diesen Widerstand mit dem Tod bezahlt. Umso erstaunter war ich, als ich auf eine multimediale Ausstellung stieß, die nicht primär dem Totengedenken, sondern vor allem dem heldenhaften Kampf gewidmet war. Die Räume waren erfüllt vom Pfeifen der Kugeln, vom Krachen einschlagender Bomben, aus Lautsprechern schallten deutsche Befehle und kämpferische polnische Aufstandslieder. Alles wie bei einem Cantus firmus – dumpf, dröhnend, in stetiger Wiederholung. Und über all das wölbte sich noch das Geräusch eines schlagenden Herzens, als wäre das Stethoskop eines Arztes mit einem riesigen Lautsprecher verbunden, um der ganzen Welt zu verkünden: Diese Stadt lebt!

			Ich begegnete einer normativen Konstante polnischen Selbstverständnisses, die mich schon früher in Erstaunen versetzt hatte: Für viele Polen zählten die Überwindung von Ohnmacht und die Demonstration von Würde mehr als eine militärische Niederlage. Selbst Aufstände, die als nationale Katastrophe verstanden werden könnten, lassen sich so in eine positive Erzählung über Selbstbehauptung und Patriotismus einbauen. Zwar hatte die Erhebung gegen die NS-Besatzung derart apokalyptische Ausmaße, dass es gar nicht anders sein konnte, als dass sie ein tiefes Trauma hinterließ. Dennoch existiert der Widerstand im kollektiven Erinnern nicht primär als schmähliches Versagen, als verlustreiche Niederlage, als verantwortungsloses Abenteuer (obwohl es auch solche Meinungen gab und gibt), sondern vor allem als Beispiel von Widerstandsgeist und Opferbereitschaft. Diese Botschaft vermittelt das Museum des Warschauer Aufstands den jährlich unvermindert über 500 000 Besuchern bis heute: Freiheit ist so kostbar, so lebensnotwendig, dass es »lohnt«, notfalls das eigene Leben für sie zu opfern.

			Es gibt wohl kaum ein Thema, bei dem sich die deutsche Mentalität so deutlich von der Mentalität in den baltischen Staaten, in Polen und der Ukraine unterscheidet wie in Bezug auf die Freiheit. Aus einem ganz einfachen Grund: Diese ostmitteleuropäischen Länder standen zum Teil jahrhundertelang unter Fremdherrschaft. Doch ihre nationale Identität konnten sie auch ohne eigenen Staat bewahren und entwickeln. Das polnische Volk sei nicht gestorben, hielt der polnische Nationaldichter Adam Mickiewicz nach dem Scheitern der Novemberrevolution von 1831/32 fest. Sein Körper liege zwar im Grab. »Aber am dritten Tag kehrt die Seele wieder zurück in ihren Körper, und das Volk wird auferstehen.« Ganz ähnlich hieß es gut zehn Jahre später beim ukrainischen Nationaldichter Taras Schewtschenko in seinem Gedicht »Vermächtnis« (1845): »Senkt ins Grab mich und erhebt euch, / werft die Ketten nieder, / tränkt mit bösem Feindesblute / eure Freiheit wieder!« Es ist diese ungebeugte Freiheitstradition, die Wolodymyr Selenskyj im September 2022, nach fast sieben Monaten erfolgreichen Widerstands, einen eindringlichen Appell an die Russen und ihre Führung richten ließ: »Glaubt ihr immer noch, wir seien ein Volk? Glaubt ihr immer noch, ihr könntet uns einschüchtern, zwingen, brechen? […] Für uns sind Kälte, Hunger, Dunkelheit und Durst weniger beängstigend und tödlich als eure ›Freundschaft‹ und ›Bruderschaft‹. Aber die Geschichte wird alles an ihren Platz stellen. Und wir werden mit Gas, Licht, Wasser und Nahrung sein. Ohne euch!«[13]

			Dass diese Zukunft kein Wunschdenken eines Präsidenten ist, sondern dem Denken und Fühlen der Mehrheit der Ukrainer entspricht, zeigte eine repräsentative Umfrage, die die Münchner Sicherheitskonferenz für ihren jährlichen Munich Security Report in Auftrag gab und über mehrere Wochen im November 2022 durchführen ließ.[14] Der Durchhaltewille in der ukrainischen Bevölkerung erwies sich auch ein Dreivierteljahr nach Kriegsbeginn als ungebrochen. 95 Prozent der Menschen waren dafür, dass die Ukraine weiterkämpft, wenn Russland die konventionelle Bombardierung ukrainischer Städte fortsetzt. Nur 5 Prozent weniger wollten nicht einmal nach einem russischen Atomschlag kapitulieren. Und ein Waffenstillstand war für 88 Prozent nur vorstellbar, wenn Russland alle Truppen aus der Ukraine abzieht, also auch von der Krim. Angesichts einer derartigen Entschiedenheit, die eigene Demokratie und Souveränität gegen den Aggressor zu verteidigen, hätte Selenskyj für irgendwelche territorialen Zugeständnisse gegenüber Moskau überhaupt kein Mandat.

			Wahrscheinlich dürfte eine Mehrheit der Deutschen den Krieg für das größtmögliche Böse halten. Aber für die Ukrainer gibt es offenkundig noch etwas Schlimmeres. Nicht weil sie wie Ernst Jünger den Krieg als letzten Hort wahrer Männlichkeit verherrlichen, sondern umgekehrt: weil sie die Bereitschaft zum Kampf als unerlässlich ansehen, um Menschlichkeit, Menschenleben, ja Menschenwürde zu retten.

			Dieselbe Entschlossenheit entnehme ich den Äußerungen von Demonstranten im Iran. Sie riskieren Verhaftung, wenn sie für die Freiheit und gegen das Mullah-Regime auf die Straße gehen. Sie riskieren den Tod, wenn sie ihrer Losung »Frau, Leben, Freiheit« folgen. »Wir sind so voller Wut, dass Kunst, Gefängnis oder Tod uns nichts mehr bedeuten«, sagte beispielsweise der iranische Komponist Mehdi Rajabian. »Leben und Freiheit sind alles, was noch zählt. Heute sind unsere Tränen aufgebraucht. Wir sind aufgestanden für das, was wir brauchen – selbst wenn es bedeutet, im Stehen zu sterben. Es gibt ein Gesetz der Zukunft, glaube ich. Und das besagt, dass das Licht immer über die Finsternis siegt.«[15]

			Erst vor Kurzem stieß ich auf eine Sentenz von John Stuart Mill, dem großen liberalen Denker des 19. Jahrhunderts, der in seinen Grundsätzen der politischen Ökonomie in Bezug auf den amerikanischen Bürgerkrieg erklärte, Krieg sei »eine hässliche Sache, aber nicht die hässlichste«, und diese Sicht wie folgt erläuterte: »Wenn ein Volk bloß benutzt wird, um Kanonen abzufeuern oder mit Bajonetten zuzustoßen, im Dienste und für die selbstsüchtigen Zwecke eines Herrn, dann erniedrigt ein solcher Krieg ein Volk. Ein Krieg, um andere Menschen vor tyrannischer Ungerechtigkeit zu schützen und den eigenen Vorstellungen von Recht und Gutem zum Sieg zu verhelfen, ein Krieg, der als eigener Krieg geführt wird, nach freier Wahl für einen ehrlichen Zweck, ist oft das Mittel seiner (des Volkes) Wiedergeburt.«[16]

			Ebendieser Geist sprach auch aus den Reden von Winston Churchill im Zweiten Weltkrieg. Er hielt am 4. Juni 1940 vor dem britischen Unterhaus wohl eine der bedeutendsten Reden in der Geschichte der Demokratie. »We shall never surrender. Wir werden bis zum Ende gehen. Wir werden in Frankreich kämpfen, wir werden auf den Meeren und Ozeanen kämpfen. Wir werden mit wachsender Zuversicht und wachsender Stärke in der Luft kämpfen. Wir werden unsere Insel verteidigen, was immer es kosten mag. Wir werden an den Stränden kämpfen, wir werden an den Landungsstellen kämpfen, wir werden auf den Feldern und auf den Straßen kämpfen, wir werden in den Hügeln kämpfen. Wir werden uns niemals ergeben.«[17] Es war, schrieb der deutsche Publizist Joachim Fest, »als habe das in seine komplizierten Einverständnisse mit Hitler verstrickte und tief defätistische Europa mit diesem Mann seine Normen, seine Sprache und seinen Selbstbehauptungswillen wiedergefunden, er gab der Auseinandersetzung, jenseits aller politischen Interessen, das große moralische Motiv und einen einfachen jedermann einleuchtenden Sinn«.[18]

			Und in Deutschland? Abgesehen von dem Befreiungskrieg gegen Napoleon, der 1813 in der Völkerschlacht bei Leipzig mit einer Niederlage des Französischen Kaiserreichs endete, und abgesehen von der friedlichen Revolution fast 150 Jahre später in der DDR, hat Deutschland nicht gegen Fremdherrschaft aufbegehren müssen. Die Erfahrung eines befreienden Krieges wurde überlagert von den zerstörerischen Kriegen. Deutschland hat, da es gleich für zwei imperiale Kriege verantwortlich zeichnet, ein fortdauerndes Problem mit einem positiven Bezug zur eigenen Nation, zur nationalen Gemeinschaft, zum Patriotismus. Wie verteidigungsbereit ist unsere Gesellschaft also heute? Was haben wir, für das wir kämpfen würden? Wie viel sind uns unsere Freiheit und Demokratie wert?

			Deutschland steckt in einem Mentalitätsamalgam, in dem nachwirkendes Schuldbewusstsein aus der Vergangenheit, verdruckste Nachsicht gegenüber Russland, pazifistische und antimilitaristische Haltungen sowie eine Verweigerung von Verantwortungsübernahme ein schwieriges Erbe darstellen, das die Entwicklung einer neuen, selbstbewussten und verantwortungsbereiten Politik auch im militärischen Bereich erschwert. Doch wir kommen nicht darum herum, die eben aufgeworfenen Fragen zu klären.

			Noch einmal: Frieden um jeden Preis?

			Der Mentalitätswandel, der sich in Deutschland angesichts der russischen Invasion vollzog, hat mich überrascht. Im Jahr 1989 waren nur 38 Prozent der Deutschen davon überzeugt, dass einem Angriff Russlands am besten durch Abschreckung vorgebeugt werden könne, im Frühsommer 2022 waren es über 60 Prozent. Auch Waffenlieferungen in ein Kriegsgebiet waren nun kein Tabu mehr. Das bedeute keineswegs, so das Institut für Demoskopie Allensbach, dass die Bevölkerung bellizistisch gestimmt sei. Wohl aber habe der erbarmungslose Angriffskrieg keinen Raum für Hoffnungen gelassen, dass alle Seiten an Friedenssicherung interessiert sind. Und so trug Putins Krieg dazu bei, dass das neue Leitbild der Bevölkerung der »wehrhafte Frieden« geworden ist.[19] Außerdem ließ sich der Westen mit Putins Drohungen eines Atomkriegs nicht in eine lähmende Passivität treiben. Die Mitgliedsländer von NATO und EU rückten vielmehr in einem Maße zusammen, wie wir dies schon seit etlichen Jahren nicht mehr erlebt haben. Das Verteidigungsbündnis hat seine Funktionstüchtigkeit bewiesen, ja, mit Schweden und Finnland werden aller Voraussicht nach zwei bisher neutrale skandinavische Staaten die NATO verstärken.

			Und dennoch bin ich nach einem Jahr Krieg sehr besorgt. Zwar hat sich die Ukraine im ersten Kriegsjahr in einer bravourösen Art und Weise verteidigt, wie sie wohl niemand vorhergesehen hat. Zwar konnten das russische Militär teilweise zurückgedrängt und die Verteidigungsbereitschaft der ukrainischen Gesellschaft auf einem sehr hohen Niveau gehalten werden. Gleichzeitig ist deutlicher geworden, dass auch die ukrainische Seite hohe Verluste verzeichnet und die Infrastruktur des Landes zu erheblichen Teilen zerstört oder beschädigt ist. Dass die Hilfe des Westens auf längere Dauer angelegt sein muss und Waffen weiterhin in erheblichem Umfang zu liefern sind. Die Frage der Waffenlieferungen wiederum ruft in Deutschland inzwischen ein gespaltenes Echo hervor. Werden wir immer schwerere Waffen liefern müssen? Nicht nur Kampfpanzer, sondern auch Kampfjets? Geraten wir möglicherweise in eine Eskalationsspirale mit ungewissem Ausgang? Wie lässt sich die Gefahr eines Atomkriegs ausschließen?

			Der Philosoph Jürgen Habermas hatte bereits wenige Wochen nach Beginn des russischen Angriffskrieges erklärt: »Das Risiko eines Weltenbrandes ist unbedingt zu meiden […]. Nachdem sich der Westen entschlossen hat, in diesen Konflikt nicht als Kriegspartei einzugreifen, gibt es eine Risikoschwelle, die ein ungebremstes Engagement für die Aufrüstung der Ukraine ausschließt.« Der Westen, so Habermas, müsse »bei jedem weiteren Schritt der militärischen Unterstützung sorgfältig abwägen, ob er damit nicht auch die unbestimmte, weil von Putins Definitionsmacht abhängige Grenze des formalen Kriegseintritts überschreitet«.[20]

			Habermas gab jener Besorgnis Ausdruck, die seitdem in zahlreichen Aufrufen, offenen Briefen, Manifesten und Stellungnahmen von Politikern und Intellektuellen immer wieder geäußert und auch von Bundeskanzler Scholz mehrfach zur Erläuterung seiner zurückhaltenden Position bei der Lieferung von Waffen angeführt wurde: Deutschland ist völkerrechtlich keine Kriegspartei. Es will die Ukraine unterstützen, aber keinesfalls »auf eine Rutschbahn Richtung Weltkrieg und Atomkrieg« geraten. Es will helfen, »solange es nötig ist«, wollte sich aber nicht zur Lieferung immer schwereren militärischen Geräts drängen lassen. Und jedes Mal wurde für die Zurückhaltung jene »Risikoschwelle« angeführt, von der Habermas meinte, sie schließe ein »ungebremstes Engagement« für die Ukraine aus.

			So wichtig es ist, derartige Bedenken ernst zu nehmen, so dürfen wir andererseits die Drohungen eines Diktators nicht derart aufwerten, dass sie eine sachliche Analyse der Lage behindern. Ja, selbst ein Atomschlag von russischer Seite ist nicht gänzlich auszuschließen, vor allem sogenannte taktische Atomwaffen mit kleinen nuklearen Sprengköpfen könnten in Erwägung gezogen werden. Aber ist ein solcher Einsatz auch wahrscheinlich? Ich teile diesbezüglich die Meinungen von Militärexperten, die das Risiko eher für begrenzt halten. Denn Explosion, Druckschäden und Verstrahlung blieben zwar lokal beschränkt. Da die ukrainischen Streitkräfte aber dicht an der Front stehen, würden auch die russischen Truppen gefährdet. Zudem würde ein Territorium verseucht, das die Russen für sich beanspruchen. Im Falle eines größeren nuklearen Angriffs etwa auf die Hauptstadt Kyjiw müsste Moskau zudem mit einer massiven Antwort seitens der NATO rechnen, was die USA dem Aggressor deutlich gemacht haben. Bleibt die Möglichkeit einer irrationalen Verzweiflungstat, sollte Putin eine Niederlage fürchten. In diesem Fall dürften ihn aber auch Zugeständnisse des Westens nicht davon abhalten.

			Was wir uns angesichts dieser Situation wirklich deutlich vor Augen führen müssen, ist die Tatsache, dass Putin die Angst der Deutschen in seine Strategie einpreist. Umso wichtiger ist es, nicht ständig in »Selbstabschreckung« vor angeblichen roten Linien zu warnen beziehungsweise sie schon selbst zu ziehen. Es gibt keine festgelegten roten Linien; vielmehr kann Putin jeden Vorwand für eine Eskalation nutzen, bis hin zu einem Atomschlag. Diese Gefahr kann und soll nicht ausgeblendet werden, aber sie darf uns nicht lähmen. Zudem gilt es, sich immer wieder zu vergegenwärtigen, dass es nicht der Westen ist, der eskaliert, sondern Putin. Er hat die Mobilmachung von 300 000 Männern angeordnet und plant die weitere Aufstockung der Truppen; er kurbelt die industrielle Basis der Kriegsindustrie an und kauft Hunderte von Drohnen im Iran; er betreibt eine »Russifizierung« der eroberten Gebiete und intensiviert die Angriffe auf die ukrainische Infrastruktur. Die Angst vor einer entschiedenen Reaktion, wie wir sie bei nicht wenigen Deutschen verzeichnen, steht einer effektiven Antwort auf Putins Eskalation jedoch im Weg. Ohne eine derartige Bereitschaft zu einer »Gegeneskalation« kann eine Eindämmung von Eskalation nicht erfolgreich sein – das ist eine der zentralen Lehren aus der Zeit des Kalten Krieges. Für Joachim Krause, den Direktor des Instituts für Sicherheitspolitik an der Universität Kiel gibt es nur die eine Konsequenz: Der Westen müsse bereit sein, »auf russische Eskalation zu antworten, indem er den Ukrainern neue Mittel der Kriegsführung zur Verfügung stellt«.[21]

			Bei der Frage, was die Ukraine für ihre Verteidigungsbereitschaft braucht und wie viel davon Deutschland beitragen sollte, gehen die Meinungen jedoch weit auseinander. Es stimmt: Unsere Militärhilfe begann sehr zögerlich – mit lächerlichen 5000 Helmen. Inzwischen liefert Deutschland allerdings Flugabwehrsysteme, Flakpanzer, Kampfpanzer, Panzerhaubitzen, Flugabwehrraketen, Panzerfäuste, Truppentransporter, Drohnen, Handgranaten und vieles mehr. Allein im Jahr 2022 schickte Deutschland Waffen und Ausrüstung im Wert von 2,25 Milliarden Euro, weitere Lieferungen sind zugesagt. Damit lag Deutschland 2022 in absoluten Zahlen an dritter Stelle der Geberländer, hinter den USA (mit 23 Milliarden Euro) und Großbritannien (mit 4 Milliarden Euro). Die Zusagen für die Zukunft belaufen sich – Stand Ende Februar 2023 – auf 9,5 Milliarden Euro.

			Wenn wir besonders aus Ostmitteleuropa dennoch den Vorwurf hören, Deutschland liefere zu wenig, dann liegt das an dem Anteil, den die Waffenlieferungen in Relation zur Wirtschaftskraft der Länder ausmachen. Da fiel Deutschland 2022 mit 0,06 Prozent des BIP deutlich hinter Estland (1 Prozent), Lettland (0,9 Prozent), Litauen (0,4 Prozent), Polen (0,3 Prozent), Großbritannien (0,15 Prozent) und den USA (0,1 Prozent) zurück.[22] Bundeskanzler Olaf Scholz hat also nur begrenzt recht, wenn er behauptet, wir seien unter den EU-Staaten das Land, das am meisten liefere: In absoluten Zahlen trifft das zu, in relativer Hinsicht nicht. Darüber hinaus lässt sich nicht verhehlen, dass Deutschlands Unterstützung im ersten Kriegsjahr häufig zögerlich war und in der Ukraine Enttäuschung hervorrief. Offensivoperationen sind der Ukraine zu dem Zeitpunkt, an dem ich dies schreibe, nicht möglich. Umgekehrt kann die russische Seite kleine Geländegewinne verzeichnen; selbst wenn diese nur einige Hundert Meter betragen, summieren sie sich doch im Laufe der Zeit. Und Putin hat im Unterschied zur Ukraine Zeit, denn in einem Abnutzungskrieg verfügt er über die weitaus größeren Ressourcen. Kommt die westliche Hilfe also zu spät?

			Meines Erachtens haben wir uns in Deutschland und im Westen noch nicht eindeutig darauf verständigt, was das Ziel dieses Krieges ist. Mag es auf den ersten Blick auch unerheblich erscheinen, wenn die einen sagen: »Die Ukraine darf den Krieg nicht verlieren!«, während die anderen fordern: »Die Ukraine muss den Krieg gewinnen!«, so schält sich in der Praxis doch ein Unterschied heraus. Ein Sieg der Ukraine meint die Vertreibung der Russen von ukrainischem Territorium einschließlich der Krim. So hat es jedenfalls Präsident Selenskyj formuliert. Es geht darum, das Überleben der ukrainischen Nation auf dem gesamten Gebiet zu sichern, das völkerrechtlich zur Ukraine gehört. Es geht nicht um einen Regimewechsel in Russland.

			Diejenigen, die sich hinter die Forderung stellen, dass die Ukraine den Krieg nicht verlieren dürfe, haben als Ziel eher die Wiederherstellung des Status quo ante vor Augen. Danach sollten die Russen auf jene Gebiete zurückgedrängt werden, die sie vor der Invasion am 24. Februar 2022 bereits eingenommen hatten; die Krim und die Gebiete um Donezk und Luhansk würden somit bei Moskau bleiben. Wer einen sofortigen Waffenstillstand fordert, drängt darüber hinaus darauf, dass die Ukraine um des Friedens willen noch größere Gebietsverluste hinnehmen sollte. Die wichtigsten Argumente: die »explodierende Gewalt« (Jürgen Habermas), »damit das Sterben endlich aufhört« (»Manifest für den Frieden«) beziehungsweise die »fortdauernde Erzeugung des Elends dieses Krieges« (Reinhard Merkel).[23] Um also die schrecklichen Folgen eines Krieges zu mindern beziehungsweise das Töten und die Zerstörungen zu unterbinden, sollte der Westen Druck auf beide ausüben – den Aggressor wie das Opfer –, damit sie ihre Kampfhandlungen einstellen. Denn, so noch einmal Habermas, auch der Westen dürfe nicht die Zahl der Opfer noch das Risiko, dem die möglichen Opfer ausgesetzt sind, noch das Ausmaß der tatsächlichen und potenziellen Zerstörungen vergessen, »die für das legitime Ziel schweren Herzens in Kauf genommen werden. Von dieser Abwägung der Verhältnismäßigkeit ist auch der selbstloseste Unterstützer nicht entlastet.«[24]

			Es steht außer Frage, dass sich Politiker wie die Zivilgesellschaft im Westen mit diesem Problem auseinandersetzen müssen. Welche Vorschläge aber auch immer präferiert werden, so sollte doch klar sein, dass sie nicht über die Köpfe der Betroffenen hinweg durchgesetzt werden dürfen. Aus der Perspektive des überfallenen Opfers sieht die Forderung nach sofortigem Waffenstillstand nämlich so aus: Weil Politiker und Intellektuelle im Westen das Grauen eines Krieges nicht aushalten, sollen sie, die Überfallenen, verpflichtet werden, ihre Verteidigung aufzugeben. Würde sich eine derartige moralische Pflicht zum Frieden durchsetzen, müsste ein Aggressor nur genügend lange Zerstörungskraft aufbringen, und die Weltgemeinschaft würde aufgrund eines »prinzipiellen Vorrangs der Friedensmaxime« (Reinhard Merkel) zu seinen Gunsten intervenieren. Ich halte eine solche Pflicht zum Frieden aber nicht nur ethisch für äußerst fragwürdig, sie erscheint mir auch politisch gefährlich, weil sie der Macht der Rechtsfernen mehr Bedeutung beimisst als dem Recht und den Überlebensinteressen von Gewaltopfern.

			Vom preußischen Generalmajor und Militärwissenschaftler Clausewitz haben wir gelernt, dass eine Kriegspartei selten ein Interesse an Friedensverhandlungen hat, solange sie sich auf dem Vormarsch befindet oder auf eine Verbesserung ihrer Lage hoffen kann. Sie wird den Krieg fortführen wollen bis zur Kapitulation des Gegners und mögliche Erfolge nicht durch eine zu frühe Übereinkunft einschränken wollen. Verhandlungen haben deswegen am ehesten dann eine Chance, wenn einer der Kriegsparteien die Ressourcen ausgehen, ihre Verluste zu hoch sind, wenn beide Kriegsparteien erschöpft sind und ihr Rückhalt in der jeweils eigenen Bevölkerung schwindet. In dieser Lage befindet sich augenblicklich keine der Kriegsparteien in der Ukraine. Es ist nicht erkennbar, wieso sie sich – außer zur Täuschung – aufgrund der Lage auf Verhandlungen einlassen sollten.

			Außerdem müssen wir uns bewusst machen, dass mit einem Waffenstillstand ein Zustand geschaffen würde, in dem der Krieg trotzdem nicht zu Ende wäre, denn erstens würden die Ukrainer zu einer Partisanen-Taktik übergehen, da sich ein großer Teil der Bevölkerung mit einer russischen Besatzungsmacht meines Erachtens nicht arrangieren würde. Und zweitens würde die Gewalt des Aggressors nicht aufhören. In den besetzten Gebieten werden Menschen schon jetzt nach Russland verschleppt, Polizisten, Journalisten, Lokalpolitiker und frühere Soldaten verhaftet oder entführt. Es gibt Standgerichte, willkürliche Erschießungen, Folterungen, Vergewaltigungen, dazu die Russifizierung aller Lebensbereiche, die versuchte Auslöschung der kulturellen Identität der Ukrainer. Die Journalistin Nataliya Gumenyuk erklärte im britischen Guardian: »Die zahlreichen Verbrechen in den besetzten Gebieten wie Butscha und Izjum zeigen, dass die Alternativen zum Widerstand nicht nur Verfolgung, sondern auch Massenhinrichtung und Folter sein können. Wir haben im Moment Angst, aber das ist etwas anderes, als in ständiger Angst zu leben.«[25]

			Wer jetzt für einen Waffenstillstand in einer teilweise besetzten Ukraine plädiert, begünstigt gewollt oder ungewollt die Seite Putins. Denn die Waffen ruhen zu lassen, hat für die Kriegsparteien vollkommen unterschiedliche Konsequenzen. Wenn der Aggressor seine Angriffe einstellen muss, bleibt ihm immer noch das unrechtmäßig erworbene Land – als Ausgangsposition für die nächste Gelegenheit zur Aggression. Wenn das angegriffene Land seine Verteidigung einstellen muss, überlässt es einen Teil seines Gebiets und seiner Bevölkerung dem Okkupanten und steht vor einer Zukunft permanenter Bedrohung. Es gibt eine ganz einfache Wahrheit: Solange Putin einen unabhängigen ukrainischen Staat nicht akzeptiert, wird es keinen Frieden geben. Ein erzwungener Frieden wäre außerdem nichts anderes als ein »eingefrorener Konflikt«, der erfahrungsgemäß bald wieder und noch heftiger aufbrechen könnte.

			Ich weiß nicht, wie dieser Krieg ausgehen wird. Ich weiß nicht, ob Putin endlos Material und Menschen an die Front werfen und am Ende nicht doch durch schiere Masse den ukrainischen Kampfeswillen brechen und den westlichen Präzisionswaffen überlegen sein kann. Ich weiß nicht, ob die Ukraine weiter über genügend Soldaten und Waffen verfügen und durchhalten kann. Und ebenso wenig weiß ich, ob der Westen überhaupt bereit ist, der Ukraine so viele und so wirksame Waffen zur Verfügung zu stellen, dass ein Sieg der Ukrainer realistisch ist. Was ich allerdings weiß, ist: Der Sowjetunion gelang es nicht zuletzt deshalb, die Wehrmacht aus ihrem Land zurückzudrängen und Hitler-Deutschland zu besiegen, weil sie im Zweiten Weltkrieg aus den Vereinigten Staaten 14 795 Flugzeuge, 7056 Panzer, 8218 Flakgeschütze, 131 633 Maschinengewehre, 105 U-Boot-Jäger und 197 Torpedoboote erhielt – gar nicht zu reden von unzähligen Geländewagen, Transportfahrzeugen, Lkws, Funkstationen, Feldtelefonen und vielem mehr.

			Der Westen sollte sich ehrlich machen. Wenn wir einen Sieg der Ukraine ermöglichen wollen, müssen wir in ganz anderer Weise als bisher zu Waffenlieferungen bereit sein. Und ich gebe zu bedenken: Wir diskutieren nicht nur über die Ukraine. Wir diskutieren auch über uns, über Deutschland, über Europa, über den Westen. Im Fall einer besetzten Ukraine würden russische Truppen auf breiter Front direkt bis an die Grenzen zu NATO-Ländern gelangen, die Gefahr einer Ausweitung russischer Aggression in Gebiete von NATO und EU würde wachsen. Es mag sein, dass wir in Deutschland dies nicht als besonders gefährlich erachten. Aber unsere Nachbarn im Baltikum, in Polen und in Finnland bewerten das deutlich anders als wir. Sollten sie überfallen werden, würde für die NATO die Beistandspflicht in Kraft treten. Hören wir also auf sie. Dann wird deutlich werden, dass die Ukraine als Vorposten auch für unsere Sicherheit, für unsere Freiheit und unseren Wohlstand kämpft.

			Und ganz unabhängig davon, welche Art von Frieden, Waffenstillstand oder eingefrorenem Konflikt wir in der Zukunft sehen werden: Die Erschütterung, die alle friedliebenden, demokratischen Menschen durch die russische Aggression erlebt haben, darf nicht im Erschrecken oder in Ohnmachtsstarre enden, sondern muss die Zeitenwende vorantreiben. Ich stelle mir vor, meine Regierung wird nicht wieder die Augen verschließen, sondern sehr aktiv, innovativ und vergangenheitsbelehrt unsere zukünftige Sicherheitsstruktur bauen. Ich stelle mir vor, unsere Gesellschaft wird sich dessen bewusst bleiben, dass Wohlverhalten im Angesicht von Aggression oder gar Nichtwahrnehmung von Feindschaft in die Niederlage führt. Aus der Zeit des Kalten Krieges nehmen wir die Lehre mit: Wer erfolgreich verhandeln will, darf dies nicht aus einer Position der Schwäche heraus tun. Wir brauchen in Europa eine Entschlossenheit der Freien. Und es wäre den Versuch wert auszuloten, ob so etwas dauerhaft und verlässlich zu schaffen ist wie ein Europe united against aggression.

		

	
		
			Teil II

		

	
		
			Demokratie – ein System der ungesicherten Gewissheiten

			Die Drift zum Autoritären

			Wenn ich über Demokratie spreche, dann nicht unabhängig von meinen Erfahrungen. Demokratie wird in meinem Denken und Fühlen immer verbunden bleiben mit jenen turbulenten Wochen im Herbst 1989, in denen die Bürgerinnen und Bürger der DDR ihre Angst abschüttelten und auf die Straßen gingen. Als wir damals sagten: »Wir sind das Volk«, knüpften wir an jene Tradition von Aufbegehrenden an, die einst in Frankreich »Liberté, égalité, fraternité« gefordert und sich in der Verfassung der Vereinigten Staaten selbstbewusst zum Souverän erhoben hatten: »We, the people …« Wir waren nicht länger Objekt der Politik, sondern begannen selbst zu gestalten. Wir ermächtigten uns, indem wir an unsere neue Rolle als Bürger glaubten und sie annahmen. Das Neue lag nicht nur in den Programmen, die damals überall von den Bewegungen an der Basis aufgestellt wurden – wir mussten das Rad von liberaler Demokratie und sozialer Marktwirtschaft nicht neu erfinden. Das Neue lag in dem Anspruch und in der Haltung derer, die in der Regel zum ersten Mal in ihrem Leben politisch aktiv wurden.

			Demokratie wird für mich stets mit dem Moment der Befreiung von Unterdrückung und Ohnmacht verbunden bleiben. So stellt sich jedes Mal ein Gefühl von innerer Nähe ein, wenn sich Menschen wie im Arabischen Frühling gegen ihre autoritären Regierungen auflehnen, wenn sie wie in Russland gegen Wahlfälschungen oder Zwangsrekrutierungen protestieren, wenn sie wie in Myanmar gegen die Militärdiktatur aufbegehren oder wenn sie wie die Frauen im Iran von den Mullahs ihre Grundrechte und ein menschenwürdiges Leben einfordern. Die liberale Demokratie verkörpert für mich ein System, das sich zur unantastbaren Würde des Einzelnen bekennt, ein System, in dem alle die gleichen Rechte haben, ein System, in dem niemand daran gehindert wird, sein Leben nach eigenen Fähigkeiten und Wünschen zu gestalten – außer er schädigt andere. Ich bin dankbar, dass ich seit meinem fünfzigsten Lebensjahr in einem solchen Raum der Möglichkeiten lebe, und ich kenne kein anderes System, das dem Individuum in vergleichbarer Weise Freiheit, Sicherheit und soziale Absicherung bietet. Wir aus dem Osten sind 1989 nicht im Paradies angekommen, wie es sich so mancher in seinen Träumen ausgemalt haben mag, aber unsere Demokratie ist und bleibt für mich ein Versprechen.

			Und dennoch. Ja – und dennoch. Ich konnte die Augen nicht davor verschließen, dass es nicht lange dauerte, bis sich in Ostdeutschland Enttäuschte und Wendeverlierer zu Wort meldeten. Zwar fanden sich viele, meist Jüngere, die schnell zurechtkamen, eine neue Ausbildung und eine neue Zukunft begannen. Andere aber erlebten einen Abstieg oder empfanden die neue Freiheit weniger als befreiend denn als belastend. Sie fühlten sich im vereinigten Deutschland nicht mehr verstanden und nicht mehr vertreten. Demokratie, begriff ich, will auch gelernt sein, sie setzt eine bestimmte Haltung voraus. Der Überschwang unseres Freiheitswillens, der uns 1989 den Schritt auf die Straßen wagen ließ, befähigte die Menschen offensichtlich nicht automatisch zu einer politischen Existenz unter den »normalen« Bedingungen einer Demokratie.

			Demokratie baut auf Bürgerinnen und Bürger, die sich in ganz anderem Maße als in anderen Systemen politisch interessieren, die möglichst selbst aktiv werden wollen und sich für die politische Realität mitverantwortlich fühlen. Eigenverantwortung zu übernehmen, haben wir indes in der DDR nicht gelernt, waren wir doch zu einer Existenz in politischer Ohnmacht als Untertanen verdammt. Bis heute spüre ich die Auswirkungen dieser Sozialisation. So gesehen ist es sogar bemerkenswert, dass die Mehrheit der Ostdeutschen der freiheitlichen Gesellschaft positiv gegenübersteht. Es gibt unter ihnen allerdings nicht wenige, denen es weiterhin ganz lieb wäre, wenn sich jemand stärker um sie »kümmern« würde. Wenn »die Politik« es richten würde. Zumal in einer Zeit, in der viele Bürger nach dem tiefgreifenden Wandel in den letzten gut dreißig Jahren eine gewisse Erschöpfung empfinden. Ich habe deswegen immer wieder gesagt, die Ostdeutschen hätten keinen schlechteren Charakter als Westdeutsche. Im Unterschied zu den Westdeutschen haben sie jedoch lange 56 Jahre – und nicht zwölf Jahre wie die Westdeutschen – in einer Diktatur leben müssen. Erst nach 1989 öffnete sich der Raum, in dem sie die Haltung eines Citoyens haben lernen können. Und wo die Menschen sich derart lange an ein Lebensgefühl der Gefolgschaft gewöhnt haben, braucht es viel Zeit für einen Wandel der Mentalität. Genau deshalb bedarf die Situation in Ostdeutschland nach wie vor unserer Aufmerksamkeit.

			Die eigentlichen Probleme mit der Demokratie in unserem Land liegen allerdings tiefer. Wir leben in einer Zeit, in der die Probleme immer komplexer und globaler geworden sind und das Ausmaß und die Schnelligkeit des Wandels viele Menschen überfordern. Dazu kamen die aktuellen Krisen. Der großen Zuwanderung 2015/16 folgte die Corona-Pandemie, und noch während der Corona-Pandemie begann der Krieg in der Ukraine. In denselben Jahren wurde der Klimawandel immer deutlicher spürbar. Die Folgen all dessen führten zu Lieferengpässen, zu Energieknappheit, zu Unwettern und Wasserknappheit. Ist »die Demokratie« diesen Herausforderungen überhaupt gewachsen? Ich kann mich nicht erinnern, im wiedervereinigten Deutschland je bei so vielen Menschen auf Ängste und Versuche zur Flucht aus der Wirklichkeit und gleichzeitig auf Frust und Radikalisierung gestoßen zu sein wie im Moment.

			Was soll werden, wenn ein Krieg auch das Europa westlich der Ukraine erreicht? Wären wir in der Lage, uns ausreichend zu verteidigen? Was soll werden, wenn sich weiter ähnlich gefährliche Viren wie Corona ausbreiten? Wenn der Klimawandel eine massive Umstellung von Wirtschaft und Politik erzwingt und kein Bürger darum herumkommt, sein Denken und sein Verhalten einschneidend zu ändern? Wenn auch in Zukunft sehr viele Menschen Zuflucht in unserem Land suchen? Wenn die neue digitale Welt und die künstliche Intelligenz nicht nur die Berufswelt, sondern auch den Alltag revolutionieren? Wenn die einen noch reicher und mächtiger werden und die anderen noch abgehängter zurückbleiben? Was, wenn die Ansichten und Lebensstile von Jungen und Alten immer weiter auseinanderdriften – die Jungen beispielsweise nicht mehr leben, um zu arbeiten, sondern arbeiten, um zu leben? Oder wenn sich Menschen weniger um gemeinsame politische Überzeugungen scharen und stattdessen zunehmend gruppenzentrierte Gemeinschaften um Ethnie und Geschlecht bilden?

			Zudem sind massive funktionale Mängel in unserem Alltag sichtbar geworden. Es fehlen Tausende an Lehrkräften, an Krankenpflegerinnen und Pflegekräften, an Erzieherinnen und Erziehern. Es fehlen Fachkräfte in den meisten Branchen, und es fehlt ein wirksames Konzept zur Regelung der Flüchtlings- und Migrationspolitik. Bislang ist es auch noch nicht gelungen, den oft debattierten Bürokratieabbau in Gang zu setzen. Warum müssen Bürger wochen- oder gar monatelang warten, um einen neuen Pass oder einen Termin für eine standesamtliche Trauung zu erhalten? Warum dauert es zwischen fünf und sieben Jahre, bevor ein Windrad ans Netz geht? Und während schon der aktuelle Alltag an den Nerven der Bürger zehrt, sind sie von der Politik obendrein noch dazu angehalten, den künftigen Alltag neu zu organisieren und für neue Heizungsanlagen und neue Autos zu sparen.

			Hinzu kommt der Verlust des Glaubens an einen materiellen Fortschritt. Seit 1820, so Adam Przeworski, ein amerikanischer Politikwissenschaftler polnischer Herkunft, sei jede Generation in Europa und den Vereinigten Staaten davon ausgegangen, dass sie ein besseres Leben führen würde wie ihre Eltern. Und diese Erwartung habe sich in der Regel auch bestätigt.[1] Heute hingegen haben viele Kinder und junge Menschen nicht nur Angst davor, den Anforderungen von Schule, Ausbildung und Beruf nicht gewachsen zu sein und finanzielle Einbußen hinnehmen zu müssen.[2] Besonders der Klimawandel belastet viele Jugendliche sehr; Untersuchungen von der Universität Bath (England) konstatierten 2021 bei ihnen Trauer, Depression, Wut und Verzweiflung, weil die Maßnahmen der Regierungen als völlig unzureichend empfunden wurden. Über die Hälfte aller Befragten zwischen 16 und 25 Jahren in zehn Ländern stimmte der Aussage zu, dass die Menschheit verloren sei.[3]

			Die Menge und das Ausmaß von Problemen sowie die daraus resultierende Mischung aus Kontrollverlust und Ängsten sind es, die für mich das Bedrohliche der gegenwärtigen Situation ergeben. Die Demokratie befindet sich in einer Phase der Erschütterung. Vielen erscheint sie als zu schwerfällig und zu langsam, auch als zu selbstgefällig, um tatkräftig und mit robustem Veränderungswillen die Herausforderungen anzugehen. Und es fragt sich: In welchem Maße hat es an Führung in der Politik gefehlt, an vorausschauender Planung, vielleicht auch an der Bereitschaft, anfangs unpopuläre, aber zukunftsweisende Maßnahmen gegen eine Mehrheit der Wahlbevölkerung durchzusetzen und sie anschließend doch akzeptabel zu machen? Oder liegt es an der Demokratie selbst, dass sie in stabilen Zeiten die zweifellos beste Form des Zusammenlebens garantiert, aber nicht verhindern kann, dass die Bürger in ihrem politischen und sozialen Engagement erschlaffen und den Weg der Individualisierung gehen? Dass demokratische Institutionen sogar missbraucht werden können und undemokratischen Führungsgestalten den Weg ebnen?

			Im Oktober 2022 waren in Deutschland jedenfalls nur noch 22 Prozent der Bürgerinnen und Bürger einverstanden mit der Art und Weise, wie die Demokratie funktioniert – das waren 13 Punkte weniger als zwei Jahre zuvor und der niedrigste Wert seit 2011. Weniger oder gar nicht zufrieden waren hingegen 47 Prozent.[4] So ist der Wunsch nach tiefgreifendem Wandel, nach entschiedenerem Durchgreifen, nach »Bannung« des Bedrohlichen gewachsen. Populistische und radikale Bewegungen und Parteien haben erheblichen Zuwachs erhalten und sich teilweise fest in den Parlamenten und gewählten Körperschaften unserer Republik verankert. Außerdem trugen schon in den letzten Jahren unterschiedliche Gruppen in bisher unbekannten »Querformaten« ihre Wut auf die Straßen; einige Politiker rechneten und rechnen angesichts der bevorstehenden Umwälzungen mit sozialen Protesten. Bislang hat die deutsche Bevölkerung zwar insgesamt sehr besonnen und belastbar reagiert. Nur, wird das auch in Zukunft so sein? Welche Gefahr droht dann von populistischen Verführern?

			Ein Blick über die Grenzen gibt wenig Anlass zu einer optimistischen Prognose. Die populistische Welle hat im Lauf der vergangenen Jahre ihre Spuren in allen westlichen Demokratien hinterlassen. In einigen wenigen Fällen tauchten populistische Parteien in linker Variante auf, wie mit Syriza in Griechenland und Podemos in Spanien. In der Regel aber ist der rechte Populismus auf dem Vormarsch. In Frankreich etablierte sich der rechtsextreme Rassemblement National bei den Parlamentswahlen 2022 mit einem Stimmenanteil von 18,7 Prozent als bedeutendste Oppositionspartei. In Polen und Ungarn konnten nationalpopulistische Parteien jeweils schon zweimal Alleinregierungen bilden. In Schweden und Italien haben 2022 die rechtsnationalistischen Parteien, hier die Schwedendemokraten und dort die Fratelli d’Italia, die »Brüder Italiens«, eine je eigene wichtige Rolle bei der Regierungsbildung übernommen. In den USA ist die Wiederwahl eines populistischen Anführers 2024 nicht ausgeschlossen. Und in Deutschland ist die populistische Alternative für Deutschland (AfD) im Unterschied zu ihren Vorgängern von der NPD oder den Republikanern nicht nach einigen Jahren wieder in der Bedeutungslosigkeit verschwunden, sondern hat im Laufe ihrer nunmehr zehnjährigen Existenz sogar an Unterstützung gewonnen. In drei ostdeutschen Landesparlamenten bildet sie die größte Oppositionspartei, dem Bundestag gehören ihre Abgeordneten bereits in der zweiten Legislaturperiode an.

			Populisten wurden zu Nutznießern einer Unzufriedenheit, die von den etablierten, »alten« Parteien nicht aufgefangen werden konnte. Insofern enthält der Erfolg von Populisten auch immer eine Aussage über die traditionellen Parteien: Denn, so Ralf Dahrendorf, erst wenn diese »Themen zu vermeiden suchen, können Skrupellosere aus ihnen Kapital schlagen«.[5] Droht durch populistische und rechtsextremistische Kräfte womöglich auch in Deutschland eine derartige Erschütterung, dass ein Politikwechsel in eine illiberale oder gar autoritäre Richtung befürchtet werden muss? Oder zeugen die Debatten nur ein weiteres Mal davon, dass die jeweils aktuelle Krise den Zeitgenossen immer als die schlimmste erscheint – sich die Lage aber nach gewissen Anpassungen doch immer wieder beruhigt?

			Die »einfachen« Beschädigungen der Demokratie

			Liest man historische oder philosophische Texte zum Thema, so stellt man als Erstes fest: Krise war eigentlich immer. Krisen offenbaren auf besonders eindringliche Weise die Spannung zwischen Altem und Neuem, wie sie jede historische Entwicklung begleitet – insofern wäre es illusorisch, von einem jemals befriedeten harmonischen Endzustand auszugehen. Doch die Reibung, wie sie aus technologischen, ökonomischen oder kulturellen Modernisierungsprozessen entsteht, macht noch nicht zwangsläufig jene »Krise« aus, von der hier die Rede sein soll. Die Krise, von der ich reden möchte, ist mehr als eine Störung, die schnell behoben werden kann, mehr als eine Anpassung an etwas geänderte Umstände. Sie bedeutet Disruption, die Zuspitzung von Problemen, die dringend neue Antworten erfordern. Weil das, was bis gestern effektiv war, nicht mehr ausreichend Früchte trägt. Weil sich vertraute Denkmuster und Strukturen als überholt erwiesen haben. Und weil Werte, die lange Zeit Halt und Orientierung boten, ihren stabilisierenden und akzeptierten Charakter für zu viele Menschen eingebüßt haben. Und was dann?

			Der italienische Philosoph, Schriftsteller und Politiker Antonio Gramsci hat über jenen gefährlichen Moment einer Krise, in dem das Alte stirbt, das Neue aber noch nicht zur Welt kommen kann, geschrieben: »In diesem Interregnum kommt es zu den unterschiedlichsten Krankheitserscheinungen.«[6] Ähnlich wie in der Medizin. Dort meint die Krise jenen mal längeren, mal kürzeren Zeitabschnitt, in dem sich entscheidet, ob sich der Patient auf den Weg der Heilung begibt oder aber an der Krankheit stirbt. Der amerikanische Präsident Franklin D. Roosevelt wollte allein den Mehrwert von Krisen sehen: »Aus jeder Krise geht die Menschheit mit mehr Wissen, größerem Anstand und reinerer Bestimmung hervor.«[7] Aber der Übergang zu heilender Besserung ist in einer Krise keineswegs zwangsläufig. Krise kann bekanntlich auch in grausamer Zerstörung enden und eine Nation in den Abgrund reißen, das blutige 20. Jahrhundert zeigt dies ebenso wie das noch junge 21. Jahrhundert.

			Auf jeden Fall schrillen bei einer Krise die Alarmglocken: Hier herrscht endgültig Handlungsbedarf! Doch woran lässt sich erkennen, wie weit unsere Demokratie tatsächlich bedroht ist? Ist ihre Substanz betroffen? Befinden wir uns vielleicht sogar am Ende einer Ära?

			Um eine Antwort darauf zu finden, ist es zunächst unerlässlich zu klären, was Demokratie überhaupt meint. In Deutschland pflegen wir gemeinhin an eine liberale Demokratie zu denken, wenn wir verkürzt von »Demokratie« sprechen. Bundeskanzlerin Angela Merkel erklärte jedenfalls in Reaktion auf Viktor Orbáns Idee einer »illiberalen Demokratie«, mit dem Wort »illiberal« könne sie in Zusammenhang mit Demokratie nichts anfangen. Tatsächlich muss die Kennzeichnung als »illiberale Demokratie« kein Widerspruch in sich sein, wenn man wie Adam Przeworski Demokratie minimalistisch definiert als ein System, in dem »die Bürgerinnen und Bürger ihre Regierung mittels Wahlen bestimmen und die Möglichkeit haben, sich einer Regierung zu entledigen, die ihnen nicht gefällt«.[8] Nach dieser Definition haben wir es auch in Ungarn und Polen mit Demokratien zu tun, denn die dortigen Regierungen sind von einer Mehrheit der Bürger gewählt worden. Um den dennoch zweifellos vorhandenen Unterschied in der demokratischen Realität etwa Deutschlands und Polens kenntlich zu machen, spricht der bekannte indisch-amerikanische Journalist Fareed Zakaria im Falle von Polen und Ungarn daher von einer »illiberalen« Demokratie, andere reden auch von einer »defekten« Demokratie.

			Wenn ich im Folgenden verkürzt von Demokratie spreche, meine ich hingegen ausdrücklich eine liberale Demokratie: eine Herrschaftsform, zu deren essenziellen Bestandteilen Rechtsstaat, Gewaltenteilung, Menschen- und Minderheitenrechte gehören müssen, damit ihr demokratischer Charakter gewahrt bleiben kann. Ganz ähnlich argumentieren die US-Wissenschaftler Tom Ginsburg und Aziz Z. Huq, wenn sie folgende drei grundlegende Prädikate der Demokratie anführen: Wahlen mit echtem Wettbewerb, Bürgerrechte wie Meinungs- und Versammlungsfreiheit sowie Herrschaft des Rechts.[9]

			Was aber geschieht, wenn diese Prinzipien, die in der westlichen Welt jahrzehntelang fast unhinterfragt akzeptiert und beachtet wurden, keine selbstverständliche Unterstützung mehr erhalten? Wenn die liberale Demokratie, wie in den letzten Jahren geschehen, erheblichen Gegenwind erfährt? Wenn rechte Populisten oder linke Rebellen die Grenzüberschreitung zum Teil ihrer politischen Strategie und Taktik machen?

			Die Demokratie verfügt über keine Instanz, die sie prophylaktisch vor ihren Verächtern schützt. Meinungsfreiheit gilt auch für jene, die die Freiheit begrenzen wollen und lieber einem charismatischen Führer folgen würden, als sich den Aushandlungsprozessen der Demokratie zu stellen. Dass Bürger durch Wahlen immer demokratische Politiker an die Macht bringen, ist – wir haben es 1933 leidvoll erfahren – also keineswegs sicher. Genauso wenig ist gesichert, dass demokratische Politiker immer demokratisch bleiben. Die Demokratie ist mithin ein System mit zwei großen Unwägbarkeiten. Wir können nicht sicher vorhersagen, wie sich Wähler verhalten. Und wir können nicht sicher vorhersagen, wie sich Gewählte verhalten. Przeworski hat die Demokratie daher als »ein System organisierter Unsicherheit« beschrieben.

			Wählerinnen und Wähler sind jedenfalls nicht zwangsläufig liberaler als Regierungen, und tatsächlich finden illiberale Regierungen überall auf der Welt demokratische Mehrheiten. Im vom Bürgerkrieg geprägten Jugoslawien sorgte sich der US-Diplomat Richard Holbrooke jedenfalls Mitte der 1990er-Jahre: »Angenommen, es werden freie und gleiche Wahlen abgehalten, und die Sieger sind Rassisten, Faschisten und Separatisten …« In Israel erhielt das rechtsreligiöse Lager bei den Parlamentswahlen im November 2022 eine Mehrheit und bildete daraufhin die extremste rechte Regierung, die Israel je hatte. In Ungarn wurde Ministerpräsident Viktor Orbán 2022 mit einer Zweidrittelmehrheit wiedergewählt, obwohl er als sein Ziel ganz offen eine »illiberale Demokratie« ausgab. Auch in Indien konnte Premierminister Narendra Modi seine Macht bei der Wiederwahl festigen, obwohl er sich autokratisch gebärdet und den Minderheiten der Muslime, Sikhs und Christen bürgerliche Rechte verwehrt. Es sind dies beileibe nicht die einzigen Beispiele.

			Enttäuschung und Unzufriedenheit haben in Deutschland bislang nicht zu einem derartigen Aufschwung einer populistischen oder rechtsnationalistischen Partei geführt, dass diese die Regierung übernehmen könnte. Das halte ich allerdings aufgrund der starken politischen Mitte für ausgeschlossen.

			Eine liberale Demokratie lässt sich grundsätzlich aber auch von oben, also von einer gewählten Regierung, auf einen autoritären, illiberalen Kurs bringen. In dem Musical Hamilton heißt es so lapidar wie realitätsgesättigt: »Wir wählen die Typen, die reinkommen. Wir können nicht kontrollieren, was sie tun, wenn sie drin sind. Das ist die Grenze unserer Demokratie.«[10] In Peru kam etwa der politisch unbedarfte Naturwissenschaftler Alberto Fujimori 1990 mit den Stimmen der Linken ins Präsidentenamt. Nicht einmal zwei Jahre später löste er das Zwei-Kammern-System auf, suspendierte die verfassungsmäßigen Rechte der Judikative und errichtete, teilweise mit Unterstützung des Militärs, eine »Regierung des Notstands«. Sein Amt verlor Fujimori erst, als er nach einer Wiederwahl im Jahr 2000 aufgrund eines Bestechungsskandals zurücktreten musste. Ein weiteres Beispiel für die autoritäre Wendung eines Spitzenpolitikers findet sich in Tunesien. Als dort der Verfassungsrechtler Kais Saied im Oktober 2019 mit großer Mehrheit zum Staatspräsidenten gewählt wurde, zeigte sich der unabhängige Kandidat nah an den Menschen. Doch nach nur zwei Jahren löste Saied das Parlament auf, regierte monatelang per Dekret und präsentierte ein Verfassungsprojekt, das auf einen Staatsumbau mit weitreichenden Befugnissen für den Präsidenten zielt.

			Manchmal vollzieht sich die »Illiberalisierung« der Demokratie auch relativ unspektakulär und ebenfalls ganz legal:

			–	Regierungen können Wahlbezirke so manipulieren, dass sie zu politischen Hochburgen einer Partei werden und vom politischen Gegner praktisch nicht mehr gewonnen werden können (»Gerrymandering« in den USA). Sie können die Stimmabgabe bestimmter Schichten erschweren, indem sie Wahllokale in deren Bezirken schließen, bei der Registrierung Ausweispapiere verlangen, die nicht alle besitzen (wie ein Teil der Schwarzen in den USA), oder indem sie alle von der Wahl ausschließen, die im Gefängnis sitzen oder eine Bewährungsstrafe verbüßen (dadurch wurden in den USA bei den Wahlen 2016 sechs Millionen Menschen von der Wahl ausgeschlossen, was die Afroamerikaner überproportional traf).[11] Regierungen können umgekehrt das Wahlrecht auch ausweiten, wie es beispielsweise Erdoğan in der Türkei und Orbán in Ungarn praktizierten, als sie Auslandsungarn und Auslandstürken das Stimmrecht gaben, da sie sich von ihnen einen hohen Stimmenanteil für ihre Partei erwarteten. Durchaus zu Recht: 2014 stimmten beispielsweise 95 Prozent der Auslandsungarn für Orbán.

			–	Regierungen können staatlichen Institutionen oder regierungsnahen Unternehmen einen dominierenden Einfluss in der Medienwelt verschaffen, sodass diejenigen, die nicht internetaffin sind und keine privaten Sender empfangen können, nur noch schwer oder womöglich gar nicht mehr Zugang zu freien und unabhängigen Informationen haben. In Ungarn wurden beispielsweise die öffentlich-rechtlichen Rundfunksender und regierungsnahe Medienunternehmer in je einer Holding zusammengefasst, um die Berichterstattung zentral zu koordinieren; die regionale Presse befindet sich fast vollständig im Besitz Orbán-freundlicher Unternehmer. In Polen existiert zwar nach wie vor eine plurale Medienlandschaft, aber die reichweitenstarken staatlichen Sender sind zu reinen Propagandamedien für die PiS-Regierung geworden. Im Zuge einer »Renationalisierung« hat außerdem ein teilstaatlicher Ölkonzern viele regionale Tages- und Wochenzeitungen sowie 500 Internetportale aufgekauft. Den direkten und indirekten Angriffen auf die freie Presse folgt häufig der Angriff auf unabhängige Institutionen wie Thinktanks, Stiftungen, Nichtregierungsorganisationen und Universitäten etwa in Russland, Ungarn und der Türkei.

			–	Regierungen können die Entscheidungen von Verfassungsgerichten und anderen juristischen Institutionen politisch beeinflussen, indem sie diese Gremien mit Personen ihres Vertrauens besetzen und unliebsame Richter aus den Ämtern drängen. In Ungarn wurde etwa das Pensionsalter für Richter willkürlich heruntergesetzt, um Platz für regierungsfreundliche Juristen zu schaffen. In der Türkei wurde die Gewaltenteilung faktisch aufgehoben, Tausende von unabhängigen Richtern und Staatsanwälten wurden versetzt, aus dem Staatsdienst entlassen oder gar selbst als Terroristen angeklagt. In Israel sollte dem Parlament ermöglicht werden, mit einer einfachen Mehrheit Entscheidungen des Höchsten Gerichts aufzuheben. Das Gremium, das die Richter des obersten Gerichts wählt, sollte zudem mehrheitlich von Parlamentariern besetzt werden.

			Sind Medien und Justiz erst unter die Kontrolle einer autoritären oder illiberalen Regierung geraten, hat jeder demokratische Widerstand es schwer. Ein Teil der Bürger passt sich an, weil er nichts riskieren will, andere ordnen sich illiberalen Führern sogar dankbar unter, weil diese ihnen eine einfache Orientierung bieten, sozusagen für »klare Verhältnisse« sorgen und mit nationalistischen Narrativen das Gefühl von Stolz und Überlegenheit vermitteln. Vergessen wir es nicht: Sowohl die ungarische Fidesz-Partei unter Viktor Orbán wie auch die polnische PiS-Partei unter Jarosław Kaczyński sind in demokratischen Wahlen von einer deutlichen Mehrheit in ihrem Regierungsanspruch bestätigt worden.

			Wenn wir uns die illiberalen Länder in Südamerika, in Europa und im Mittelmeerraum jedoch im Einzelnen anschauen, dann fällt auf, dass sie, von Ungarn abgesehen, keineswegs stabil sind. Sowohl in Polen als auch in der Türkei, in Israel und Tunesien gibt es starke oder zumindest bedeutende Zivilgesellschaften, die sich gegen die illiberale Ausrichtung ihrer Länder wehren. In Israel und Polen machen die Kräfte, die eindeutig liberal und demokratisch gesinnte Parteien wählen, etwa die Hälfte der Bevölkerung aus. In Brasilien wurde der rechtsextreme Präsident Jair Bolsonaro bei den Parlamentswahlen 2022 sogar abgewählt. Offensichtlich kann es gelingen, in »defekten« Demokratien das Ruder herumzureißen, wenn es eine ausreichend starke Zivilgesellschaft gibt und die illiberalen Machthaber keine Gewalt einsetzen, um ihre Entmachtung zu verhindern – wenn also die minimalistische Anforderung an eine Demokratie noch gilt und ein Machtwechsel friedlich vollzogen wird. Die Gefahr, dass ein solcher Übergang gewaltsam zu verhindern versucht wird, ist gleichwohl stets real.

			Wenn wir jetzt auf Deutschland blicken, so dürfte die übergroße Mehrheit nicht bestreiten, dass Menschen- und Bürgerrechte sowie freie Wahlen garantiert sind und die Gewaltenteilung eingehalten wird. Also das, was für mich und andere den liberalen Bestandskern einer Demokratie ausmacht. Dennoch hat es eine deutlich wahrnehmbare Erschütterung des Systems gegeben, als während der Corona-Pandemie eine heftige Debatte über die Verhältnismäßigkeit staatlicher Maßnahmen bei der Einschränkung persönlicher Freiheit entstand. Tatsächlich waren die staatlichen Regeln anfangs rigoros: Menschen durften nur allein und mit triftigem Grund die Wohnung verlassen, Dienstleistungsbetriebe und Geschäfte mussten bis auf wenige Ausnahmen schließen, auch Schulen und Kitas wurden dichtgemacht. Junge Leute, die sich unter freiem Himmel versammelten, wurden mitunter wie Kriminelle behandelt, und Bayern erklärte zeitweilig selbst das Lesen auf einer Parkbank für unerlaubt. Menschen durften ihre Mütter oder Väter wegen der strengen Besuchsregeln wochenlang nicht in Alten- und Pflegeheimen besuchen, selbst dann nicht, wenn ihre Angehörigen im Sterben lagen.

			Von ernsthafter Gefährdung der Fundamente von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Gesellschaft war vielfach die Rede, auch von »Ausnahmezustand«, einem »Kipppunkt der Demokratie« und einem »Notstandsstaat«. Ihr werde mulmig, wenn sie beobachte, »wie sehr wir unsere Rechtsordnung schon verdreht und die Freiheit schon verspielt« hätten, schrieb eine Politikwissenschaftlerin in alarmistischem Ton.[12] Inzwischen wissen wir, dass viele der Maßnahmen vom medizinischen Gesichtspunkt her gesehen tatsächlich überzogen waren und erhebliche Folgewirkungen zeigten. Die Bewohner von Altenheimen litten unter der Einsamkeit, bei Schülerinnen und Schülern führten die Lockdowns zu einem starken Anstieg depressiver Symptome und besonders bei Kindern aus sozioökonomisch benachteiligten Familien zu erheblichen Bildungslücken. Dass verschiedene staatliche Maßnahmen, obwohl von Experten empfohlen, unverhältnismäßig waren, ist inzwischen von mehreren Gerichten festgestellt und vom Bundesgesundheitsminister eingeräumt worden.

			Für mich handelt es sich bei der Corona-Pandemie um ein geradezu exemplarisches Beispiel für »Krise«: Wir hatten es im Sinne von Gramsci mit einem »Interregnum« zu tun, einer völlig unbekannten Situation, in der die Gesellschaft, aber auch die Regierung zwischen Hilflosigkeit und Überreaktion schwankten. Es kam zu »unterschiedlichsten Krankheitserscheinungen«; die Bundesrepublik Deutschland erlebte die schwersten Grundrechtseinschränkungen ihrer Geschichte. Der Ausgang der Krise war damit aber nicht automatisch entschieden. Wir sind nicht, wie manche lautstark befürchteten, auf eine abschüssige Bahn hin zu einem totalitären Staat geraten. Wir standen auch nicht am Beginn einer schleichenden Erosion des Rechtsstaats. Vielmehr sind inzwischen nahezu alle Einschränkungen wieder aufgehoben worden.

			Ich selbst habe während der Pandemie die Demokratie in Deutschland nicht für gefährdet gehalten, und das im Wesentlichen aus zwei Gründen: Erstens hat der Staat nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, den Schutz der Bürger in Ausnahmesituationen durch befristete Notstandsmaßnahmen sicherzustellen. Insofern war er zum Handeln angehalten, zumal der allergrößte Teil der Bevölkerung mit den Maßnahmen einverstanden war, sich teilweise sogar noch eine Verschärfung wünschte. Zweitens waren die Maßnahmen des Staates frei von Willkür. Nicht ein autoritäres Führungsgebaren prägte die Entscheidungen, die Politiker folgten vielmehr den Empfehlungen von Wissenschaftlern. (Dass diese sich zum Teil irrten, steht auf einem anderen Blatt.) Im Unterschied zu vielen Kritikern fand ich also keinerlei Anzeichen dafür, dass unsere Regierung die Ausnahmesituation zum Anlass nehmen würde, um die Grundrechte in unserem Staat dauerhaft einzuschränken oder einen autoritären Regierungsstil anzustreben. Trotz aller konkreten Einwände in Einzelfragen hatte ich Vertrauen in die Rechtsstaatlichkeit unserer Regierung. So wie die meisten anderen Bundesbürger.

			Allerdings führte diese Ausnahmesituation zu der Frage, ob sich Politik angesichts der Komplexität vieler politischer Probleme nicht stärker durch Expertinnen und Experten beraten lassen müsse. Wie der bereits existierende »Sachverständigenrat zur Beurteilung der wirtschaftlichen Lage« zeigt, sind aber auch die Ratschläge der »Wirtschaftsweisen« nicht neutral, sondern von bestimmten Denkschulen geprägt. In der Debatte über geeignete Corona-Schutzmaßnahmen war der Disput unter den Wissenschaftlern fast täglich in den Medien zu verfolgen. Derartige Differenzen gehören indes zum Wesenskern von Wissenschaft und sprechen meines Erachtens nicht gegen die Berücksichtigung von Expertenwissen, im Gegenteil: Sie vermitteln einen Eindruck von der Vielschichtigkeit der Probleme und machen deutlich, dass sich aus Expertenwissen noch keine unmittelbare und unumstrittene politische Handlungsanleitung ergibt. Gleichwohl erhöhen Konsultationen mit Experten die Glaubwürdigkeit der Politik, betonen sie doch die Sachrationalität und den umsichtigen Umgang mit komplexen Fragen aufseiten der politisch Verantwortlichen. Sie sind vertrauensbildend, was insofern bedeutsam ist, als die Parteien in unserer Demokratie inzwischen mit einem Glaubwürdigkeitsproblem zu kämpfen haben.

			Auf der Suche nach Teilhabe

			Aus einem Gespräch mit einer jungen Frau aus meinem familiären Umfeld: »Ich gehe wählen, finde es aber äußerst frustrierend, dass damit der Einfluss auf vier Jahre Regierungszeit im Wesentlichen abgegolten sein soll. Ich habe beim letzten Mal eine andere Partei gewählt als beim vorletzten Mal. Aber auch die neue Partei habe ich nicht primär deshalb gewählt, weil ich von ihrem Programm überzeugt bin, sondern weil ich den Wechsel wollte. Ob der wirklich eintreten würde, war allerdings gar nicht sicher. Oft ist nicht mehr vorherzusehen, ob Parteien morgen noch an den Programmpunkten festhalten, die sie heute vertreten. Wer hätte denn gedacht, dass die Grünen für Waffenlieferungen in ein Krisengebiet stimmen würden? Im Übrigen sind für mich die Kandidaten inzwischen wichtiger als die Partei. Ich merke sofort, ob jemand wirklich an das glaubt, was er vorschlägt, oder ob er bloß die Linie seiner Partei vertritt. Ganz abgesehen davon existieren ja in jeder Partei inzwischen verschiedene Linien. So ist es zu der eigenartigen Situation gekommen, dass ich manchmal gleichzeitig einzelne Politiker aus der SPD und den Grünen, aber auch aus der CDU und der FDP gut finden kann. Das hätte ich mir vor einigen Jahren noch nicht vorstellen können. Welche Partei ich dann schließlich wähle, hängt stark von den aktuellen Ereignissen ab. Aber insgesamt finde ich die Lage deprimierend. Kurz habe ich sogar daran gedacht, gar nicht wählen zu gehen.«

			Es fällt mir nicht leicht, gegen diese Frustration zu argumentieren. Denn auch ich kann ja nicht übersehen, dass die Parteien im Vergleich zu früheren Jahrzehnten immer weniger Wählerinnen und Wähler repräsentieren. Stimmten 1972 im Westen Deutschlands noch über 90 Prozent der Wähler für die SPD oder die CDU/CSU, so liegt ihr Anteil inzwischen gerade einmal bei über 50 Prozent. Nimmt man noch die gesunkene Wahlbeteiligung hinzu, dann stützen sich die beiden Großparteien etwa nur auf ein Fünftel der Wahlberechtigten. Die Zahl ihrer Mitglieder ist etwa um die Hälfte gesunken, das Durchschnittsalter von SPD- und CDU-Parteimitgliedern liegt bei über sechzig Jahren.[13] Auch die Parteiprofile haben sich mit der Auflösung der alten Klassenstrukturen, mit der Individualisierung und dem Wertewandel der Gesellschaft verändert. Beide Volksparteien wollen nun Teil der Mitte sein, um möglichst viele Wähler in unterschiedlichen Milieus anzusprechen. Konservative wurden sozialdemokratischer, Linke bürgerlicher. In beiden Fällen wurde der eigentliche Markenkern der Parteien beeinträchtigt. Auch ein Teil der Wählerschaft wurde verunsichert – die Anpassung an das geistig-kulturelle Klima der Zeit führte jedenfalls eher zum Verlust angestammter Wähler als zum Gewinn neuer.

			So sind die Volksparteien geschrumpft, eine Revitalisierung ist gegenwärtig nicht abzusehen. Und die Folgen für die Demokratie sind noch längst nicht zu ermessen. Was wird, wenn die Parteien – und damit meine ich nun dezidiert alle und nicht nur die bisherigen Volksparteien –, die in einer repräsentativen Demokratie als die wichtigsten Vermittler zwischen Staat und Gesellschaft wirken, dieser Aufgabe nur noch begrenzt nachkommen können? Parteien sollen gesellschaftliche Interessen vertreten, in die »Basis« hineinreichen, sie sollen auch junge Menschen anwerben und sie für eine politische Arbeit in den demokratischen Institutionen, nicht zuletzt in Regierung und Parlament, interessieren und befähigen. Gegenwärtig erleben wir allerdings häufig, dass politische Kärrnerarbeit eher belächelt wird und die politischen Institutionen weit öfter auf Gleichgültigkeit oder Zynismus als auf Anerkennung und Respekt stoßen. Wenn Parteien einen Aufschwung erleben, dann meist nicht dadurch, dass sie mit ihren Programmen begeistern, sondern weil ihre Vertreter besonders gut »ankommen«. So war das zunächst bei Sebastian Kurz in Österreich, bevor er sich wegen eigener Fehler aus der Politik zurückziehen musste, und bei Emmanuel Macron in Frankreich. Lange haben wir unterschätzt, wie wichtig für die Politik gerade in krisenhaften Zeiten charismatische Führungspersönlichkeiten sind.

			Seit einigen Jahren ist die Bedeutung von Parteien auch dadurch verringert worden, dass mit dem Internet eine mächtige Konkurrenz entstanden ist, die es dem einzelnen Bürger ermöglicht, sich jederzeit politisch zu äußern, ohne auf Parteien oder andere politische Organisationen angewiesen zu sein. Jeder kann sich direkt über die sozialen Medien an die Öffentlichkeit wenden. Die Singularisierung hat somit auch die politische Meinungsbildung erfasst. Nicht einmal Politiker sind heute ausschließlich auf ihre Partei angewiesen. Auch sie kommunizieren inzwischen vielfach direkt über Twitter, Facebook etc. mit ihren Wählern. Donald Trump hat auf diese Weise sogar seinen eigenen politischen Apparat zum Teil ausgehebelt. Politische Partizipation ist im digitalen Zeitalter direkter und schneller geworden – demokratischer, aber eben leider auch anfälliger für Populismus.

			Ich sehe, wie durch das Internet Zugang zu Wissen und Möglichkeiten der Kommunikation geschaffen wurden, die allen Bürgern zum Vorteil gereichen, gerade auch denen in autoritären Ländern. Jenseits der offiziellen Kommunikationswege von Radio, Zeitung und Fernsehen können Menschen ganz individuelle Verbindungen knüpfen, sich austauschen, sich informieren und beispielsweise zu Demonstrationen aufrufen. Ohne diese Möglichkeiten wären auch in unserem Staat außerparlamentarische Aktivitäten von zivilgesellschaftlichen Initiativen wie Fridays for Future, aber auch von Querdenkern viel schwieriger. Dank Internet ließen sich in mehr Kommunen zudem schnelle Beratungen organisieren und Abstimmungen durchführen, es ermöglichte Partizipation am politischen Leben auch für Menschen, die durch Arbeit und Familie für persönliche Teilnahme an Aktivitäten keine Zeit finden.

			Ich sehe aber auch, was seit Jahren beklagt wird, dass mit dem Internet nicht nur mehr Dialog entstanden ist, sondern dass Verschwörungstheoretiker, Demagogen oder Trolle, die zuvor kaum wahrgenommen wurden, auf einmal Zugang zu einem breiten Publikum erhalten haben. Untersuchungen ergaben, dass ethnische Spannungen, soziale Spaltung und Fremdenfeindlichkeit weltweit umso mehr zunahmen, je verbreiteter die sozialen Medien waren. Besonders populistische Außenseiter bedienten sich der Medien, weil ihre Erfolgschancen bei Wahlen dadurch beträchtlich stiegen. Sie nutzten gleich mehrere Plattformen, erreichten verschiedene Zielgruppen und gewannen durch radikale Aussagen hohe Aufmerksamkeit. Nach Meinung der Politikwissenschaftlerin Barbara F. Walter, einer Expertin für politische Gewalt und Bürgerkriege, konnte auf diese Weise Rodrigo Duterte seinen Sieg bei den Präsidentenwahlen auf den Philippinen sichern: »Früher kamen Autokraten in der Regel durch einen Militärputsch an die Macht. Heute holen die Wähler sie sich selbst ins Haus.«[14]

			Durch Onlineplattformen haben auch ausländische Akteure Zugang zum öffentlichen Raum im Westen erhalten. Mag der staatsnahe Fernsehsender Russia Today in Deutschland inzwischen auch verboten sein, so streuen russische Trolle doch weiterhin gezielt Falschinformationen, um die Meinungsbildung in unserem Land im Interesse des Kremls zu beeinflussen und zur Spaltung des Westens beizutragen. Wir wissen nicht genau, wie weit beispielsweise russische Hackerangriffe im Jahr 2016 den Ausgang der Brexit-Abstimmung und der Präsidentschaftswahlen zwischen Donald Trump und Hillary Clinton tatsächlich beeinflusst haben. Aber wir wissen, dass russische Trollfabriken Anzeigen gegen Hillary Clinton geschaltet haben. Auch im Ukrainekrieg verbreitet Russland tendenziöse Fake News. So hieß es beispielsweise am 5. Februar 2023 in einem Tweet, eine türkische Zeitung habe Verluste von 157 000 ukrainischen Soldaten und »2458 toten NATO-Soldaten (Deutschland, Polen, Litauen etc.)« gemeldet. Woraufhin Elon Musk von einem tragischen Verlust an Menschenleben sprach.

			Derartige Desinformationskampagnen werden in Zukunft noch zunehmen. Und sie werden nicht nur von großen Mächten wie Russland und China ausgehen, sondern auch von Politikern und reichen Privatpersonen aus anderen Ländern. Jahrelang hat etwa eine israelische Firma im Auftrag ihrer »Kunden« im politischen Leben von asiatischen, afrikanischen und lateinamerikanischen Ländern interveniert. Die Folgen der Verwischung von richtig und falsch, von halb wahr und halb gelogen sind schon jetzt erheblich. Wenn es in einer Demokratie aber nicht mehr gelingt, sich bei politischen Entscheidungen auf eine Faktenbasis zu einigen, können Verschwörungstheorien unbegrenzt wuchern. Umso dringender müssen daher Strategien entwickelt werden, wie faktenbasierte Aufklärung vorangetrieben, die Kontrolle in den sozialen Medien verstärkt und Menschen resilienter gegen Fake News gemacht werden können.

		

	
		
			Die Subjektivierung des Politischen

			Ich habe lange geglaubt, dass sich nahezu alle Menschen für die tolerante und zukunftsorientierte Politik der liberalen Demokratie gewinnen ließen, wenn ihnen nur ausreichende und verständliche Informationen vonseiten der Politik angeboten würden. Dass sich zum Beispiel mit entsprechenden Curricula in den Schulen und genügend engagierten Lehrern aufklärerische Positionen und friedfertiges, tolerantes Verhalten erfolgreich vermitteln ließen. Letztlich stand dahinter ein Weltbild, wonach sich Gesellschaften auf einem kontinuierlichen Weg hin zu einer immer rationaleren, friedlicheren, aufgeklärteren, toleranteren Gemeinschaft befinden. Von diesem Weltbild musste ich erhebliche Abstriche machen.

			Tatsächlich durchläuft jeder Mensch in seiner Erziehung einen Prozess der Affektkontrolle und Selbstüberwindung, indem er lernt, aggressive Reaktionen zu unterbinden und auf andere Rücksicht zu nehmen. Er lernt, abzuwägen und Urteile auf ihren Wahrheitsgehalt zu überprüfen. Er lernt Toleranz und erwirbt die Fähigkeit, bei Verunsicherung nicht in dogmatische Glaubenssicherheit und starre Vorurteile zu flüchten. Zweifellos hat der Mensch seit der Rohheit früher Zeiten einen weiten Weg zurückgelegt. Doch das, was als Zivilisation gilt, ist manchmal nur ein dünner Firnis, der leicht Risse bekommen kann. Glücklicherweise sind Radikalisierung und Polarisierung in Deutschland noch nicht weit fortgeschritten. Aber es ist etwas ins Rutschen gekommen. Plötzlich sollen im zeitgenössischen Diskurs verschiedene Wahrheiten gelten. Verschiedene Urteile sollen gleichwertig sein, jeder gräbt sich mithilfe der sozialen Medien in seiner Wahrheit ein und vermeidet Irritationen durch abweichende Meinungen. Plötzlich wachsen auch Elemente des Misstrauens gegenüber dem Gemeinwesen und dem »System«, die mit dem bisherigen politischen Koordinatensystem nur schwer oder gar nicht mehr zu erfassen sind.

			Das alte Links-rechts-Schema büßt seine Rolle in der politischen Differenzierung mehr und mehr ein. In der einen Frage kann jemand mit einer linken Politik sympathisieren, in einer anderen mit einer rechten. Selbst unter Linken finden sich Gegner einer gezielteren Einwanderungspolitik, während sich nicht wenige Konservative für eine generöse multikulturelle Gesellschaft aussprechen. Die Meinungen sind fluider geworden. Und vor allem: Gefühle, die anzuführen in der politischen Debatte bisher eher als Tabu galt, sind als Begründungen für politische Entscheidungen inzwischen weithin akzeptiert. Damit sind politische Haltungen noch subjektiver geworden, als sie es schon zuvor waren. Und um die Motive zu verstehen, die ihnen zugrunde liegen, hilft es manchmal mehr, nach psychologischen statt nach politischen Erklärungsmustern zu suchen.

			Ich möchte von einer Frau erzählen, die ich hier Anna nenne. Gebildet, promoviert, Geisteswissenschaftlerin, in ihrer Studentenzeit Mitglied einer sozialistischen Vereinigung, später Wählerin der Grünen. Wir sahen uns öfter, und immer gab es einen ebenso regen wie anregenden Meinungsaustausch. Zu den ersten schärferen Auseinandersetzungen kam es 2015/16, als sich Deutschland mit einer enormen Zahl von Flüchtlingen konfrontiert sah. Anna erregte sich – für mich wegen ihrer linken Vergangenheit überraschend – über die offenen Grenzen, die Naivität von »Gutmenschen« gegenüber den überwiegend muslimischen Flüchtlingen und die Großzügigkeit des deutschen Sozialstaats selbst gegenüber denjenigen, denen der Flüchtlingsstatus verweigert wurde. Bei den Bundestagswahlen 2017 wählte sie die AfD – was sie mir verschwieg und ich nur durch Zufall erfuhr. Sie ging zwar zu keiner Querdenker-Demonstration, aber sie empfand Schadenfreude darüber, dass »denen« mal so richtig eingeheizt wurde. Sie teilt selbstverständlich auch nicht das völkische Gedankengut eines Björn Höcke, dazu hat sie sich zu lange mit dem Nationalsozialismus beschäftigt. Aber die Differenz zu den geschichtsvergessenen Positionen der Rechtsradikalen spielte plötzlich kaum noch eine Rolle. Sie werde sich nicht mehr unter Druck setzen lassen, erklärte sie, etwas nicht zu sagen, nur weil es den Falschen in die Hände spielen könnte.

			Unsere Begegnungen wurden seltener. Und unsere Diskussionen veränderten sich. Es ging kaum noch um Austausch, um Abwägungen. Vielmehr hatte ich mir jedes Mal eine Suada über eine angeblich unfähige Regierung und angeblich willfährige Medien anzuhören. Ihre anklagenden Monologe waren mehr und mehr geprägt von Wut, Verachtung, Häme und Ressentiment. Während der Pandemie ließ sie sich zwar impfen, alle verpflichtende Maßnahmen wie das Tragen von Masken oder eine Impfpflicht in Pflegeeinrichtungen empfand sie jedoch als überzogene Eingriffe in die Freiheitsrechte des Individuums, ja, als Verstoß gegen das Grundgesetz. Fast täglich erreichten mich Botschaften von ihr, in denen sie mich auf Fälle aus den entlegensten Orten Deutschlands hinwies, in denen Ungeimpften gekündigt worden sei, Menschen trotz Impfung unter Long Covid litten oder Schüler aufgrund der langen Lockdowns psychische Probleme aufwiesen. Der Corona-Staat nahm für sie immer mehr die Gestalt eines totalitären Regimes an.

			Seit dem russischen Einmarsch in die Ukraine, als Anna den Westen wegen seiner angeblichen Einkreisung Russlands beschuldigte, gehen wir uns möglichst aus dem Weg. Und wenn wir uns sehen, meiden wir politische Themen. Es gibt nichts mehr zu diskutieren.

			Zunächst war ich ratlos. Ratlos gegenüber ihrer Entwicklung, aber auch ratlos, wie ich diese angemessen beschreiben sollte. Nach herkömmlichem Muster wäre Anna wegen ihres Ressentiments gegen muslimische Flüchtlinge »rechts« zu verorten gewesen. Als sie jedoch die Beschneidung ihrer Freiheitsrechte beklagte, schien sie im (links-)liberalen Feld zu stehen. Die Grünen konnte sie jedoch nicht mehr wählen, die waren für sie zu staatstragend geworden. Mit dem Kreuz für die AfD glaubte sie offenbar ihr Contra ausdrücken zu können. Doch was hatte sie nur dorthin getrieben?

			Anna lebt in gesicherten sozialen Verhältnissen. Angst vor dem sozialen Abstieg kann ihre Veränderung nicht erklären. Sie war zudem weltläufig, pauschale Angst vor Andersartigkeit, vor anderen Kulturen, Sprachen, Ethnien ließ sich nicht ausmachen. Trotzdem spürte ich Angst oder besser: die Abwehr von Angst. Abwehr der Unruhe, die sie angesichts der politischen und wirtschaftlichen Veränderungen und wohl stärker noch angesichts der kulturellen und normativen Verschiebungen an der Universität erfasst hatte. Selbst bei ihr, die als Akademikerin geübt war im analytischen Denken und es verstand, Realität zu ordnen und damit beherrschbar zu machen, hatten Ausmaß und Tiefe des Wandels eine nachhaltige Erschütterung ausgelöst. Die Zukunft wurde für sie zu einem Albtraum, über den sie sich nur noch zynisch und mit einem bitteren Lachen äußerte: Die werde sie ja selbst nicht mehr erleben.

			Was ich daraus lernte: In Situationen von tiefer Verunsicherung und großem Orientierungsstress können psychische Prägungen offensichtlich eine stärkere Bedeutung bei der politischen Urteilsfindung gewinnen als die rationale Reflexion. Insofern lohnt es, diese Faktoren genauer zu betrachten, um so hoffentlich ein tieferes Verständnis für die Entwicklungen der letzten Jahre zu erreichen. Mir ist dabei bewusst, dass sich die vielen Erscheinungsformen politischen Unwillens und Protestes, die von Fridays for Future über die Querdenker bis zu rechtsradikalen Milieus reichen, nicht holzschnittartig auf bestimmte Muster zurückführen lassen. Dennoch möchte ich auf zwei psychische Prägungen näher eingehen.

			Die autoritäre Disposition

			Emigrierte deutsche Wissenschaftler wie Wilhelm Reich, Erich Fromm und Theodor W. Adorno gingen schon in den 1930er-Jahren in den USA der Frage nach, was einen obrigkeitshörigen, »autoritären Charakter« kennzeichne, wie er sich in einem Zusammenspiel von individueller Psyche, Erziehung und sozialökonomischen Umständen bei einem Teil der Menschen herausbilde und »potentiell faschistisch« (Erich Fromm) sei. Am bekanntesten wurden in diesem Zusammenhang das Buch Escape from Freedom (1941)[1] von Erich Fromm und die von Theodor W. Adorno und anderen verfasste Studie The Authoritarian Personality (1950).

			Seit den 1990er-Jahren führten Wissenschaftler in den USA diese Forschungen fort und differenzierten sie. Sie meinten, dass Adorno zu schnell eine Verbindung zwischen dem Charakter der Befragten und deren politischen Positionen gezogen habe, und wollten zunächst unabhängig vom politischen Kontext erkennen, was das Autoritäre ausmacht. Dazu fragten sie Erwachsene nach den Erziehungsstilen bei ihren Kindern. Was hielten sie für wichtiger bei einem Kind: Unabhängigkeit oder Respekt gegenüber den Eltern? Gehorsam oder Selbstvertrauen? Neugier oder gute Manieren? Heraus kam ein Profil, das grundsätzliche Einstellungen der Befragten gegenüber dem Leben offenbarte. Demnach schätzen Menschen, die durch eine autoritäre Disposition geprägt sind, den kollektiven Zusammenhalt mehr als die individuelle Unabhängigkeit; sie halten Sicherheit, Gewissheiten und Konformität für wichtiger als die Suche nach Freiheit, Veränderung und Neuem; sie befolgen Hierarchien und Normen und kennen nur wenig Toleranz gegenüber Menschen anderer Orientierungen. Es zeigte sich, dass sich Autoritäre in den USA vor allem mit den Republikanern identifizieren und sich diese Option im Laufe der letzten drei Jahrzehnte verstärkt hat.[2] 1992 stimmten 62 Prozent der weißen Wähler, die auf der Autoritätsskala ganz oben standen, für den republikanischen Präsidentschaftskandidaten George H. W. Bush, 2016 waren es schon 86 Prozent dieser Wählerschicht, die sich für Donald Trump entschieden – ein Zuwachs von 24 Prozent. Wie ließ sich ein derartiger Anstieg erklären?

			Sehr erhellend waren in diesem Zusammenhang für mich die Arbeiten der australischen Verhaltensökonomin Karen Stenner. Nach Untersuchungen in den USA[3] und 28 europäischen Staaten kam sie zu dem Ergebnis: Bei etwa einem Drittel der Menschen in Europa (in den USA bei über 40 Prozent) besteht dauerhaft eine autoritäre Disposition, unabhängig davon, in welchem Land die Befragten leben und welcher Schicht, Ethnie oder Religion sie angehören. Untersuchungen mit eineiigen Zwillingen, die unabhängig und getrennt voneinander aufwuchsen, bestätigten zudem die These, dass die autoritäre Prägung kaum gesellschaftlich verursacht sei, sondern zu einem Großteil vererbt sein dürfte. Mithin sei sie stabil und dauerhaft, mache sich jedoch – und das ist Stenners wesentlicher Beitrag – je nach den gesellschaftlichen Umständen unterschiedlich bemerkbar. Anders als Fromm und Adorno will sie deswegen nicht von einem »autoritären Charakter« sprechen, sondern von einer »autoritären Disposition« beziehungsweise Veranlagung, und sie betont zudem, dass diese Verfasstheit kein »intrinsisches«, das heißt dem Menschen innewohnendes »Übel« sei.

			Stenner versteht Autoritarismus als eine politisch-psychologische Haltung, die durch das Streben nach oneness und sameness geprägt sei, also nach einer möglichst hohen gesellschaftlichen Einheit und einer möglichst hohen gesellschaftlichen Gleichheit. Autoritär ist ausdrücklich nicht deckungsgleich mit konservativ, auch die kommunistischen Funktionäre waren schließlich überwiegend autoritär. Diejenigen, die diese Ideale hochhalten, können vielmehr »rechts« wie »links« im politischen Spektrum stehen oder auch Anhänger der sogenannten Woke-Kultur sein. Ihnen allen gemeinsam ist die antipluralistische Haltung. Sie fürchten Komplexität; von Meinungsunterschieden fühlen sie sich bedroht. Ihr Ziel ist eine schützende homogene »Wir«-Gruppe, welche allen, die ihr angehören, dieselben Normen und Verhaltensweisen vorgibt und Gewissheit und Sicherheit verspricht. »Autoritäre beschäftigen sich obsessiv mit dem, was ich ›normative Ordnung‹ nenne«, so Stenner. Solange autoritär veranlagte Menschen fest in eine Ordnung eingebunden sind, bleibt ihre Veranlagung weitgehend unsichtbar. Sobald sich die Umstände jedoch erheblich verändern – etwa wenn wirtschaftlicher Abstieg droht oder Einwanderung Ängste vor Überfremdung weckt –, wird eine »autoritäre Dynamik« in Gang gesetzt. Realer oder befürchteter Normenverlust führt dann zu Intoleranz und Radikalisierung.[4]

			Stenners Erkenntnisse waren für mich äußerst hilfreich, geben sie doch Antwort darauf, warum nie alle Menschen auf autoritäre Verführung reagieren und warum sie nicht jederzeit darauf reagieren. Selbst wenn man beispielsweise davon ausgehen kann, dass Rassismus in den Menschen »lagert«, so gibt es doch Phasen, in denen er für das gesellschaftliche Leben nur eine unbedeutende Rolle spielt, wohingegen er in zugespitzten Situationen bei einem Teil zu offenem Hass und zu Gewalt führt.

			Ich begann in diesem Zusammenhang noch einmal anders auf die Gewalt zu blicken, die in den 1990er-Jahren für viele überraschend und überraschend stark in den neuen Bundesländern ausgebrochen war. Auch in meiner Heimatstadt Rostock. Die Bilder von dem brennenden Sonnenblumenhaus in Rostock-Lichtenhagen beherrschten tagelang die Berichterstattung in den Medien. Randalierende Jugendliche griffen ungehindert einen Wohnblock an, in dem Flüchtlinge und vietnamesische Vertragsarbeiter untergebracht waren. Die Polizei hatte sich zurückgezogen, zum Schluss stand das Haus in Flammen. Es war ein Wunder, dass niemand zu Tode kam.

			Noch wenige Jahre zuvor hatte ich in einer ähnlichen Plattenbausiedlung nur wenige Kilometer entfernt als Pastor gewohnt. Ich war zwar kein unmittelbarer Zeuge der Ereignisse, weil ich inzwischen in Berlin lebte, aber ich fühlte mich betroffen. In Lichtenhagen wohnten doch Menschen wie damals in meiner Plattenbausiedlung, die alle froh gewesen waren, in der DDR eine Wohnung mit Heizung und Warmwasser beziehen zu können, Menschen, wie es heißt, aus »der Mitte der Gesellschaft«, vom Arbeiter bis zum Professor. Woher kamen plötzlich die Radikalität der Jugendlichen und die offenkundige Sympathie der Bewohner für die Randalierer?

			Damals habe ich die Gewaltausbrüche in verschiedenen Städten (übrigens nicht allein in Ostdeutschland) als eine tragische Ausnahme sehen wollen, getragen von einer kleinen rechtsradikalen Minderheit, die die Schwäche des Staates nach der Wiedervereinigung ausnutzte. Dass die rechte Gewalt ein relevantes Phänomen war, das von der Mitte der Gesellschaft zunächst nicht angemessen beantwortet wurde, ist mir erst verspätet bewusst geworden. Inzwischen weiß ich: Was damals stattfand, bestätigt, was Stenner die »autoritäre Dynamik« nennt. Die Erfahrung eines nahezu totalen Zusammenbruchs alter Normen, alter Institutionen und alter Gewissheiten am Ende der DDR triggerte die autoritäre Veranlagung. Ein Teil der Menschen radikalisierte sich und jagte in den vorübergehend rechtsfreien Räumen der Wendezeit alle, die »anders« waren: Punks, Schwule, »Zecken«, Schwarze, Migranten. Mit Messern, Schreckschusspistolen und Baseballschlägern.

			Betrachtet man die Entwicklung der letzten gut dreißig Jahre in Ostdeutschland und in den ostmitteleuropäischen Staaten unter dem Blickwinkel der autoritären Veranlagung, so könnte man sogar erstaunt darüber sein, dass die Transformation so glimpflich ablief. Die friedlichen Revolutionen brachten nämlich einen Wechsel mit sich, den große Teile dieser Gesellschaften als zu umfassend und zu schnell empfanden. Nicht nur das politische und das wirtschaftliche System wurden ausgetauscht. Auch die historischen Narrative und kulturellen Muster standen zur Debatte. Das neue Leistungsdenken beförderte die Individualisierung, traditionelle Familienbilder gerieten ins Wanken, und die stärkere Sichtbarkeit von Gruppen wie der LGBTQ-Community empfanden nicht wenige als Zumutung, etwa in den immer noch stark katholisch geprägten ländlichen Gebieten Polens. Es war insofern nicht wirklich überraschend, dass die rechtsnationalen Populisten der PiS unter anderem dank ihrer Diffamierung solcher Minderheitengruppen in Polen 2015 die Wahlen gewannen und die Macht 2019 halten konnten. Und auch Viktor Orbán, der in zwei Legislaturperioden seine Macht festigen konnte, wird nicht nur als machtverliebter Nationalist zu deuten sein, sondern als eine Führungsfigur, die einem relativ großen Teil der Bevölkerung verspricht, nicht von einer ungeliebten Moderne verschlungen zu werden.

			Wenn also die »autoritäre Disposition« zu verstehen ist als eine dauerhafte und »natürliche Variante des menschlichen ›politischen Charakters‹« (Stenner)[5], dann folgt für mich daraus zweierlei: Wir haben uns – erstens – grundsätzlich darauf einzustellen, dass auch in der Demokratie zu etwa einem Drittel Menschen leben, deren Verhalten primär durch die Bedürfnisse nach Sicherheit sowie nach Gleichheit und Einheit – sameness und oneness – geprägt ist, die sich durch Bildung nicht einfach »wegerziehen« lassen. Wir haben dabei die wertkonservativen Potenziale dieses Milieus zu achten, dürfen die Menschen nicht pauschal vorschnell als »Nazis« oder rechtsradikal verurteilen und sollten stattdessen ihre Prägung in die Politikentscheidungen einbeziehen, sodass sich auch jene, für die Tradition, Verwurzelung und Sicherheit von hohem Wert sind, in unserer Demokratie beheimatet fühlen. Nur so kann den rechten Populisten der Wind aus den Segeln genommen werden.

			Und wir haben uns – zweitens – auf eine beständige Auseinandersetzung mit jenen Autoritären einzustellen, die in eine reaktionäre, verfassungsfeindliche Aktivität abdriften. Wo im öffentlichen Raum Feindschaft und Hass zutage treten, wo die Gesetze und Regeln unseres Staates missachtet werden, muss mit Entschlossenheit und Intoleranz geantwortet werden. Der Philosoph Karl Popper hat dies so ausgedrückt: »Wenn wir nicht bereit sind, eine tolerante Gesellschaftsordnung gegen die Angriffe der Intoleranz zu verteidigen, dann werden die Toleranten vernichtet werden und die Toleranz mit ihnen.«[6]

			Die libertäre Überdehnung des Liberalen

			Nun lassen sich aber bei den Protestaktionen der letzten Jahre längst nicht alle Teilnehmer in der Kategorie der autoritären Disposition verorten. Von einer gewissen Relevanz scheint mir auch eine libertäre, extrem an der individuellen Freiheit orientierte Prägung gewesen zu sein, wie sie besonders bei den Protesten gegen die Corona-Maßnahmen in Baden-Württemberg hervortrat. Ich las auf den Plakaten Parolen wie »Für Freiheit und Selbstbestimmung«, »Grundrechte sind alternativlos« oder »Demokratie braucht Freiheit« und staunte: Während im Osten die Proteste stärker von der extremen Rechten geprägt waren, zeigte sich in Baden-Württemberg ein libertäres Freiheitsverständnis.

			Da trafen sich höchst unterschiedliche Menschen – Unternehmer, Selbstständige, Esoteriker, Menschen mit linker und grüner Sozialisation und sehr viele Parteilose –, die in der Abwehr der staatlichen Corona-Maßnahmen zusammengefunden hatten, weil für sie Freiheit und Selbstbestimmung über allem standen.[7] Diese Libertären entstammten überwiegend der Mittelschicht und hatten den Staat zuvor kaum als einschränkend erlebt. Umso stärker fiel dann ihr Widerspruch aus. Sie wollten sich nicht Maßnahmen unterordnen, deren Sinn sie bezweifelten. Denn das Virus, so ihre Auffassung, sei nicht gefährlicher als eine Grippe. So entstand eine »Misstrauensgemeinschaft« gegenüber dem Staat, die sich auf die Suche nach einer eigenen Wahrheit machte.

			Das war zweifellos eine Besonderheit dieses Protestes. Die Menschen auf den Demonstrationen gegen die Corona-Maßnahmen nutzten unterschiedliche Quellen aus dem Internet, den sozialen Medien und den Publikationen sogenannter alternativer Experten, um sich eine eigene »Wahrheit« zu schaffen. Sie fühlten sich den meisten Experten aus Politik und Wissenschaft nicht nur ebenbürtig, sondern überlegen. Denn sie glaubten zu wissen, was »eigentlich« hinter den Maßnahmen stecke. In verschwörungstheoretischen Ansätzen wurde dann etwa auf okkulte Gruppen verwiesen, die angeblich im Geheimen die Geschicke der Menschheit lenken, auch auf die Pharmaindustrie, und fast immer fielen die Namen von Bill Gates und George Soros. Mit diesem »Wissen« fühlten sich die Demonstranten geradezu »als Eingeweihte, fast sogar als Erwählte, die auch gegen Widerstand, Stigmatisierung und Repression an ihrer Expertise festhalten«.[8]

			Was auf den ersten Blick nur obskur klingt, ergibt aus psychologischer Sicht durchaus einen Sinn. Denn mithilfe der Selbstermächtigung mit »Gegenwissen«[9] schufen die Demonstranten ein Gegenmittel zu den Gefühlen der Ohnmacht, die das weltweite Virus auch bei ihnen ausgelöst hatte. Verschwörungstheorien halfen, verloren gegangene Kontrolle wiederzuerlangen. Dass dieses Wissen nicht tatsachengestützt war, auf vielen Hypothesen beruhte, Gefühle und Fakten als gleichwertig betrachtete und außerhalb der eigenen Kreise nur wenig Überzeugungskraft besaß, störte nicht. Denn – auch das eine Besonderheit dieses Protestes – für die Libertären gab es keine Instanz außerhalb ihrer selbst, die berechtigt gewesen wäre, über Sinn oder Unsinn von Erklärungen zu entscheiden. Sie waren und sind ihre eigenen Herren und Meisterinnen.

			Versteht die Psychologie unter einem »autoritärem Gewissen« die »Stimme einer nach innen verlegten äußeren Autorität, also der Eltern, des Staates oder was immer in einer bestimmten Kultur als Autorität gelten mag«[10] (Erich Fromm), so haben die Libertären die Fäden zu den äußeren, den übergeordneten »Führern« gekappt und sich stattdessen selbst gottgleich gemacht. »Die libertären Autoritären identifizieren sich nicht mit einer Führerfigur, sondern mit sich, ihrer Autonomie«, konstatierten die Wissenschaftler Carolin Amlinger und Oliver Nachtwey nach zahllosen Interviews mit Teilnehmern der westdeutschen Querdenker-Bewegung. Ihr Über-Ich muss sich nicht mehr von einer äußeren Autorität ableiten, sie legitimieren sich selbst. Sie müssen sich auch niemandem gegenüber rechtfertigen, sondern vertrauen, so einer der Befragten, »dem gesunden Menschenverstand, Gefühlen und Intuitionen« – sich selbst. »Eigentlich immer, wie es sich in der Vergangenheit bewiesen hat, hat mein Bauchgefühl immer zu einhundert Prozent recht gehabt.«[11]

			Das Ich derart ungeachtet von Fakten zur berechtigten Instanz darüber zu erklären, was richtig und was falsch ist, was Wahrheit und was Lüge, sehe ich als eine Form von Selbstüberhöhung von Libertären. Die andere Form ihrer Selbstüberhöhung besteht darin, dem Ich generell Vorrang vor dem Du und der Gemeinschaft einzuräumen. Die Demonstranten trugen beispielsweise aus Prinzip keinen Mundschutz. Dass sie andere dadurch gefährden könnten, war ihnen gleichgültig: Jeder ist nur für sich selbst verantwortlich. Die Journalistin Anna Schneider machte dementsprechend gegenüber der liberalen Auffassung »Die Freiheit des Einzelnen endet dort, wo die Freiheit des anderen beginnt« die narzisstische und gleichzeitig übergriffige Variante geltend: »Die Freiheit des anderen endet dort, wo die Freiheit des Einzelnen beginnt.« Das heißt: Ich setze die Regeln, denen sich der andere anzupassen hat. Ich treffe Entscheidungen, die allein von »den eigenen Vorlieben und Vorstellungen« bestimmt werden.[12] Denn der Motor der Welt, so der dahinterstehende Gedanke, sind nicht Gesellschaften mit einem breiten sozialen Netz, sondern solche, die der Dynamik eines »rationalen Egoismus« erfolgshungriger Individuen (Ayn Rand) möglichst keine Hindernisse bei der Entfaltung ihrer Fähigkeiten in den Weg legen.[13]

			Nun bin ich liberal genug, um einer Ermutigung zu Selbstverwirklichung, also zu einer Gestaltung der individuellen Freiheit, durchaus positiv gegenüberzustehen. Ich zitiere häufig aus Erich Fromms Buch Die Furcht vor der Freiheit.[14] Der moderne Mensch, so seine These, hat mit der Befreiung von den Fesseln der vor-individualistischen Gesellschaft nur den ersten Schritt hin zur Freiheit getan. Die eigentliche und schwierigere Arbeit, verstanden als Verwirklichung seines individuellen Selbst, kommt erst in der Freiheit an sich. Doch hier beginnt mein Dissens zu den Libertären. Denn für mich ist Freiheit, die sich nicht auch in Bezug zur Gemeinschaft sieht, nicht nur unrealistisch (selbst die Libertären räumen die Notwendigkeit eines »minimalen« Staates ein), sondern auch, wenn nicht unmoralisch, so doch amoralisch. Wie soll denn beispielsweise unser Morgen aussehen, wenn wir Freiheit ohne die Haltung der Verantwortung leben, als Freiheit zu etwas und für etwas? Wie könnten wir davon absehen, dass unsere Fähigkeit zur Verantwortung nicht nur uns, das Individuum, zu schützen hat, da wir nur als aufeinander bezogene Wesen überlebensfähig sind? Soll es uns etwa gleichgültig sein, wenn die Freiheitsrechte der künftigen Generation wegen der Klimakrise stärker beschnitten werden müssen, weil wir nicht bereit sind, schon jetzt gewisse Beschränkungen zu ertragen?

			Zwar hat auch der große Liberale John Stuart Mill in seinem berühmten Traktat Über die Freiheit dem Individuum zugestanden, seinen Lebensplan entsprechend seinen Charakteranlagen entwerfen zu können – »ohne Rücksicht auf die Folgen und ohne uns von unseren Zeitgenossen stören zu lassen«. Aber diesem Satz folgte sofort die wichtige Einschränkung: »solange wir ihnen [den Zeitgenossen, J. G.] nichts zuleide tun«.[15] Entsprechend heißt es kurz darauf: »Die einzige Unabhängigkeit, die diesen Namen verdient, ist die Möglichkeit, unser eigenes Wohl auf unsere eigene Weise zu erreichen, solange wir nicht versuchen, andere ihres Gutes zu berauben oder dessen Erwerb zu vereiteln.«[16] John Stuart Mill plädierte außerdem immer für einen Staat und eine Gesellschaft, die sich der Tatsache bewusst bleiben, dass sie nicht unbedingt im Besitz der Wahrheit sind. Wenn man so will, kann man sagen: Für Mill waren die Freiheit des anderen und die Respektierung auch seiner Meinungsfreiheit die unerlässliche Voraussetzung dafür, dass sich letztlich eine bessere Wahrheit durchsetzt.

			Und noch ein Letztes: In den Medien treten einige Libertäre zwar wortgewaltig gegen Forderungen auf, die aus dem Milieu der Grünen und der Woke-Bewegung stammen, denn sie wehren sich gegen die verschiedenen Formen von »staatlicher Bevormundung«. Sie sind gegen ein Tempolimit auf der Autobahn, gegen einen Gender-Sprech, gegen das Böllerverbot an Silvester, gegen das generelle Fracking-Verbot, gegen einen Veggie-Day in Kantinen, gegen das Verbot von Süßigkeitenwerbung usw. (und all das ist ja auch durchaus diskussionswürdig). Befremdlich ist allerdings, dass es Libertären offensichtlich nicht wichtig ist, wenn neben ihnen auf den Straßen – wie in der Vergangenheit geschehen – die Fahnen von Reichsbürgern oder bekannte Vertreter rechtsextremer Parteien auftauchen oder wenn Demonstrationen zunehmend von Rechtsradikalen übernommen werden. Mehr noch: In ihrer destruktiven Haltung gegenüber der liberalen Demokratie treffen sie sich mit ihnen. So waren einige Libertäre nachweislich an der Finanzierung der AfD beteiligt.[17] Ich sehe mit Erschrecken, dass hier eine Querfront entsteht, die die »Misstrauensgemeinschaft« unzufriedener Bürger zum Reservoir einer systemfeindlichen Politik machen könnte.

		

	
		
			Wie viel Einwanderung verträgt eine Demokratie?

			Wir und die anderen

			Es mag den einen oder anderen Leser erstaunen, wenn ich in einem Buch über die Bedrohungen der Demokratie ein eigenes Kapitel dem Thema Einwanderung widme. Wird hier ein rechtes Narrativ bedient und für eine homogene deutsche Gesellschaft geworben? Nichts liegt mir ferner. Aber ich habe mir Ralf Dahrendorfs Hinweis zu Herzen genommen, dass immer dann, wenn Demokraten Themen zu vermeiden suchen, Skrupellosere aus ihnen Kapital schlagen.

			Bisher haben Regierungen in Deutschland die Zuwanderung primär unter pragmatischen Gesichtspunkten betrachtet: Wie können Menschen untergebracht werden, wie mit deutscher Sprache vertraut, wie in Arbeit gebracht werden? Zu wenig Gedanken wurden darauf verwandt, wie eine »diverse« Demokratie tatsächlich und langfristig aussehen könnte. Während die einen über Integration nachdachten, formierte sich ein ganz virulenter Rassismus, der Einwanderung grundsätzlich infrage stellte und in aggressiver und teilweise gewalttätiger Weise gegen Migranten vorging. Dieser real existierende Rassismus ist von der Überlegenheit der eigenen Gruppe überzeugt. Mit Ressentiment und Vorurteil diskriminiert und benachteiligt er alle, die »anders« sind, und schreckt selbst vor Gewalt nicht zurück.

			Rassismus wird heute nicht mehr allein als Diskriminierung aufgrund rein biologischer Kennzeichen verstanden, er schließt auch Ausgrenzungen aufgrund ethnischer, religiöser, kultureller Andersartigkeit ein. Für mich die überzeugendste Definition stammt von Albert Memmi, einem aus Tunesien stammenden und lange in Frankreich lebenden Juden: »Der Rassismus ist die verallgemeinerte und verabsolutierte Wertung tatsächlicher oder fiktiver Unterschiede zum Nutzen des Anklägers und zum Schaden seines Opfers, mit der seine Privilegien oder seine Aggressionen gerechtfertigt werden sollen.«[1] Rassismus hat damit viele Gesichter, und als ideologische Versuchung einer ethnischen Mehrheit bleibt er eine grundsätzliche Gefahr in einer diversen Demokratie.

			Ich habe den Großteil meines Lebens in einem fast völlig homogenen Land verbracht, wenn man von der tatsächlich assimilierten sorbischen Minderheit absieht. Ansonsten kannten wir in der DDR nur die »Vertragsarbeiter«, am bekanntesten jene aus Vietnam, die bei der Wiedervereinigung 93 000 Menschen umfassten, und eine Reihe von ausländischen Studentinnen und Studenten aus meist afrikanischen und asiatischen Ländern. Zu beiden Gruppen waren die Kontakte reglementiert. Zudem war der Aufenthalt von Ausländern in der DDR immer befristet, eine Integration also gar nicht vorgesehen. Insofern war und blieb die DDR zeit ihrer Existenz ein ethnisch homogenes Land.

			Erst nach der Wiedervereinigung drang die Vielfalt in den Osten vor – langsam und voller Reibungen. Dabei machten Ausländer an der Gesamtbevölkerung in Deutschland 1990 erst knapp 7 Prozent aus (5,58 Mio.). Bis 2021 stieg der Anteil von Personen mit Migrationshintergrund dann allerdings deutlich auf 27,2 Prozent (22,6 Mio.).[2] Und 2022 kamen noch 1,16 Millionen Menschen aus der Ukraine hinzu, die nach der russischen Invasion bei uns Zuflucht suchten.[3] Etwa jeder Vierte in Deutschland ist also selbst immigriert oder stammt aus einer eingewanderten Familie.[4] Deutschland ist ein Einwanderungsland geworden, obwohl es sich lange nicht als solches verstehen wollte. Und es wird ein Einwanderungsland bleiben, weil es ökonomische und humanitäre Gründe gebieten.

			Besonders in meiner Zeit als Bundespräsident bin ich sehr vielen Menschen begegnet, die selbst oder deren Familien eingewandert sind. Junge und Ältere, aus unterschiedlichen Ländern und Kulturen und aus unterschiedlichen Schichten. In der Regel trifft man bei derart offiziellen Anlässen zwar nur Menschen, die in Deutschland angekommen sind und es »geschafft« haben. Doch auch aus Berichten und aufgrund von privaten Bekanntschaften habe ich den Eindruck gewonnen, dass einerseits zwar oft noch Berührungsängste existieren (auf beiden Seiten), dass das Wissen übereinander noch immer gering und die Benachteiligungen von Migranten in vielen Lebensbereichen immer noch signifikant sind. Aber – und das sehe ich als großen Erfolg: Menschen aus zugewanderten Familien sind inzwischen sichtbar ein selbstverständlicher Teil unseres Alltags geworden. Als Laden- und Restaurantbesitzer, als Ärztinnen, Busfahrer, Abgeordnete, Journalistinnen, Ingenieure, Lehrerinnen, Postboten, als Unternehmer und Facharbeiter und nicht zu übersehen auch als ranghohe Politikerinnen und Politiker. Ganz zu schweigen von den vielen Studentinnen und Studenten.

			Als Präsident, aber auch als Bürger habe ich bei Menschen, die zu uns nach Deutschland gekommen sind, immer wieder Einstellungen und Haltungen wahrgenommen, die viele Alteingesessene nicht mehr an den Tag legen: Fleiß und Durchhaltevermögen, einen Glauben ans Gelingen und dazu bei vielen das Wissen und die Freude daran, in einem Land der Möglichkeiten zu leben, frei zu sein. Es war beglückend, ihre Dankbarkeit für all dies zu erleben. Es ist dieser Spirit derer, die etwas unbedingt erreichen wollen, der diesem Land und seinen Bürgern guttut.

			Unsere Leben sind inzwischen mehr und mehr verzahnt. Und ich erlebe es als einen Ausdruck zunehmenden Vertrauens, wenn Eingewanderte uns in Autobiographien und Romanen teilhaben lassen an ihrem Hin- und Hergerissensein zwischen familiärer Tradition und deutschen Sitten und Gebräuchen, zwischen ihrer Offenheit gegenüber der neuen Heimat und dem Zurückgewiesenwerden von der neuen Heimat. Ich habe den Eindruck, wir erschließen uns endlich einen gemeinsamen Raum, in dem immer offener über die Probleme einer Identität »dazwischen« und den Erwartungen und Enttäuschungen auf beiden Seiten diskutiert werden kann. In dem wir – die einheimischen Deutschen – zu großen Teilen auch erstmals wahrnehmen, mit welch großer Bürde viele Eingewanderte leben, weil sie in ihrer Heimat verfolgt wurden, weil sie um Angehörige dort bangen, weil ihre Familien zerrissen wurden. Es gibt glücklicherweise immer mehr Menschen, die Brücken bauen, sich in beiden Milieus bewegen und als Vermittler auf der jeweils anderen Seite wirken. Auf eine naturwüchsige Weise hat sich so ein immer noch distanziertes und doch engeres Zusammenleben entwickelt, für das es keinen Plan und kein Ziel gab.

			Allerdings hielte ich es für eine Illusion, würde man von einem Prozess des unausweichlich immer engeren Zusammenwachsens ausgehen. Dagegen sprechen die Erfahrungen aufseiten von Eingewanderten, unter denen teils nachlassende Integrationsbemühungen oder sogar eine Radikalisierung zu verzeichnen sind – Integration ist keine Einbahnstraße, die nur in eine Richtung zeigt.[5] Dagegen sprechen aber auch die Erfahrungen aufseiten der Einheimischen, unter denen sich zunehmend mehr Menschen offen ausländerfeindlich äußern.

			Die Entwicklung des letzten Jahrzehnts belegt in Europa einen unverkennbaren Zusammenhang zwischen einer schnellen und unkontrollierten Einwanderung und den Wahlerfolgen von Populisten. Als 2015/16 etwa 1,2 Millionen Flüchtlinge nach Deutschland kamen und die AfD die Ablehnung von Zuwanderung zu ihrem Kernthema erhob (»Mehr Kinder statt Masseneinwanderung«), stieg ihre Unterstützung in der Gesellschaft rapide. 2017, zwei Jahre nach dem Beginn des großen Zuzugs von Flüchtlingen, zog sie gleich mit 12,6 Prozent in den Bundestag ein. Ich erinnere mich, wie ihr damaliger Vorsitzender Alexander Gauland von einem »Geschenk« für die Partei sprach. Wesentlich aufgrund ihrer ausländerfeindlichen Politik wurde die AfD dann bei der Bundestagswahl 2021 in Sachsen (27,5 Prozent) und Thüringen (23,4 Prozent) die jeweils stärkste Partei.

			Ein ähnliches Driften nach rechts vollzog sich in anderen europäischen Ländern. In Schweden beispielsweise, das noch vor wenigen Jahrzehnten das homogenste Land der Welt war, haben inzwischen 20 Prozent der Bevölkerung ausländische Wurzeln. Die Kriminalitätsrate im Land stieg dramatisch an, die ethnisch segregierten Viertel wurden zum Nährboden für eine organisierte Kriminalität. Migration und Kriminalität waren denn auch die entscheidenden Themen bei der Parlamentswahl 2022, aus der die rechtspopulistischen »Schwedendemokraten« dank ihres ausländerfeindlichen Programms als eigentliche Sieger hervorgingen. Von nicht einmal 13 Prozent (2014) steigerten sie ihr Wahlergebnis auf 20,5 Prozent; seitdem bilden sie die zweitstärkste Fraktion im Parlament. Ähnlich erfolgreich sind nationalpopulistische Parteien in ganz Skandinavien. Das verdient insofern besondere Aufmerksamkeit, als diese Länder gefestigte und sozial befriedete Demokratien mit selbstbewussten, emanzipierten Bürgern sind.

			Doch plötzlich fühlten sich viele Bürgerinnen und Bürger als Teil einer Gruppe, eines Volkes, einer Ethnie und glaubten, sich gegen »die« von außen verteidigen zu müssen. Wir gegen sie – sie gegen uns. Dieses antagonistische Denken wird getriggert, wenn Menschen sich bedroht oder auch nur in ihrer Lebensform eingeschränkt und verunsichert fühlen.

			Dazu bedarf es nicht einmal der »Ausländer« oder der »Muslime«. Am Ende des Zweiten Weltkriegs genügten die Vertriebenen »aus dem Osten«, um Einheimische in Ost- und Westdeutschland zusammenrücken zu lassen gegen die »Polacken« oder »Zigeuner«. Jahrelang hatten Vertriebene gegen Ausgrenzung und Abwertung zu kämpfen. Der Soziologe Norbert Elias beobachtete ein sehr ähnliches Phänomen auch bei Untersuchungen in einer englischen Kleinstadt in der Nähe von London.[6] Die Alteingesessenen, die in den besseren Stadtteilen wohnten, grenzten sich ab gegenüber den neu Hinzugezogenen in den Vororten. Ihre angebliche Überlegenheit unterstrichen sie dadurch, dass sie ihrer gesamten Gruppe die besten Eigenschaften zuschrieben, die eigentlich nur ein Teil von ihnen aufwies. Die Zugezogenen wiederum belasteten sie pauschal mit den schlechtesten Eigenschaften, die aber auch nur auf einen Teil der Zugezogenen zutraf.

			Elias glaubte die Mechanismen aus dieser Beziehung zwischen zwei Gruppen aus ein und derselben Ethnie auf alle Beziehungen zwischen Etablierten und Außenseitern übertragen zu können. Die spannungsvolle Differenz zwischen ihnen wird aufgrund unterschiedlicher »Wir«-Identitäten nie gänzlich aufgehoben. Sie kann laut Elias nur abgemildert werden, quasi schlummern, oder aber in Konfliktsituationen getriggert und aktiv werden. Mir fallen dazu sofort die Shitstorms ein, die sich regelmäßig in den sozialen Medien gegen muslimische junge Männer (»Messerstecher«) ergießen, wenn ein Flüchtling eine kriminelle Tat begangen hat. Ich erinnere mich auch an die Übergriffe gegenüber Chinesen in den USA, als bekannt wurde, dass das Corona-Virus aus Wuhan stammt. Unter dieses Phänomen fällt auch die antideutsche Propaganda, die in russischen Medien die Angst vor einer deutschen Bedrohung mit Anspielungen auf den Zweiten Weltkrieg anfachen soll (»Wieder kämpfen deutsche Panzer gegen Russland!«).

			Da die Abgrenzung gegenüber dem anderen immer auch eine Form der Profilschärfung für die eigene Gruppe ist (anders zu sein als der andere) und der Stabilisierung des eigenen Selbstwerts dient, können wir nicht darauf hoffen, diese Differenz jemals gänzlich aufheben zu können. Die Akzeptanz von Diversität in der Demokratie wird auf Dauer spannungsgeladen sein, ein permanentes Lernfeld. Wir, Zivilgesellschaft wie Politik, haben uns deswegen zu bemühen, die Spannungen nicht zu verschärfen – nicht von rechts durch rassistische Ausfälle gegenüber den Zugezogenen, aber auch nicht von links durch vorschnelle Zuschreibung faschistischer Haltungen gegenüber den Einheimischen, die sich gegen den Zuzug oder den Umfang des Zuzugs wehren.

			Fremdeln ist (noch) kein Rassismus

			Die Probleme der Beziehungen zwischen Einheimischen und Eingewanderten beginnen schon bei der Sprache. Was ist die »korrekte« Bezeichnung für Zugewanderte? Im Behördendeutsch tauchen sie als »Menschen mit Migrationshintergrund« auf, ungeachtet dessen, ob sie die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen oder Ausländer sind. Nicht wenige Zugewanderte empfinden diese Kennzeichnung aber als diskriminierend, da »Migrationshintergrund« angeblich vor allem mit muslimischen »Problemgruppen« assoziiert werde. Eine deutsche Schwarze wiederum will unter dieser Kategorie nicht geführt werden, da sie auch weiße Migranten einschließt. Zwar habe auch sie einen Migrationshintergrund, sei aber aufgrund ihrer dunklen Hautfarbe zusätzlich dem Rassismus ausgesetzt – also gehöre sie zu den People of Color, kurz PoC.[7] Denn als PoC, so lernte ich, bezeichnen sich Nichtweiße mit Rassismuserfahrung, also neben Schwarzen auch Türken oder Asiaten.

			Ein weiteres Problem: Wie sollen/wollen Zugewanderte wahrgenommen werden? Einerseits möchten Menschen nicht nach ihrer Herkunft befragt werden (da dies angeblich diskriminierend ist), andererseits aber doch unter Berücksichtigung ihrer Herkunft beurteilt werden (da deswegen eine besondere Sensibilität und Rücksichtnahme erwartet wird). Einerseits wird die Anerkennung von Differenz lautstark eingeklagt. Andererseits wird die Wahrnehmung dieser Differenz schnell als rassistisch gebrandmarkt. Schwierig. Eine junge Bestsellerautorin, die als Tochter einer schwarzen US-Amerikanerin und eines weißen deutschen Vaters in Köln aufwuchs, spricht bereits von Alltagsrassismus, wenn Frauen mit Hijab »täglich verdutzte Blicke« auf sich ziehen und Menschen überrascht reagieren, wenn ebensolche Frauen perfekt Deutsch sprechen. Diese Momente, so die Autorin, wirkten auf die Betroffenen zwar nur wie Mückenstiche, im Einzelnen auszuhalten, doch in schierer Summe werde der Schmerz »unerträglich«.[8]

			Meines Erachtens ignoriert, wer derartiges Verhalten bereits als Rassismus brandmarkt, eine grundlegende psychologische Gegebenheit: Die Wahrnehmung von Differenz und auch die Vorsicht gegenüber dem Fremden sind (noch) kein Ausdruck von Rassismus, sondern vielmehr ein Zeichen der offenkundigen anthropologischen Konstante, dass der Mensch mit dem Fremden fremdelt.

			Jeder erinnert sich an Begegnungen mit Kleinkindern, die beim Besuch von Unbekannten zunächst in die Arme der Mütter flüchten, dann aber kleine Schritte der Annäherung wagen, wenn sich der Besuch als ungefährlich und vielleicht sogar als interessant herausstellt. Fremde, so urteilte der Soziologe Zygmunt Bauman, bedeuteten zunächst nichts anderes als »das Fehlen von Klarheit«. Bauman wusste, wovon er sprach, war er doch selbst 1968 nach einer antisemitischen Kampagne aus Polen geflüchtet und hatte im »fremden« England eine Professur an der Universität Leeds angenommen. Anders als bei langjährigen Nachbarn, so Bauman, wüssten wir bei Fremden nicht, was von ihnen zu erwarten sei. Fremde seien noch beunruhigender als Feinde. Denn der Feind habe zwar negative Eigenschaften, diese seien aber immerhin bekannt. Die Fremden hingegen verkörperten das »Unentscheidbare«. »Daher kann man nicht umhin, sie mit Argwohn zu betrachten.«[9]

			Fremdeln ist also zunächst nichts anderes als die Reaktion auf die Wahrnehmung einer Differenz. Wer verbietet, diesen Unterschied überhaupt wahrzunehmen, wer Unterschiede »unsichtbar« machen will, wer sagt, ein schwarzer Deutscher sei gar nicht schwarz, sondern deutsch, der weist dem Menschen eine Eindeutigkeit und Eindimensionalität zu, die es so nicht gibt, zwingt ihn zur Verdrängung und provoziert manchmal geradezu Heuchelei. Lernziel kann niemals sein, das andere, das Fremde wegzudefinieren oder auszublenden. Vielmehr kommt es darauf an, die Differenz anzuerkennen, Ambivalenzen zuzulassen und zu lernen, mit dem Fremden auf nichtdiskriminierende und nichtantagonistische Weise umzugehen.

			Das Fremdeln gegenüber dem Fremden ist keineswegs ein Alleinstellungsmerkmal von Menschen aus dem europäischen oder westlichen – weißen – Kulturkreis. Wir finden es überall. Die junge Österreicherin Gudrun A. erregte beispielsweise in den 1950er-Jahren großes Aufsehen in einer chinesischen Schule, weil ihre Haut hell, ihre Augen blau und ihre Haare nicht dick und schwarz, sondern dünn und blond waren. Alle Schüler wollten diese Haare anfassen. Wenn sie in einen neuen Bezirk ging, liefen die Kinder zusammen, sodass ein Polizist dafür sorgen musste, dass sie den vielen Neugierigen entkam.[10] Auf eine Mischung aus Neugier und Skepsis stieß auch die deutsche Ethnologin Heike Behrend, als sie in den 1970er-Jahren längere Studienzeiten in den Tugenbergen im Nordwesten Kenias verbrachte. Sie avancierte zu einer »exotischen Sehenswürdigkeit«. Wenn sie ihre Haare lang und offen trug, liefen die Kinder schreiend davon. Sie sähe aus wie ein Monster aus der Wildnis, sagten die Frauen, besonders wenn der Wind das Haar bewege. Auf Befremden stieß ebenfalls ihre Haut. Sie sei viel zu durchsichtig, lasse nicht nur die Adern sehen, sondern auch das rohe Fleisch. »Ich war offensichtlich auf eine obszöne Weise transparent, nackter als nackt und ließ Dinge sehen, die besser verhüllt blieben.«[11] Und manchmal wurde sie ausgelacht.

			Dieses einfache Beispiel macht deutlich, wie schnell das Fremdeln in Abwertung oder Verachtung umzuschlagen droht. Denn Menschen neigen – wie oben aufgeführt – dazu, die Welt aufzuteilen zwischen den Guten, die zu »uns«, und den Bösen, die zu »den anderen« gehören. Gruppenegoismus und Fremdenhass, so auch Hans Magnus Enzensberger in seinem Essay »Die große Wanderung«, gehen jeder Begründung voraus.[12] Und das seit Menschengedenken. Chinesen hielten sich für das einzig gebildete Volk auf der Welt, alle anderen Völker galten ihnen als Wilde und Barbaren, und lange war es unvorstellbar, dass ein Chinese als Diener bei einem »Fan-Kuei«, einem Fremdling, einem Ausländer, hätte arbeiten können.[13] Die Apachen in den USA betrachteten ihren eigenen Stamm als indeh, das Volk, alle anderen hingegen als indah, als Feind. Und die Griechen erklärten die Nichtgriechen zu barbaroi, was in der Ausgangsbedeutung »ungebildet«, »wild«, »gewalttätig« meint.[14] Die Beispiele ließen sich fortsetzen.

			Die Erfahrung zeigt nun aber auch, dass es wahrscheinlich für alle Menschen unterschiedliche Fremde gibt. Die einen stehen ihnen näher, die anderen ferner. So staunten etwa Auslandskorrespondenten in Polen nicht schlecht: In der Flüchtlingskrise 2015 hatte das Land die Solidarität mit Flüchtlingen aus dem Nahen Osten beharrlich verweigert und deren europäische Verteilung strikt abgelehnt. Nationalistische Kreise schürten üble Vorurteile gegenüber Muslimen. Später errichtete die rechtspopulistische polnische Regierung sogar eine fünf Meter hohe Mauer an der Grenze zu Belarus, um Flüchtlingen aus dem Nahen Osten auch diesen Weg nach Europa zu versperren. Ganz anders dann die Situation nach dem russischen Überfall auf die Ukraine im Februar 2022. Zeitweilig hielten sich bis zu zwei Millionen ukrainische Flüchtlinge in Polen auf. Ihre Aufnahme in Privatwohnungen und Schulklassen erfolgte weitgehend konfliktfrei, Gesellschaft, Regierung und Kirche zogen an einem Strang. Die Hilfsbereitschaft erfuhr international großes Lob.

			Das Beispiel zeigt deutlich, dass »Fremdheit« keine Charaktereigenschaft des Migranten an sich ist und nicht unabhängig von den jeweiligen Situationen existiert. Fremdheit entsteht vielmehr in einer konkreten Beziehung und hängt von der Haltung des Betrachters dem Fremden gegenüber ab. Für Türken sind Syrer weniger fremd als für Europäer; beide Völker sind überwiegend Muslime, haben ähnliche patriarchalische Strukturen, ähnliche Sitten und Essgewohnheiten, sie sind verbunden durch Geographie, Kultur und Geschichte – mehrere Millionen syrische Flüchtlinge kamen während des syrischen Bürgerkriegs in der Türkei unter.[15] Polen wiederum fühlen sich Ukrainern gegenüber nah. Und das trotz einer sehr wechselhaften und zeitweilig äußerst grausamen Geschichte. Beide Länder sind überwiegend christlich und verbunden durch Geographie, Kultur und gemeinsame Tradition. Auch hier begründet mentale Nähe eine besondere Solidarität. Diese Form der Solidarität, die sich nur dem nahen Fremden zuwendet, sehe ich als eine Entwicklungsstufe an. In anderen Staaten, in denen ethnische und kulturell-religiöse Vielfalt schon länger existiert, hat sich das Fremdheitsgefühl ja durchaus gewandelt. Auch gegenüber den fernen Fremden ist dort Akzeptanz gewachsen, oft schlicht durch gemeinsames Arbeiten, durch gemeinsame sportliche, kulturelle oder soziale Aktivitäten.

			Ich hielte es politisch allerdings für unklug, die unterschiedliche Distanz gegenüber dem jeweils konkreten Fremden einfach zu ignorieren. Was in der einen Gesellschaft durchaus noch als zumutbar empfunden wird, kann in der anderen scharfe Ressentiments auslösen. Insofern ist zu bezweifeln, dass eine Verteilung von Flüchtlingen durch eine strikte Quotenregel in Europa eine kluge Regelung ist. (Wobei eine rassistisch begründete Ablehnung, wie sie auch vorkommt, selbstverständlich zurückgewiesen werden muss.) Vielmehr sollten die Belastungsgrenzen national ausgelotet werden, weniger mit Druck als mit Argumenten, damit sich Mehrheiten vor Zuwanderern nicht verschließen, sondern sich diesen zunehmend öffnen. Letztlich kommt es darauf an, in Kontakt mit den »anderen« zu treten und zu lernen, ein nur national definiertes Selbstverständnis durch ein staatsbürgerliches Selbstverständnis zu ersetzen. Dann können die Spannungen zwischen »ihnen« und »uns« gemindert werden, um, so noch einmal Zygmunt Bauman, »in einen engen und immer engeren Kontakt mit den anderen zu gelangen, der hoffentlich zu einer Verschmelzung der Horizonte führt statt zu einer bewusst herbeigeführten und sich selbst verschärfenden Spaltung«.[16]

			Multikulturalismus als Problem

			Bis jetzt hat sich die demokratische Mitte unserer Gesellschaft nicht intensiv damit auseinandergesetzt, wie viel Diversität wir für vertretbar halten, ohne eine rassistische und ausländerfeindliche Radikalisierung von Teilen der Gesellschaft zu riskieren. Im Unterschied zu Kanada und Australien haben wir uns bisher auch nicht für Quoten bei der Aufnahme entschieden, mit denen sich der Zugang aufgeteilt nach Flüchtlingen und Fachkräften regulieren ließe. Gleichzeitig haben wir erfahren müssen, dass offene Grenzen zwar humanistischen Wünschen entsprechen mögen, dass realpolitisch aber Unterbringung und Integration von Zugewanderten zu einer enormen Herausforderung werden und eine Radikalisierung innerhalb der Gesellschaft nach sich ziehen können. Schon als Bundespräsident habe ich daher gesagt: »Unser Herz ist weit, aber unsere Möglichkeiten sind endlich.« Materiell und psychisch.

			Uns fehlt bislang aber auch eine Übereinkunft darüber, wie wir uns die langfristige Einbindung von Zugezogenen in die Gesellschaft vorstellen. Die Reaktionen der Politik folgen den Schüben der Einwanderung und betreffen vor allem Unterkunft und Grundversorgung. Aber was ist unsere Zielvorstellung? Wie wollen wir ein möglichst einvernehmliches Zusammenleben der Verschiedenen in unserer Demokratie erreichen? Was lernen wir aus anderen Versuchen?

			In den USA sind bekanntermaßen die Konzepte des »Schmelztiegels« und der »Salatschüssel« ausprobiert worden. Die Vorstellung von der Gesellschaft als einem Schmelztiegel war mit der Hoffnung verbunden, die Unterschiede zwischen den Ethnien würden schnell an Bedeutung abnehmen, Einwanderer nach kurzer Zeit in der bereits bestehenden amerikanischen Kultur aufgehen und sich assimilieren. Die Realität hat allerdings gezeigt, dass kein Mensch seine Gewordenheit mit einem Grenzübertritt einfach abwerfen und umstandslos eine neue Identität annehmen kann. Persönliche, aber auch kollektive Prägungen wirken fort, die Spuren von den Kulturen der Herkunftsländer sind teilweise noch nach Generationen auszumachen.

			Ein weiterer Versuch, das Zusammenleben der Verschiedenen zu organisieren, wurde mit dem Bild der Salatschüssel dargestellt. Nun war nicht mehr die Assimilation das angestrebte Ziel, sondern im Gegenteil sollten die spezifischen Kulturen der Minderheiten erhalten bleiben. Diese Strategie zielte auf die Errichtung einer multikulturellen Gesellschaft, in der die Traditionen der Einwanderer gewürdigt und auch in der Alltagskultur aufgenommen werden, wie es etwa an einem so einfachen Beispiel wie der Esskultur ablesbar ist. Auch in Deutschland kann inzwischen jeder wählen zwischen vietnamesischen Reisnudeln mit Gemüse und Fleisch, arabischem Hummus, griechischer Moussaka, türkischem Döner oder italienischer Pizza (und vielem anderem mehr). Diese selbstverständlich gewordene Heterogenität ist zweifellos eine von allen als positiv empfundene Erweiterung.

			In der Praxis zeigte sich jedoch, dass auch »Multikulti« allzu oft nicht die gewünschte Annäherung brachte. Es sind Parallelgesellschaften entstanden, die in den USA genauso wie in Brüssel, Paris und Berlin die Gefahr einer Fragmentierung der Gesellschaft erhöht haben. Zwar mögen Parallelgesellschaften Neuankömmlingen zunächst das Ankommen im fremden Land erleichtern. Aber für viele sind die französischen Banlieues, das Brüsseler Molenbeek, die Vororte von Göteborg und Malmö, Berlin-Neukölln und viele andere primär von Eingewanderten geprägte Straßen und Stadtteile zur Sackgasse geworden. Sie hängen fest in diesen Vierteln, in denen überdurchschnittlich hohe Arbeitslosigkeit herrscht, manchmal auch Gewalt, und schaffen nicht den Sprung in die Aufnahmegesellschaft. Aufseiten der Zuwanderer findet sich hier nicht bei allen die notwendige Bereitschaft zur Einbindung, und umgekehrt verharren Teile der Bürgergesellschaft in Ressentiments und mangelnder Offenheit. Wir sehen dann einen Multikulturalismus, der negative, separierende Auswirkungen hat.

			Daneben existiert ein verstörendes Verständnis von Multikulturalismus, das von einer falschen Toleranz gekennzeichnet ist. Der multikulturelle Ansatz verfocht zwar ein emanzipatorisches Anliegen und wollte den Eingewanderten gleiche Rechte und Partizipationsmöglichkeiten sichern. Doch dann ergab sich ein Problem: Wie gehen wir um mit Verhaltensweisen und Wertsetzungen in den eingewanderten Communitys, die unseren liberalen Normen und Werten widersprechen? Oft ist darüber inzwischen debattiert worden. Was tun, wenn beispielsweise junge Mädchen aufgrund patriarchalischer Traditionen angehalten werden, das Kopftuch zu tragen, einer arrangierten Heirat zuzustimmen, Ehe und Familie den Vorrang vor einem Studium zu geben? Was, wenn Mädchen unter Umständen sogar um ihr Leben fürchten müssen, wenn sie sich den Vorgaben widersetzen und beispielsweise einen deutschen Freund wählen? Genau daran entzündet sich meine Kritik am Multikulturalismus: dass er Ethnie und Religion in identitätsbildender Funktion aktiviert und den Einzelnen zum Gefangenen seiner ethnischen oder religiösen Gruppe macht und zur Loyalität ihnen gegenüber verpflichtet. Dass er dem Individuum seine Identität von außen zuschreibt – während es nach liberalem Verständnis seine Identität frei wählen kann.

			Wenn Multikulturalismus also 

			–	eine politische Theorie und Praxis meint, die alle Kulturen, Glaubensrichtungen und Lebensformen als grundsätzlich gleichwertig erachtet, demnach

			–	Achtung und Respekt selbst gegenüber Kulturen oder Personen erwartet, die frauenfeindlich, homophob, antisemitisch, antidemokratisch und intolerant sind, und Zuwanderern grundsätzlich das Recht zuspricht, ihrer »Kultur treu zu sein«,

			–	einem traditionsverhafteten Kollektiv den Vorrang gibt, die individuelle Emanzipation nicht fördert und schützt und

			–	aufklärerischen Universalismus als eine überholte Auffassung denunziert, die westliches Hegemonial- und Dominanzstreben beinhaltet,

			dann lehne ich Multikulturalismus ab. Dann wird er zu einem Entwicklungshemmnis und trägt keinen emanzipatorischen Charakter.[17]

			Für mich gibt es jedenfalls keine Äquidistanz zwischen einer rechtsstaatlichen und menschenrechtsbasierten Ordnung einerseits und vormodernen, patriarchalischen oder autoritären Ordnungen andererseits. Die in Europa gewachsenen Grundlagen, wie sie sich seit der Aufklärung politisch und kulturell herauskristallisiert haben, halte ich in unserer Demokratie nicht für verhandelbar. Weder gegenüber Rechtsextremisten noch gegenüber Fundamentalisten anderer politischer, kultureller und religiöser Auffassungen. Menschenrechte, Freiheit, Rechtsstaat und auch die Trennung von Staat und Kirche erscheinen mir nach wie vor die großen und unbedingt verteidigenswerten Errungenschaften der Aufklärung. Die gemeinsame Basis für unser Zusammenleben.

			Der Liberale wird im Unterschied zu einem Multikulturalisten also nicht nur die Minderheit vor der Mehrheit der Gesellschaft und einem übergriffigen Staat schützen. Er wird auch den Individuen innerhalb der Minderheit beistehen, die sich gegen repressive und patriarchalische Normen innerhalb ihrer eigenen Gruppe stemmen. Zwar garantiert eine liberale Ordnung auch die Existenz von Gruppen mit traditionellen, patriarchalischen Lebensweisen – solange sich ihre Mitglieder freiwillig darin zusammenfinden. Wenn einzelne Mitglieder allerdings davon abgehalten werden, ein selbstbestimmtes Leben außerhalb der Gruppe zu führen und Eingewanderte illiberale Praktiken ihrer Kultur durchzusetzen versuchen, unterminieren auch Minderheiten die liberale Demokratie.

			Vertreter des Multikulturalisms haben also recht, wenn sie sich auf die Seite von Hasan stellen, wenn jener sich darüber beklagt, dass er die Lehrstelle nicht bekommen hat, weil schon sein Name den Migrationshintergrund verrät. Aber sie haben unrecht, wenn sie darüber hinwegsehen, dass Hasan eine Mitschülerin unter Druck setzt, weil sie nicht fastet oder wenn er einen Mitschüler mobbt, weil er eine Kette mit dem Davidstern um den Hals trägt. Wenn wir anfangen würden, jeder Minderheit »Rabatte« zu geben beim Thema Gleichberechtigung oder Meinungsfreiheit, so sagte es einmal der Psychologe Ahmad Mansour, ein eingewanderter Palästinenser aus Israel, »dann haben wir keine Gemeinsamkeit mehr«. Weil diese Gemeinsamkeit für das Zusammenleben aber unerlässlich ist, hat seiner Meinung nach zu gelten, dass »das Grundgesetz viel wichtiger [ist] als alles andere, was die Menschen mitgebracht haben an Werten, an Kulturen und auch an Religionsverständnissen«.[18]

			Aus Scheu vor einer Einmischung in die Kultur von Minderheiten werden Konflikte mit Migranten bis heute aber oft bagatellisiert, ignoriert oder öffentlich verschwiegen. Steckt dahinter doch die Angst, dies könnte als rassistisch verurteilt werden und fremdenfeindlichen, antimuslimischen Stimmungen Auftrieb geben. Ich kann diese Besorgnis durchaus verstehen, sie ist mir ja selbst nicht fremd. Andererseits mache ich mir bewusst, dass ein Nichtreagieren in all diesen Fällen ein Verrat an den Grundlagen unserer liberalen Demokratie bedeutet, an ihren Menschenrechten und an ihrer Meinungsfreiheit.

			Wenn es zum Wesen der freiheitlichen Gesellschaft gehört, dass Kritik, Debatte und Streit substanzielle Elemente gelebter Demokratie sind, dann dürfen diese nicht suspendiert werden, nur weil die Gefahr besteht, dass berechtigte Kritik von Fremdenfeinden für ihre politischen Zwecke genutzt werden kann. Das liefe darauf hinaus, die heiklen Themen den Rassisten und Fremdenfeinden zu überlassen. Die Debatte darf aber auch nicht enden, wenn Minderheiten unter Umständen in ihren religiösen Gefühlen verletzt sein könnten. Zwar haben wir als Mehrheitsgesellschaft zu lernen, Kritik nicht in konfrontativer, verächtlicher Haltung vorzutragen, sondern uns dem Konflikt zwischen Tradition und Moderne möglichst auf eine empathische und rücksichtsvolle Weise zu stellen. Nur dann kann man hoffen, dass sich der andere Argumenten öffnet und nicht umgekehrt seine Unterschiedlichkeit ganz bewusst erst recht betont. Aber wir sollten auch nicht auf die Erwartung verzichten, dass sich in einer Demokratie alle Menschen auch jenen Ideen zu stellen haben, die sie nicht billigen. Insofern teile ich die Meinung von Ayad Akhtar, dem amerikanischen Bestsellerautor, Sohn pakistanischer Einwanderer und Präsident des amerikanischen PEN, der kurz und prägnant beschied: »Der Schaden, den das freie Wort anrichten kann, überwiegt nicht die Vorteile eines freien Austauschs.«[19]

			Und dann gibt es noch einen weiteren Grund, warum ich den praktizierten Multikulturalismus für problematisch halte. Leider hat er die Debatten zwischen Einheimischen und Zugewanderten auf ein kulturelles Feld verschoben. Dabei scheren sich Klima, Inflation, Krieg und Digitalisierung nicht darum, welcher Ethnie oder Religion die Menschen angehören, sie betreffen alle gleich. Die Auseinandersetzung zwischen den Einheimischen und Zugewanderten gehört daher wieder stärker in den politischen Raum. Wenn sich Menschen entsprechend ihren liberalen, grünen, konservativen oder sozialdemokratischen Vorstellungen engagieren und in Parteien, Bürgerbewegungen oder Nichtregierungsorganisationen aktiv werden, entstehen zwar wieder Aufteilungen in der Gesellschaft. Doch im politischen Wettstreit treten Einheimische und Zuwanderer nicht mehr gegeneinander an, sondern streiten nun vielmehr miteinander für ihre Überzeugungen – für ihre, für unsere gemeinsame Zukunft.[20]

		

	
		
			Critical Race Theory – eine problematische Weichenstellung[1]

			Nicht nur die Demographie verändert die westlichen Gesellschaften augenblicklich rapide. Teile der jungen Generation und der Zugewanderten greifen auch bisher nicht hinterfragte Narrative an, die dem Geist der Aufklärung folgend ein allen Menschen in den westlichen Demokratien gemeinsames Selbstverständnis erzeugen konnten. Und wie wir aus früheren Debatten wissen, führen Kontroversen um das gesellschaftliche Selbstverständnis bei vielen Menschen zu Verunsicherung, bei einigen lösen sie sogar Abwehr und Aggression aus. Es ist deshalb damit zu rechnen, dass sich derartige Auseinandersetzungen noch verschärfen werden.

			Eine geraume Zeit war ich überzeugt, die erbitterten Debatten, die in den Vereinigten Staaten über Rassismus und weiße Dominanzkultur geführt werden, seien den demographischen Verhältnissen und der Geschichte Amerikas geschuldet. Natürlich hat Deutschland eine Kolonialgeschichte, die historisch aufgearbeitet werden muss. Indes betrieb Deutschland keine Sklavenwirtschaft im eigenen Land, führte keinen Bürgerkrieg auch um die Befreiung der Sklaven und kennt keine rechtlichen Einschränkungen, wie sie in den USA für Schwarze bis in die 1960er-Jahre galten. Warum also sollte Rassismus auch in unserem Land eine so überragende Bedeutung erhalten? Weshalb sollte auch hier eine gesellschaftliche Spaltung entlang einer nicht existierenden color line entstehen?

			Inzwischen sehe ich, dass die Debatte auch unser Land erreicht hat. Antirassismus, schreibt die Integrationsbeauftragte, stehe ganz oben auf der Agenda der Bundesregierung. Schwarze deutsche Frauen konfrontieren in ihren Bestsellerbüchern jeden weißen Deutschen mit seinem angeblich verdrängten und geleugneten Rassismus. Postcolonial Studies erzählen die Geschichten von der Schuld, die der »globale Norden« seit der Kolonisierung gegenüber dem »globalen Süden« auf sich geladen hat. In all diesen Narrativen sind »die Weißen« zum Gegenpol »der Schwarzen« geworden: weil sie sich aufgrund ihrer Hautfarbe angeblich schon qua Geburt in einer privilegierten Position befänden. Und weil sie mit einer Macht ausgestattet seien, die Schwarzen vorenthalten werde, selbst in den demokratischen Gesellschaften.

			Es ist diese schon dualistische Frontstellung, die mir Sorgen für das Zusammenleben in unserer Demokratie bereitet. Im Unterschied zur Bürgerrechtsbewegung der 1960er-Jahre in den USA haben viele Antirassisten von heute nämlich kein Vertrauen mehr in ein Programm, das nach tatsächlicher Gleichberechtigung strebt, so wie es Martin Luther King vertrat. Für diesen Weg sprachen – trotz aller Unzulänglichkeiten – etwa die Aufhebung der Rassentrennung in den Schulen 1954, der Civil Rights Act von 1964, der die Diskriminierung von Schwarzen in Restaurants, Kinos oder öffentlichen Verkehrsmitteln verbot, oder der Voting Rights Act von 1965, der Analphabetentests untersagte, mit denen Schwarze vom Wählen abgehalten werden sollten. Martin Luther King sah sich nicht in einem Kampf Schwarze pauschal gegen Weiße, sondern gegen politische Kräfte, die sich den amerikanischen Gründungsidealen entgegenstellten, die Rechte für alle Bürgerinnen und Bürger verheißen hatten.

			Der mit King fast gleichaltrige schwarze Bürgerrechtsanwalt und Hochschulprofessor Derrick Bell hingegen gelangte zu einem anderen Schluss. Was nütze die Aufhebung der Rassentrennung in den Schulen, wenn die Schwarzen anschließend weiterhin viel weniger verdienten als die Weißen, viel öfter im Gefängnis landeten und im Durchschnitt kürzer lebten? Fortschritte in den Rassenbeziehungen waren Bells Meinung nach ein »Trugbild« und überhaupt nur in jenen Fällen durchsetzbar, in denen sie auch dem Eigeninteresse der dominanten weißen Macht entsprachen. Der Rassismus, so sein pessimistisches Urteil, sei so tief in der amerikanischen Gesellschaft verwurzelt, dass er sich nach jeder Kampagne, die auf seine Beseitigung ziele, von Neuem durchsetzen werde. Bewusst oder unbewusst würden die Weißen alles in ihrer Macht Stehende tun, um ihre Herrschaft sicherzustellen und die Kontrolle zu behalten.

			Bell gilt als einer der Architekten der Critical Race Theory, in der die Aufklärung und die universelle Geltung der Menschenrechte nur als weitere Machtnarrative der Weißen verstanden werden, als »ein vielleicht subtiles, aber dafür umso effektiveres Herrschaftsinstrument«.[2] In der Fortführung dieses Denkens behaupten prominente Vertreter des Antirassismus auch heute, Weiße seien als Machtträger quasi dazu verdammt, Rassisten zu sein. »UND JETZT DU« – so fordert die schwarze Antirassismustrainerin Tupoka Ogette weiße Deutsche in ihrem Buch zur Selbsterforschung auf. Sie hätten sich ihrem oft unbewussten, verdeckten Rassismus zu stellen, um »alteingesessene Macht« hinter sich zu lassen.[3] Angeblich geht es Ogette nicht um die Zuweisung von Schuld, doch der Text ist voller Vorwürfe: dass Weiße ihren Rassismus abstreiten (»weiße Zerbrechlichkeit«), dass Weiße »kulturelle Aneignung« betreiben (indem sie Kulturelemente von Minderheiten übernehmen), dass sie behaupten, farbignorant zu sein (und damit den Vorwurf des Rassismus zurückweisen). Schon früher urteilte die (weiße) amerikanische Erfolgsautorin Robin DiAngelo: »Eine positive weiße Identität ist nicht möglich. Eine weiße Identität ist inhärent rassistisch; es gibt keine weißen Menschen außerhalb des Systems weißer Dominanz.«[4]

			Wer so in der liberalen Demokratie ausschließlich ein System sieht, das die rassistische Macht der Weißen deckt, für den kann der 4. Juli 1776 nicht die Geburtsstunde der amerikanischen Nation sein, als die Unabhängigkeitserklärung verkündet wurde, die ethnische, soziale und konfessionelle Grenzen überwinden wollte und auf dem Grundsatz basierte: »Alle Menschen sind gleich geschaffen.« Für Wissenschaftler wie Ibram X. Kendi, dem in den USA wohl berühmtesten und umstrittensten Aktivisten gegen Rassismus, ist die amerikanische Geschichte vielmehr vom 20. August 1619 geprägt, als das erste Kriegsschiff mit afrikanischen Sklaven an der amerikanischen Ostküste landete. Da begann angeblich jener Rassismus, den die Critical Race Theory als ein System versteht, das dazu führte, dass, so Kendi, »Weiße immer auf der Gewinnerseite blieben und Schwarze immer verloren«.[5]

			Mit einem so verstandenen Antirassismus sind wieder »progressive« Intoleranz und Sendungsbewusstsein in den Disput eingezogen, wie sie schon der deutsch-amerikanische Soziologe Herbert Marcuse verteidigte. In seinem Essay »Repressive Toleranz« (1965) vertrat er die Auffassung, dass es gerechtfertigt sei, um des Fortschritts willen das, was diesem Fortschritt im Wege stehe, zu untersagen. Und für Marcuse begann die Fortschrittsfeindlichkeit schon bei den Konservativen. Deswegen plädierte er dafür, »daß rückschrittlichen Bewegungen die Toleranz entzogen wird, ehe sie aktiv werden können, daß Intoleranz auch gegenüber dem Denken, der Meinung und dem Wort geübt wird (Intoleranz vor allem gegenüber den Konservativen und der Politischen Rechten)«.[6]

			Vielen heutigen Antirassisten geht es zwar kaum noch um den Kampf gegen eine ausbeuterische Klasse. Sie können mit dem universalistischen Ansatz der marxistisch grundierten linken Theorien kaum etwas anfangen. Doch die Rigidität, mit der die zentrale Rolle der Menschenrechte für eine emanzipatorische Politik negiert wird, weist durchaus Ähnlichkeiten mit der traditionellen kommunistischen Klassenkampfrhetorik auf. Nur dass sich der Kampf jetzt nicht generell gegen Ausbeuter und ungerechte Gesellschaften richtet, sondern einseitig und undifferenziert gegen die Weißen. So schreibt Kendi: »Das einzige Heilmittel gegen rassistische Diskriminierung ist antirassistische Diskriminierung. Das einzige Heilmittel gegen vergangene Diskriminierung ist Diskriminierung in der Gegenwart. Das einzige Heilmittel gegen Diskriminierung in der Gegenwart ist Diskriminierung in der Zukunft.«[7]

			Es ist positiv zu bewerten, wenn eine derart unversöhnliche Haltung in Deutschland parteiübergreifend auf Widerspruch trifft, nicht nur bei Konservativen, sondern auch bei dezidiert Linken und vor allem bei Liberalen und allen Verteidigern einer liberalen Demokratie. Verbirgt sich dahinter letztlich doch die Rechtfertigung von Rache (Wie du mir, so ich dir), von Kollektivschuld (Noch die Söhne und Töchter sollen es büßen) und von einer Ursünde, die niemals aufgehoben werden kann (Der Weiße ist qua Geburt in ihr gefangen). Damit trägt der Antirassismus Züge einer rächenden Religion. Es wird ignoriert, dass die Entwicklung des Rechts das menschliche Bedürfnis nach Rache zivilisatorisch zähmte. Stattdessen gerät »der Weiße« in die Rolle eines Sünders, der ununterbrochen angehalten ist, Buße zu tun, bei gleichzeitiger Ungewissheit, ob er je in der Lage sein wird, dieser Prädestination zum Bösen zu entkommen. Es ist ein missionarischer Eifer entstanden, der die aus dem Denken der Aufklärung erwachsene Sicherung der Menschenrechte als eine Spielart westlicher Dominanz und hegemonialen Denkens denunziert. Das Gutgemeinte befindet sich so auf dem Weg zu einer nachhaltigen Beeinträchtigung des Selbstverständnisses der weißen Mehrheitsgesellschaft, die in Selbstzweifel, Dauerschuld und Zerknirschung getrieben werden soll.

			Über die Weißen in der Geschichte

			Es ist offensichtlich, dass Weiße in einer weißen Mehrheitsgesellschaft selbst ohne rechtliche Privilegien zahlreiche Vorteile haben, Vorteile, die ihnen in der Regel gar nicht bewusst sind. Sie begegnen im Alltag keinen rassistischen Diskriminierungen und haben in der Regel die größeren Chancen im politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben. Ein Nichtweißer dagegen stößt, weil er einer sofort erkennbaren Minderheit angehört, nicht nur auf Neugier. Die andere Hautfarbe ruft auch Skepsis, Vorurteile, Ausgrenzung, teilweise sogar Hass und manchmal sogar mörderische Gewalt hervor. Ich kann die Wut verstehen, die angesichts von Diskriminierung und Gewalt wächst. Es ist für mich auch mehr als verständlich, wenn Nichtweiße neben der juristischen Gleichheit auch soziale Gleichheit einklagen und – wie Norbert Elias es nannte – »menschliche Gleichwertigkeit«.

			Aber ich kann keine Analyse nachvollziehen, in der die Hautfarbe als das einzige und alles entscheidende Kriterium von Unterschieden und Diskriminierungen angeführt wird. Ohne hier Prioritäten aufstellen zu wollen: Aber für nicht wenige ist die soziale Frage wichtiger als die der Hautfarbe. So dürfte der Sohn einer weißen Kassiererin im Supermarkt ungleich schlechtere Zukunftschancen haben als etwa die Tochter eines schwarzen Managers oder der Sohn eines schwarzen Spitzenpolitikers. Ich kann auch keine Analyse übernehmen, in der die Lage der Schwarzen ausschließlich abgeleitet wird von den politischen Maßnahmen der Weißen. Welche Verantwortung das Individuum für sein Schicksal trägt, bleibt dabei in der Regel außen vor. Abgesehen davon: Was ist daran progressiv, wenn einer bestimmten Bevölkerungsgruppe schlicht die Fähigkeit zur Eigenverantwortung abgesprochen und sie so in einem Getto des Opferdaseins eingesperrt wird?

			Als beispielsweise Barack Obama im US-Wahlkampf 2008 beklagte, dass überdurchschnittlich viele schwarze Kinder bei alleinerziehenden Müttern aufwachsen müssten, erklärte Kendi, es gebe kein Problem mit schwarzen Vätern; wenn Obama etwas anderes behaupte, sei dies eine rassistische Idee.[8] Doch wenn Schwarze allein durch weiße Dominanz zu einem Leben am sozialen Rand verurteilt sind: Wie erklärt sich dann, dass auch Hunderttausende Schwarze aufgestiegen sind und sich in der Kultur, in Medien und Wissenschaft, in Unternehmen und Politik eingebracht haben, ja, dass ein Schwarzer sogar Präsident geworden ist? Und wie erklärt sich, dass so viele People of Color, insbesondere Amerikaner asiatischer Herkunft, überdurchschnittliche Leistungen erbringen und sich erfolgreich als Unternehmer, Wissenschaftler oder Ärzte behaupten?

			Und was die Diskriminierung der Schwarzen durch einen angeblichen strukturellen Rassismus in einer weißen Dominanzkultur betrifft: Ich halte es für gerechtfertigt, von strukturellem Rassismus zu sprechen, wenn es sich um institutionalisierte oder durchgängig praktizierte Maßnahmen handelt, die vonseiten des Staates oder der Gesellschaft initiiert, gefördert oder geduldet werden, um Menschen einer anderen Ethnie, Religion oder Hautfarbe zu entwerten und zu benachteiligen. So wie es in den USA bei den Jim-Crow-Gesetzen der Fall war und wie es jetzt bei einigen dortigen Wahlgesetzen der Fall ist, die Armen, Schwarzen und People of Color etwa durch bestimmte Anmeldeformalitäten den Urnengang erschweren. Vielleicht ließe sich auch von einem strukturellen (oder systemischen) Rassismus sprechen, wenn staatlicherseits zu wenig gegen rassistische Haltungen bei Angehörigen etwa der Polizei unternommen wird, sodass diese in den USA deutlich gewalttätiger gegenüber Schwarzen und Latinos als gegenüber Weißen vorgehen kann. Schwarze landen zudem mit einer dreimal höheren Wahrscheinlichkeit im Gefängnis als Weiße und bilden landesweit ein Drittel der Häftlinge, obwohl sie nur 13 Prozent der Bevölkerung ausmachen. Hier findet ganz offenkundig eine erhebliche Nichtachtung der Normen statt. Das Gewährenlassen der Rechtsbrecher staatlicherseits verfestigt einen – jedenfalls partiellen – Unrechtszustand.

			Allerdings sehe ich in Deutschland keine auch nur annähernd vergleichbare Situation. Zwar möchte ich nicht in Abrede stellen, dass es auch in Deutschland zu übergriffigem Verhalten der Polizei kommt und dass rassistische und rechtsradikale Einstellungen bei Mitarbeitern im öffentlichen Dienst existieren. In Frankfurt am Main und in Berlin wurden beispielsweise Chatgruppen in der Polizei aufgedeckt, die rechtsextreme und rassistische Inhalte ausgetauscht hatten; der rechtsterroristische Attentäter von Halle, der einen Brandsatz auf die Synagoge geworfen und zwei Menschen ermordet hatte, erhielt in der Haft monatelang Sympathiebekundungen von einer Polizeibeamtin, und in Berlin wurde eine Richterin des Landgerichts festgenommen, die zum verfassungsfeindlichen »Reichsbürger«-Milieu gehören soll. Insgesamt wurden zwischen Anfang 2017 und Anfang 2020 in über 300 Fällen verfassungsfeindliche Bestrebungen bei Bediensteten von Polizei, Kriminalämtern und Verfassungsschutz auf Landesebene und in 58 Fällen auf Bundesebene aufgedeckt.[9] Das sind nun wirklich viel zu viele Fälle, aber sie sind deshalb noch lange nicht typisch für die gesamte Struktur. Und sie werden nur in höchst seltenen Fällen von den Leitungsebenen gedeckt. Es ist also ein grundlegender Unterschied, ob Rassismus vonseiten des Staates betrieben oder zumindest geduldet wird oder ob die staatliche Seite Rassismus verfolgt.

			Eine Zeit lang hat die Politik das Problem des Rassismus in den Reihen der Polizei und in anderen staatlichen Institutionen tatsächlich unterschätzt. Inzwischen wurde jedoch vom Bundesinnenministerium eine Studie über Rassismus und Rechtsextremismus in der Polizei in Auftrag gegeben. Einige Bundesländer haben außerdem begonnen, bei Neuanstellungen von Polizisten und Kriminalbeamten Regelanfragen beim Verfassungsschutz zu stellen. Eine wachsende Zahl von Bundesländern hat Beschwerdestellen eingerichtet, bei denen rassistisches Verhalten gemeldet werden kann. Noch immer gibt es zwar zu wenig Fortbildung der Polizei zu Rassismus und Antisemitismus,[10] doch das Thema wird nicht mehr unter den Teppich gekehrt. Insofern kann ich in Deutschland keinen systemischen, institutionellen, andauernden und staatlich geduldeten Rassismus erkennen. Gleichwohl ist und bleibt die Wachsamkeit von Antirassisten erforderlich und gewünscht. Ihr Protest hilft mit zu verhindern, dass sich Rassismus in den staatlichen und gesellschaftlichen Institutionen überhaupt als strukturelles Problem einnistet.

			Doch viele Antirassisten tragen die Behauptung von einem strukturellen Rassismus wie ein Mantra auch dort vor sich her, wo es von der Wirklichkeit nicht gedeckt ist. So befremdet es mich, wenn beispielsweise die von der Berliner Landeszentale für politische Bildung geförderte »Sensibilisierungskampagne #erkenneRassismus« ihre Aktion mit einem strukturellen Rassismus begründet, der »vielfältig in gesellschaftliche Institutionen, rechtliche Systeme, institutionelle Praxen etc. eingeschrieben ist, ohne dass es unmittelbar sichtbar würde« (Hervorhebung J. G.).[11] Muss gar nicht bewiesen werden, was doch zu beweisen wäre? Warum werden die Grenzen zwischen institutionellem und individuellem Rassismus fast durchgängig verwischt? Geradezu unverantwortlich und ohne jede Differenzierung urteilen Personen, die behaupten, dass auch in Deutschland bereits »amerikanische Verhältnisse« herrschen, und von einem generellen Defekt aller Polizeisysteme ausgehen: »Geprägt von ihrem tradierten, rassistisch, kolonialistisch und faschistisch durchzogenen Weltanschauungssystem kriminalisiert, misshandelt, kodifiziert und deportiert die Polizei sozial ausgegrenzte Gruppen.« Zwischen der Polizeigewalt im demokratischen und im faschistischen System bestehe der einzige Unterschied nur darin, dass »an die Stelle des organisierten Sozialrassismus ehemaliger Vernichtungssysteme nun multiple, habituelle Repressionen gegen ökonomisch abgehängte und sozial ausgegrenzte Schwarze Menschen und People of Color getreten« seien.[12] Ein derart aktivistisches Übersteuern ist insofern politisch schädlich, als es einen Alarm auslöst, der keine Entsprechung im tatsächlichen Bedrohungsszenario hat. Wir leben nicht in Zeiten einer Weimarer Republik, erst recht nicht im Faschismus und stehen keiner Gefährdung gegenüber, die einen derartigen Alarmismus rechtfertigen würde.

			Dies zu konstatieren, heißt nicht, ein vorhandenes Problemfeld zu leugnen. Auch in einer Gesellschaft, in der die Gleichberechtigung rechtlich verbrieft ist, sind nicht automatisch alle Formen rassistischen Denkens und Verhaltens entfernt. Sie können etwa in bestimmten Ausprägungen kultureller, traditioneller oder religiöser Traditionen zum Ausdruck kommen. Wir haben es also zweifellos auch in unserem Land mit einem Alltagsrassismus zu tun, einem »Gewohnheitsrassismus«, wie er von Individuen ausgeht, die in privaten Begegnungen, aber auch in Verwaltungen, Schulen, Unternehmen oder als Hauseigentümer bewusst oder unbewusst vorurteilsgeleitet agieren. Letztlich kann niemand von uns sicher sein, nicht in ein solches Denken oder Handeln zu verfallen. Wer aber ein solches Verhalten zur Regel erklärt und diese Mängel von Individuen zu einem strukturellen Problem macht, dem ist die Frage zu stellen: Sind diese Mängel und Charakterschwächen, ist dieses Fehlverhalten denn nicht ein Problem aller Menschen? Warum sollte diese Struktur nur bei Weißen existieren? Bis jetzt zumindest ist ein Rassismus-Gen allein bei Weißen nicht bekannt. Und wenn mir antirassistische Aktivisten erklären, ein eventuell vorhandener Rassismus bei Schwarzen sei unerheblich, da er politisch nicht wirkmächtig werden könnte, dann frage ich: War in dem sozialen Konflikt in Simbabwe nicht auch rassistische Gewalt wirkmächtig, als die Regierung unter Robert Mugabe in den Jahren 2000 bis 2017 etwa 4000 weiße Farmer enteignete und von ihren Farmen vertrieb?[13]

			Ich begrüße es, wenn wir alle wachsamer gegenüber rassistischen Denk- und Verhaltensweisen werden. Aber nicht innerhalb eines Narrativs, das die Weißen von vornherein zu den einzig Schuldigen erklärt. Um nicht missverstanden zu werden: Nichts spricht gegen politische Bildung, nichts gegen eine aktive Auseinandersetzung mit denen, die anderen Menschen Rechte und Respekt verweigern oder sie unterdrücken. Aber Strategien, die auf pauschaler, kollektiver Schuld aufbauen, rufen Abwehr hervor und sind wenig geeignet, Veränderung herbeizuführen.

			Die antirassistische Instrumentalisierung der Geschichte

			Nun ist es zweifellos, wenn nicht gar zwangsläufig so, dass die Geschichte Deutschlands und Europas bisher fast gänzlich aus dem Blickwinkel von Weißen geschrieben wurde. Und sicher hat dieser parteiische Blick so manches Unrecht beschönigt oder verschwiegen. So wie etwa die Kolonialgeschichte unseres Landes und die genozidalen Verbrechen an den Herero und Nama. Da gibt es nichts zu entschuldigen. Stattdessen viel zu lernen, weiter den Dialog mit den Nachkommen der Getöteten und nach Formen der Aufarbeitung und Versöhnung zu suchen. Dennoch stimmt auch, dass der Kolonialismus für Deutschland nicht annähernd die Rolle gespielt hat wie für die Niederlande, für Portugal, Großbritannien oder Frankreich. Das Deutsche Reich verfügte nur kurze Zeit (1884 – 1914/15) über Kolonien und war dementsprechend von den großen Prozessen der Entkolonisierung nach dem Zweiten Weltkrieg nicht mehr betroffen wie etwa die Franzosen in Vietnam und Algerien.

			Es ist meines Erachtens daher wenig hilfreich, wenn in antirassistischen Diskursen die Auffassung vertreten wird, bei der Kolonialzeit und dem transatlantischen Sklavenhandel handele es sich um eine epochale Zäsur, nach der die bisherigen historischen Deutungsmuster der Neuzeit durchgängig und gleichermaßen für alle auf den alles entscheidenden Gegensatz zwischen Weißen und Nichtweißen umzuschreiben seien. Hier zeigt sich, dass eine vor allem aus der innenpolitischen Konfliktlage in den USA gewonnene Perspektive nicht geeignet ist, Universalgeschichte angemessen zu erfassen. Geschichte wird dann nicht mehr in ihrer historischen Bedingtheit verstanden, sondern ist nur noch Quellenmaterial für eine Instrumentalisierung, eine Verzweckung im Sinne des Antirassismus. Doch weder lässt sich die Sklaverei auf die Neuzeit begrenzen, noch lassen sich die moderne Geschichte Amerikas, Europas, Asiens und Afrikas oder totalitäre Ideologien wie Faschismus und Kommunismus auch nur annähernd unter einem Leitnarrativ erfassen, das vor allem auf race beruht.

			Die Entwertung und Entrechtung von Menschen hat schon lange eingesetzt, bevor sie ihren Ausdruck in einer Rassenlehre fand. Dabei waren die Sklavenhalter nicht immer Weiße, sondern auch Chinesen, Balinesen, Azteken, Maya, Afrikaner; und arabische Sklavenhändler entführten Afrikaner oder kauften sie bei afrikanischen Herrschern, denen das Leben der Untertanen nichts galt. All dies geschah bereits weit vor dem transatlantischen Handel. Darüber hinaus waren die Sklaven nicht nur schwarz, sondern oft auch weiß, etwa im Falle der Angehörigen besiegter Nachbarvölker im antiken Griechenland und Rom oder später der zwei bis drei Millionen Menschen in der Region vom Kaukasus bis Ungarn, die zwischen 1475 und 1700 entführt und überwiegend auf den Märkten im Osmanischen Reich verkauft wurden. Zwischen 1530 und 1780 (also parallel zum transatlantischen Sklavenhandel) sollen zudem 1 bis 1,25 Millionen Weiße bei Raubzügen von Piraten entlang der Mittelmeerküsten verschleppt und als christliche Sklaven verkauft worden sein, unter ihnen der spätere spanische Nationaldichter Cervantes, der fünf Jahre als Sklave in Algier verbrachte, bevor er freigekauft wurde. Wer also behauptet, Rassismus und Sklavenhandel trügen immer das Gesicht von schwarzen Sklaven und weißen Kolonisatoren, ist entweder ein Ignorant oder ein Propagandist selektiver Wahrnehmung.

			Ebenso wenig darf unterschlagen werden, dass nicht die Konfrontationen entlang der color line durchgängig die Geschichte bestimmt haben. Vielmehr hat es immer wieder Bündnisse und Kooperationen zwischen Schwarzen und Weißen gegeben: zwischen schwarzen und weißen Sklavenhändlern einerseits und zwischen schwarzen und weißen Gegnern von Sklaverei, Rassismus und Kolonialismus andererseits. Der transatlantische Sklavenhandel und die Sklaverei in der Karibik und den amerikanischen Südstaaten wurden zwar von Weißen eingeführt und profitreich betrieben, aber bekämpft und schließlich beseitigt wurden sie ebenfalls unter starker Beteiligung von Weißen – von Abolitionisten etwa unter den Pietisten und evangelischen Missionaren in Großbritannien, für die Sklaverei unvereinbar war mit dem Verständnis des Menschen als Kind Gottes. Umgekehrt hat es auch schwarze Freiheitskämpfer gegeben, die, nachdem ihre Länder das koloniale Joch abgeschüttelt hatten, ihrerseits zu Diktatoren wurden, wie etwa Robert Mugabe in Simbabwe.

			Es trifft auch nicht zu, dass Rassismus und Kolonialismus in der Neuzeit die prägenden Triebkräfte der Geschichte gewesen sein sollen. Was das lange 20. Jahrhundert betrifft, so wurde es eindeutig von den zwei Weltkriegen und den totalitären Herrschaftssystemen bestimmt, für die die Namen von Hitler, Stalin und Mao Zedong stehen. Ich denke an viele Millionen, die ihr Leben als Soldaten oder Zivilisten im Krieg verloren, an viele Millionen, die im Gefängnis landeten, wenn sie die falsche Meinung vertraten, oder die aus ihren Heimaten vertrieben wurden, weil sie für die Verbrechen ihrer Führer büßen sollten – in Europa und der Sowjetunion fast alles Weiße als Opfer weißer Gewaltherrscher. Für die übergroße Mehrheit auch der Weißen ist die Geschichte also eine Geschichte von Ausbeutung, fehlenden Rechten, politischer Ohnmacht und eingeschränkten Lebensmöglichkeiten. Nur für eine Minderheit ist sie eine Geschichte von Macht und Privilegien. Dies zu übersehen, ist nicht nur intellektuell unredlich, es marginalisiert und bagatellisiert eine jahrhundertelange Geschichte fehlender Rechte, von Leid und Entfremdung und ist letztlich eine kaltherzige Leugnung der Würde von Opfern. »Unsere Kinder sollten Geschichte in all ihren Aspekten lernen und nicht, dass sie allein daraus bestand, wie Weiße in der ganzen Welt auf dem Hals von Schwarzen standen«, erklärte denn auch der schwarze amerikanische Literaturprofessor John McWhorter.[14]

			Gegen die Konkurrenz der Opfer

			Was mich im Zusammenhang mit der Neubetrachtung der Kolonialgeschichte befremdet, ist auch die Diskussion, wie sie sich um die Singularität des Holocaust entwickelt hat. Einige Historiker machen gegen die These der Singularität geltend, bei der Vernichtung der Juden habe es sich keineswegs um ein einzigartiges Ereignis gehandelt; vielmehr befinde sich die Shoa in einer Kontinuitätslinie mit den kolonialen Verbrechen imperialistischer Mächte – die Niederschlagung des Herero- und Nama-Aufstands (1904–1908) sei also als Vorläufer der Judenvernichtung zu verstehen. Nun gibt es sicher gute sachliche Gründe, die These von der Einzigartigkeit der Shoa zu überprüfen, da die Juden zwar im Zentrum der rassistischen Neuordnung Europas standen, aber auch die Vernichtung anderer als »minderwertig« definierter Gruppen intendiert war. Wichtiger aber als eine historische Sachdebatte erscheint es einigen Historikern, eine Veränderung in der Hierarchie der Opfer herbeizuführen: Was war »ursprünglicher« oder »schlimmer« – die Verbrechen unter dem Kolonialismus oder unter dem Nationalsozialismus? Wer hat mehr gelitten? Die These von der Singularität des Holocaust unterstelle, so der australische Historiker A. Dirk Moses, dass andere Genozide »geringer«, »unvollständig« oder sogar »primitiv« seien. Dadurch werde »der hegemoniale Eurozentrismus gestärkt« und somit letztlich behauptet, »der verborgene moralische Sinn der indigenen Überlebenden des Kolonialismus« sei »geringer als der der Juden«. Andere Historiker sprachen von kolonialer Heuchelei, wenn Kolonialgenozid und Holocaust als nicht gleichartig bewertet würden, denn die »Brutalität« der Verbrechen und die »Praktiken« der Gewalt hätten sich gerade nicht unterschieden.[15]

			Ein wenig fühle ich mich an den sogenannten Historikerstreit der 1980er-Jahre erinnert. Damals hieß es: Was war »ursprünglicher« – der stalinistische Gulag und die stalinistischen Morde oder die nationalsozialistischen Konzentrations- und Vernichtungslager? Heute heißt es: Wann fand der »ultimative Tabubruch« statt – erst im Holocaust oder schon im Kolonialismus? Die aus Jamaika stammende Kulturhistorikerin Imani Tafari-Ama hält jedenfalls die Verschleppung der Afrikaner im Zuge des transatlantischen Sklavenhandels für das größte Verbrechen der Menschheitsgeschichte.[16] Antisemitismus wird dabei zunehmend unter die Kategorie des Rassismus subsumiert, der Holocaust dadurch zu einem rassistischen Verbrechen unter anderen. Israel taucht in dieser Wahrnehmung kaum noch auf als Zufluchtsort eines Volkes, das von der Vernichtung bedroht war, sondern erscheint als weiße rassistische Macht, die letzte Bastion des Kolonialismus im Nahen Osten, ein Staat weißer Eindringlinge »in einem fremden Land, die auf dem rechtmäßigen Territorium ›brauner‹ Menschen hocken«.[17] Derartige Ansichten breiten sich aus: Auf der documenta 2022 in Kassel war ein großflächiges Bild des indonesischen Künstlerkollektivs Taring Padi zu sehen, auf dem ein Soldat mit Schweinsgesicht ein Halstuch mit einem Davidstern trägt und einen Helm mit der Aufschrift »Mossad«, der Bezeichnung für den israelischen Geheimdienst. Die Dämonisierung Israels ist so Teil eines postkolonialen Kampfes geworden. Die einst verfolgten Juden tauchen auf als neue Folterknechte, quasi in der Nachfolge der Nazis, während die Palästinenser und mit ihnen alle Muslime den Platz der Opfer einnehmen, quasi in der Nachfolge der Juden.

			Ich wünschte, die Antirassisten von heute hätten mehr berücksichtigt, was der schwarze US-Amerikaner W. E. B. Du Bois, einer der profiliertesten Aktivisten der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung, nach einem Besuch in Warschau 1949 gestand. Lange Zeit hatte Du Bois das Rassenproblem aufgrund seiner amerikanischen Erfahrungen als das Problem der color line gesehen. Doch dann musste er zur Kenntnis nehmen, dass die Vernichtung der Juden einem zerstörerischen Rassismus entsprang, der sich nicht an der Hautfarbe festmachte, gleichzeitig aber alles übertraf, »was ich jemals erlebt habe«.[18] Das Problem der Sklaverei in den Vereinigten Staaten, schrieb Du Bois 1952 anlässlich einer Veranstaltung in New York zum Gedenken an die Kämpfer des Warschauer Gettos, »war in meinen Augen nicht länger eine separate und einzigartige Sache, wie ich es so lange konzipiert hatte. Es war nicht einmal nur eine Frage der Hautfarbe und körperlicher und rassischer Merkmale, was für mich besonders schwer zu lernen war, da die color line ein Leben lang eine echte und wirksame Ursache für Elend gewesen war […]. Das Warschauer Getto hat mir geholfen, aus einem gewissen sozialen Provinzialismus eine breitere Konzeption zu entwickeln für das, was aus dem Kampf gegen Rassentrennung, religiöse Diskriminierung und Unterdrückung durch Reichtum werden muss, wenn die Zivilisation triumphieren und sich in der Welt ausbreiten soll.«[19]

			Gegen selektive Solidarität – die Menschenrechte sind universell

			Wir wissen, es gibt verschiedene Arten, die Welt zu interpretieren, und nicht selten gibt es gute Gründe, sowohl der einen wie der anderen Theorie eine gewisse Berechtigung zuzusprechen. Allerdings scheint mir die Critical Race Theory eine Weltsicht zu vertreten, die einseitig als Anwältin unterdrückter Schwarzer auftritt, Unterdrückung aber marginalisiert oder ignoriert, wenn sie Weiße betrifft oder wenn sie durch Nichtweiße ausgeübt wird. Mir sind jedenfalls keine Aufrufe oder Kampagnen bekannt, mit denen sich Antirassisten gezielt für das Recht der Ukrainer auf ein unabhängiges Land ausgesprochen oder gegen die Inhaftierung von Maria Kalesnikava in Belarus und Alexei Nawalny in Russland protestiert hätten. Mir sind auch keine Aufrufe und Kampagnen bekannt, in denen Antirassisten Länder und Bewegungen in Afrika und Asien verurteilt hätten, durch die Millionen zu Opfern von Terror wurden, der nicht von Weißen verursacht wurde. Verdienen die Unterdrückten in diesen Ländern weniger unsere Solidarität, weil sie unter nichtweißen Diktatoren oder Militärs leiden? Die Uiguren in China? Die Rohingya in Myanmar? Die Hunderttausende, die unter der Terrormiliz Boko Haram in Nigeria, Kamerun und im Tschad leiden? Die Jesiden, die vom sogenannten Islamischen Staat vergewaltigt, entführt und getötet wurden?

			Wer nur die Solidarität mit Menschen pflegt, die nicht weiß sind, und wer Unterdrückung übersieht, wenn sie von Nichtweißen ausgeübt wird, stellt ethnische oder »rassische« Zugehörigkeit über die allgemeingültigen Menschenrechte. Er betreibt trotz steter Ablehnung des Begriffs »Rasse« eine letztlich rassisch grundierte Menschenrechtspolitik – nur unter umgekehrtem Vorzeichen. Mit gewisser Bestürzung habe ich zur Kenntnis genommen, dass eine derartige Sichtweise auch in dem Lagebericht über »Rassismus in Deutschland« zum Ausdruck kommt, den die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung Anfang 2023 der Öffentlichkeit vorgestellt hat. Einerseits ist es zu begrüßen, wenn dort ein breites Spektrum von Rassismus in unserer Gesellschaft vorgestellt wird: neben dem ethnischen auch der religiöse und kulturelle Rassismus, neben dem Rassismus gegenüber Schwarzen auch der Rassismus gegenüber Muslimen, Sinti und Roma sowie Asiaten. Doch erstaunlicherweise geht der ganze Bericht ausschließlich von weißen Verursachern aus. Ein Exkurs schildert beispielsweise den Antisemitismus, doch über den offenen Antisemitismus und Israelhass, wie er unter Teilen der Migranten herrscht und sich auf Schulhöfen gegen einzelne jüdische Mitschüler richtet, findet sich kein einziger expliziter Verweis.[20]

			Ich hielte es für fatal, wenn wir uns in eine antagonistische Frontstellung Schwarze/People of Color gegen Weiße treiben lassen würden. Was die antirassistischen Aktivisten als Ausgangspunkt einer Lösung propagieren, bildet für mich umgekehrt den Ausgangspunkt einer Verhärtung, Zuspitzung und Polarisierung. Es kann nicht um ein Entweder-oder gehen, nicht darum, die einen zu delegitimieren, damit die anderen ihren Platz einnehmen. Es muss vielmehr darum gehen, dass Weiße und Schwarze mit denselben Rechten ausgestattet bleiben (oder werden) und dass sie diese Rechte tatsächlich gleichermaßen wahrnehmen können.

			Ich stimme mit den antirassistischen Aktivisten darin überein, dass weder Segregation noch Assimilation von Minderheiten geeignet sind, Minderheiten zu emanzipieren. Aber es kann nun nicht darum gehen, die liberale Demokratie mit den Menschenrechten als ihrem Kern pauschal der Heuchelei zu bezichtigen und sich auf einen Kurs der Konfrontation zu fixieren. Es stimmt zwar: Väter der amerikanischen Verfassung wie Thomas Jefferson haben selbst Sklaven besessen. Auch die in der Französischen Revolution verkündeten Menschenrechte galten anfangs keineswegs für alle Menschen. Aber gleichzeitig schufen beide Revolutionen die Voraussetzungen dafür, dass die Aufhebung von rechtlichen Einschränkungen überhaupt erst möglich wurde und dass sich der Gedanke, wonach alle Bürger die gleichen Rechte besitzen, als neues Ideal durchsetzte.

			Genau dieses neue Wissen um die eigenen Rechte hat in den letzten 200 Jahren immer mehr Menschen in Europa, den USA und anderen Regionen der Welt angetrieben, ihre Gleichberechtigung zu erstreiten – darunter auch unzählige Schwarze und People of Color. Etwa in den 1791 beginnenden Sklavenaufständen, die die französische Kolonie Saint-Domingue in die erste unabhängige Schwarzen-Republik der Welt namens Haiti verwandelten. Oder in der Entkolonialisierung, die nach dem Zweiten Weltkrieg zur Unabhängigkeit zahlreicher Staaten in Afrika und Asien führte. Oder im sogenannten Arabischen Frühling, als Hunderttausende gegen die autoritäre Herrschaft ihrer Regierungen auf die Straßen gingen. Oder im Iran, wo sich seit dem Herbst 2022 ein breiter, landesweiter Protest gegen das Mullah-Regime entwickelt.

			Die liberale Demokratie und die Menschenrechte beziehen ihre Bedeutung also nicht daraus, dass die westlichen – die »weißen« – Staaten sie anderen aufzuzwingen versuchen. Es sind vielmehr die Wünsche, Sehnsüchte und Hoffnungen der Unterdrückten überall in der Welt, von Schwarzen und Weißen gleichermaßen, die ihnen ihre zentrale Bedeutung verleihen. Die Sehnsucht nach Menschenrechten und nach dem »Recht, Rechte zu haben« (Hannah Arendt), hat sich als universell erwiesen.

			Wir hier im freien Westen sollten daher immer im Bewusstsein behalten: Wir vertreten, wenn wir die Menschen- und Bürgerrechte hochhalten, nicht nur unsere eigenen Interessen und Werte, sondern auch die all der Millionen, denen Meinungsfreiheit und Selbstermächtigung untersagt sind. Diese Menschen müssen sich auf unsere Solidarität verlassen können, gleichgültig, ob sie in einem autoritären oder kommunistischen oder islamistischen Land leben. Die freiheitlichen Staaten und Gesellschaften sollten alle Phantasie und Bereitschaft aufbringen, wie die Selbstermächtigung der Unterdrückten gestärkt werden kann. Wir sind nicht nur für uns selbst Demokraten, sondern auch für die, die daran gehindert sind, als Demokraten zu handeln.

			Dabei sollten wir uns an historische Bündnisse erinnern, an Bündnisse allgemeiner Solidarität, die Menschen verschiedener Milieus und Hautfarben miteinander verbanden und wie sie von Martin Luther King in der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung und von Nelson Mandela in der südafrikanischen Anti-Apartheidbewegung geschmiedet wurden. Von dieser Art Solidarität war auch der bereits zitierte Bürgerrechtsaktivist W. E. B. Du Bois überzeugt. »Zivilisation ist Kontakt zwischen Menschen«, schrieb er Mitte der 1930er-Jahre. »Aus isolierten Gruppen oder Rassen entsteht keine stabile Kultur. Nur das Feuer, das von Geist zu Geist überspringt, die gegenseitige Nachahmung gelungener oder geglückter Versuche, verbreitet Ideen, ermöglicht Erfindungen und lässt zivilisiertes, fortschrittliches Leben entstehen.«[21]

		

	
		
			Ein paar Worte zum Schluss

			Wie nun schauen wir auf das, was als liberale Demokratie vor uns steht – heute, da wir ihre Alterungserscheinungen nicht übersehen können und Erschütterungen unterschiedlicher Stärke erfahren haben? Lassen wir uns in Angst versetzen, wenn die Zahl der Demokratien in der Welt abnimmt und destruktive Kräfte versuchen, an den Grundpfeilern unseres freiheitlichen Systems zu rütteln? Oder aktivieren uns die erkannten Gefahren dazu, Fehler und Versäumnisse in der Vergangenheit aufzudecken und zu korrigieren, damit neues Handeln möglich wird? Ebendiesen Weg habe ich mit diesem Buch zu gehen versucht: Ich wollte mir und anderen noch einmal vergegenwärtigen, warum unsere Außen- und Sicherheitspolitik die Verteidigungsfähigkeit vernachlässigt hat, wie zu spätes oder inkonsequentes Handeln der Regierungen in wichtigen innenpolitischen Bereichen die Unzufriedenheit im Land hat wachsen lassen, und schließlich auch, wie neue kulturelle Narrative unser bisheriges kollektives Selbstverständnis angreifen. 

			Politik und Zivilgesellschaft stellen sich diesen Fragen neu und sehr ernsthaft seit dem 24. Februar 2022, als der brutale russische Überfall auf die unabhängige Ukraine in Europa die heftigste Erschütterung seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs auslöste. Die Grundannahmen der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik erwiesen sich als fehlerbehaftet. Denn bis dahin – und selbst noch nach der Annexion der Krim – hatte die deutsche Politik an dem Bemühen um partnerschaftliche Beziehungen mit Russland festgehalten.

			Die russische Aggression hat Deutschland und andere europäische Staaten mit einer eklatanten Schwachstelle ihrer Sicherheitspolitik konfrontiert: Keiner von ihnen verfügt über eine angemessene Verteidigungsfähigkeit. Weder Europa und erst recht nicht die einzelnen europäischen Nationalstaaten wären derzeit imstande, einer äußeren Aggression zu widerstehen. Für die Verteidigung Europas sind weiter die NATO und damit in erheblichem Umfang die USA zuständig. Die Vereinigten Staaten sind nicht nur der größte Geldgeber des Militärbündnisses, sie verfügen auch über das schlagkräftigste Militär. Nur mit den USA kann die Ukraine wirksam verteidigt werden; nur mit den USA und ihrem nuklearen Schutzschirm ist Europa sicher.

			Da wir angesichts der Weltlage und der globalen Herausforderung durch China jedoch nicht davon ausgehen können, dass sich die USA auch künftig in dem Maße wie während des Ukrainekrieges in Europa engagieren werden, gilt es, endlich den europäischen Pfeiler innerhalb der NATO zu stärken, eine stärkere europäische Kooperation im militärischen Bereich zu entwickeln und mehr sicherheitspolitische Verantwortung zu übernehmen. Immerhin hat Bundeskanzler Scholz mit der »Zeitenwende«-Rede die Verteidigungsfähigkeit unseres Landes, bis dahin ein Stiefkind der Politik, ins Zentrum von Überlegungen und Bemühungen der Regierung gerückt. Doch die langfristige und ausreichende Unterfütterung mit entsprechenden finanziellen Mitteln und sicherheitspolitischen Zielen und Entscheidungsstrukturen steht noch bevor.

			Putins Angriff gilt zwar zunächst einmal der Ukraine. Wenn wir uns aber bewusst machen, dass er mit der Ukraine auch die liberale Ordnung, den Rechtsstaat und die Menschen- und Bürgerrechte an sich angreift, dann wird klar, dass sein Angriff genauso uns gilt, den demokratischen Gesellschaften des Westens. Damit sich Putins Recht des Stärkeren nicht durchsetzt, wird Deutschland der Ukraine möglichst viel Unterstützung zukommen lassen, sodass sie die Souveränität ihres Landes wiederherstellen kann.

			Gleichzeitig gilt es, für die Verteidigungsfähigkeit unseres eigenen Staates zu sorgen, also die jährlichen Ausgaben für die Verteidigung auf mindestens 2 Prozent anzuheben, die Bundeswehr ausreichend mit Personal, Waffensystemen und Munition zu versorgen, Strategie, Struktur und Führung der Bundeswehr zu reformieren und die Soldaten statt wie bisher vor allem für friedenssichernde Einsätze im Ausland auch auf die klassischen Aufgaben von Landes- und Bündnisverteidigung vorzubereiten. Es heißt aber auch, nichtmilitärische Bereiche für einen Ernstfall vorzubereiten, der etwa durch Cyberangriffe ausgelöst werden und großflächige Ausfälle von Stromnetzen und digitaler Infrastruktur nach sich ziehen kann. IT-Sicherheit wird zukünftig eine ungleich größere Rolle spielen müssen als in der Vergangenheit. Des Weiteren gilt es, den Zivilschutz des Landes aus- und aufzubauen, den Katastrophenschutz zu stärken und dabei den Selbstschutz und die Selbsthilfe der Bürger mehr ins Bewusstsein zu rücken.

			Mindestens so einschneidend wie der Kurswechsel in der Sicherheitspolitik ist es, dass sich der Mentalitätswandel innerhalb der deutschen Gesellschaft fortsetzt. Ein großer Schritt ist schon getan. Bis zur Wiedervereinigung hatten sich nicht einmal zwei Fünftel der Bundesdeutschen dafür ausgesprochen, Sicherheit durch eigene militärische Stärke zu schaffen – 2022 waren es beinahe zwei Drittel. Deutschland, das sich vor dreißig Jahren mehrheitlich dem Pazifismus zuneigte, bekennt sich heute mehrheitlich zur Notwendigkeit einer militärischen Verteidigung. Wir haben erneut gelernt, was eine alte politische Erfahrung ist: Solange es auf der Welt Mächte gibt, die das Recht des Stärkeren durchsetzen wollen, müssen sich auch jene rüsten, die die Stärke des Rechts vertreten. Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung bekennt sich zu einer derartigen wehrhaften Demokratie.

			Die Debatte im Land ist aber nicht beendet. Eine relevante Minderheit hält an Positionen der Friedensbewegung fest. »Frieden schaffen ohne Waffen« lautet danach wieder die oberste Maxime. Um Leben zu retten, müsse der Westen die Waffenlieferungen an die Ukraine stoppen; und für den Angegriffenen bestehe die »moralische Pflicht«, die Kampfhandlungen möglichst schnell einzustellen, um menschliches Leid zu mildern. Das Opfer habe einem Waffenstillstand selbst dann zuzustimmen, wenn das vom Aggressor geschaffene Unrecht festgeschrieben würde.

			Ich kann nur noch einmal vor dieser Logik warnen, denn eine unbedingte Friedensverpflichtung stellt das Völkerrecht auf den Kopf. Sie relativiert und untergräbt das Selbstbestimmungsrecht der Nationen und das Recht auf Selbstverteidigung. Und benutzt zusätzlich die Angst von Menschen im Westen vor einem möglichen Atomkrieg, um eine Position der Nachgiebigkeit gegenüber Russland durchzusetzen. Die Freiheit der Ukraine hingegen ist in diesem Denken nur von nachrangiger Bedeutung.

			Und nicht einmal der Frieden wäre wirklich für sie gesichert. Denn ein Frieden, der lediglich als Einstellung der Kampfhandlungen verstanden wird, ist nicht automatisch imstande, das Leben von Menschen zu schützen. Schließlich sehen wir doch, dass Ukrainer im »Frieden« unter russischer Besatzung verfolgt, gefoltert, vertrieben, vergewaltigt oder getötet werden. Dass sie ihrer Sprache, ihrer Kultur und letztlich ihrer Identität beraubt werden. Eine bedingungslose Friedensverpflichtung verdrängt wie der Pazifismus die Tatsache, dass das Recht des Stärkeren erneut hingenommen und aufgrund der normativen Kraft des Faktischen quasi legitimiert würde. So ist es angesichts des gegenwärtigen Angriffskrieges eine bittere, aber unumstößliche Wahrheit: Je schneller und je mehr Waffen der Westen liefert, umso eher lassen sich dem Aggressor seine Möglichkeiten für weiteres aggressives Vorgehen nehmen, ein tragbarer Frieden mit einer souveränen Ukraine finden und die Sicherheit Europas gewährleisten.

			Was der russische Angriffskrieg uns aber auch gelehrt hat: Die Leitlinie »Wandel durch Handel« hat in Krisenlagen keinen Bestand. Die deutsche Wirtschaft darf nicht wieder wie im Fall von Russland in einem Maße abhängig von Staaten werden, dass sie erpressbar wird. Vielmehr werden deutsche Unternehmen in der globalisierten Wirtschaft Strategien entwickeln müssen, die verhindern, dass, sollten sie im Ausland etwa durch autoritäre Regierungen in eine Krise geraten, die ganze deutsche Volkswirtschaft in Mitleidenschaft gezogen wird. Wir brauchen Diversität im Import wie im Export. Lieferketten dürfen nicht grundsätzlich gefährdet sein, wenn einzelne ausländische Handelspartner ausfallen. Umgekehrt brauchen wir auch eine Kontrolle und eine Begrenzung ausländischer Investitionen in Deutschland, etwa wenn chinesische Firmen in Europa Häfen, Flughäfen oder Schienennetze übernehmen wollen oder digitale Hardware liefern, mit denen geschützte Daten gestohlen werden können.

			Deutschland ist zwar das größte Land in Europa und die viertgrößte Volkswirtschaft der Welt, hat sich bisher aber davor gescheut, eine führende Rolle im europäischen Bündnis zu spielen. Die neue Lage hat indes erneut die Dringlichkeit unterstrichen, sich zwar als enger Partner der USA, aber dennoch als eigenständig und wirklich handlungsmächtig zu begreifen. Deutschland steht vor der Aufgabe, sich für eine Stärkung der EU einzusetzen und neue offensive Anstrengungen für eine intensivere Zusammenarbeit mit den zahlreichen Ländern in Asien, Afrika, Lateinamerika und auf dem Balkan zu unternehmen, die sich zwischen den beiden Polen USA und China befinden.

			Eine wertegeleitete Außenpolitik sollte dabei im Kontakt mit nichtdemokratischen Staaten nicht moralisch neutral sein, nicht gänzlich über Menschenrechtsverletzungen hinwegschauen, sondern am Bekenntnis zu den eigenen Grundsätzen festhalten – und dennoch der eigenen Interessen wegen nicht auf realpolitische Kompromisse verzichten: Politik und Wirtschaft verlangen Kompromisse, aber keine Verleugnung der eigenen Haltung. Reibungen zwischen Werten und Interessen sind unausweichlich, auch verschiedene Werte und verschiedene Interessen müssen gegeneinander abgewogen werden. Realistischerweise kann die Durchsetzung der eigenen Werte keine Vorbedingung beim Abschluss interessenbestimmter Verträge sein, aber eine interessengeleitete Politik ohne moralische Richtschnur verliert ihren Kompass.

			Führt man sich die umfassenden Veränderungen vor Augen, die Deutschland zu signifikanten außen- und innenpolitischen Kurskorrekturen zwingen, so ist es fast erstaunlich, dass sich die übergroße Mehrheit unserer Gesellschaft, mag sie auch vieles an unserer Politik auszusetzen haben, in einem Punkt doch einig ist: Sie vertraut und akzeptiert Kursänderungen innerhalb des bestehenden Systems. Sie will keinen Systemwechsel, sie will allerdings, dass die Demokratie die neuen Herausforderungen ernst nimmt, den Anforderungen der Zeit effektiver nachkommt und auch die Partizipationswünsche in der Bevölkerung stärker berücksichtigt.

			Gerade in Krisenzeiten zeigt sich, welch große Bedeutung effektivem Handeln der Verantwortlichen auf den Ebenen von Gemeinden, Kreisen, Ländern und auf der Ebene des Bundes zukommt. Die Bürger honorieren, wenn Regierende einhalten, was sie versprechen, und wenn sie Probleme nicht aussitzen, sondern ihr Handeln tatsächlich auf deren Lösung ausrichten.

			Eine wichtige Rolle spielt dabei auch die Kommunikation. Politikerinnen und Politiker sollten das, was sie tun oder umgekehrt verwerfen, den Bürgerinnen und Bürgern auf transparente Weise vermitteln. Wenn Menschen erfahren, welche Entscheidungen warum getroffen wurden und was auf sie zukommt, entsteht Vertrauen, das auch in schwierigen Zeiten trägt, wenn die Regierung Maßnahmen ergreift, die nicht bei allen auf Zustimmung stoßen. Entschlossene Führung ist in der liberalen Demokratie keine Gefahr, sondern ein Gebot.

			Eine Regierung hat zwar den Mehrheitswillen zu erfüllen, darf aber Minderheiten nicht unberücksichtigt lassen. Sie darf andererseits nicht jeder Umfrage hinterherlaufen, sondern muss notfalls auch gegen aktuelle Mehrheiten entscheiden. Sie wird in solchen Fällen mehr für ihre Entscheidung zu werben haben, aber, wenn sie letztlich berechenbar und konsistent auftritt, Respekt und Vertrauen erfahren. Gute Führung weiß, was einer Gesellschaft zugemutet werden kann und was nicht. Gute Führung schafft Mehrheiten und Handlungsspielraum durch Argumente und ermöglicht Konsense, deren Notwendigkeit die meisten akzeptieren können.

			Gute Führung versteht es nicht zuletzt, tatsächlich Gemeinschaft zu schaffen, obwohl die Diversität beständig zunimmt. Die Demokratie lebt bewusst von Pluralität, aber je mehr sich die Gesellschaft auffächert, je mehr Ethnien, Religionen und sexuelle Orientierungen sie enthält, je mehr sich kulturelle Traditionen und politische Auffassungen ihrer Bürgerinnen und Bürger unterscheiden, desto »verdünnter« (Georg Simmel) wird das Element der Gemeinsamkeit, desto weniger wird es einfaches wortloses Verstehen und gewachsenen emotionalen Gleichklang geben.

			Umso wichtiger wird dann der gemeinsame Orientierungsrahmen, die gemeinsame Wertebasis, die für alle verpflichtend ist und an der sich alle messen lassen müssen. Umso unerlässlicher wird auch die Toleranz. Wer polarisiert, sei es durch rassistische, antisemitische, antiweiße oder sexuelle Diskriminierung, wer die Gesellschaft in »wir« und »sie« einteilt, in »das Volk« und »das Establishment« beziehungsweise »die Elite«, der sät Misstrauen und Angst und verstärkt die Konflikte in der Gesellschaft. Er ist weder innovativ noch zukunftsorientiert, sondern schürt als »Wutbürger« Ressentiments, Bitterkeit und Vorurteile – bedrückende Lebensgefühle, die nicht selten in Aggression und sogar Gewalt münden. Radikalisierung und Polarisierung aus unterschiedlichen Quellen sind heute die Hauptgefahren für die liberale Demokratie.

			So mancher übersieht in seinem Verwerfungsfuror, sei er nun progressiv oder autoritär begründet, welche unleugbaren Errungenschaften der liberalen Demokratie unseren Alltag bestimmen. Es gibt eine verhängnisvolle Gewöhnung an das Gute; dieses wird schließlich so selbstverständlich, dass es banal erscheint. Doch der Vergleich mit anderen Ordnungen zeigt: Es gibt kein anderes System,

			–	in dem jeder Bürger Grundrechte wie die Meinungs- und Versammlungsfreiheit genießt, die ihm niemand entziehen kann,

			–	in dem das Bundesverfassungsgericht (oder ähnliche Instanzen) und die gesamte Rechtsordnung garantieren, dass die Rechte des Bürgers nicht nur auf dem Papier stehen,

			–	in dem der Bürger in freien und geheimen Wahlen Regierungen abwählen und einen friedlichen Regierungswechsel herbeiführen kann,

			–	in dem Menschen in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und Gewerkschaften aktiv werden können,

			–	in dem Wohlstand für viele und soziale Absicherung für Bedürftige gesichert sind

			–	und in dem jeder, der dies will, das Land verlassen kann, ohne dass ihn jemand davon abhält.

			Unsere liberale Demokratie ist keine Zwangsjacke von Geboten und Verboten, die ein bestimmtes und kein anderes Verhalten diktieren. Sie ist vielmehr eine Grundlage, die Individuen und Gruppen ermöglicht, den Raum, in dem sie leben, immer wieder zu ordnen und zu kritisieren, um den selbst gesteckten Idealen der Menschenwürde und der politischen Gleichheit gerechter zu werden. Der liberale Staat setzt keine ewige und absolute Wahrheit, er fördert ausdrücklich Diskurse, um sich einer Wahrheit anzunähern, die der Realität so weit wie jeweils möglich entspricht. Es handelt sich mithin um ein System, das auf eine stete Verbesserung der Gegenwart zielt: nicht auf eine revolutionäre Weise, die alles auf den Kopf stellt, auch nicht auf eine reaktionäre Weise, die an überkommene Muster fesselt. Ein work in progress. Einfach gesagt: Unsere Demokratie ist immer im Werden – wenn denn die Menschen sich dieser Aufgabe bewusst sind und sich ihr stellen. 

			Die liberale Demokratie lebt von Bürgerinnen und Bürgern, die ihre Konflikte und politischen Auseinandersetzungen friedlich und mit einem Mindestmaß an Respekt austragen. Dies geschieht zum einen mithilfe von Institutionen, in denen unterschiedliche Interessen und Positionen abgewogen und Konflikte unter Beachtung von Regeln beigelegt werden können. Dies kann zum anderen dann, wenn die Konflikte in Krisen nicht mehr in den vorgesehenen Institutionen beigelegt werden können, auch durch außerparlamentarische Opposition und Protestbewegungen erfolgen. Es gehört zum Wesen der liberalen Demokratie, eine breite Meinungsvielfalt ebenso auszuhalten wie die Tatsache, dass unser Leben, je komplexer und diverser es wird, umso mehr Ambivalenzen enthält, die kaum aufgehoben werden können.

			Für das Individuum bedeutet all dies, die Rolle eines Citoyens anzunehmen und sich gerade in Krisensituationen den neuen Herausforderungen zu stellen. Solange sich nur Einzelne dieser Mitverantwortung entziehen, ist noch keine Erschütterung in der Gesellschaft zu spüren. Wenn es viele Einzelne tun, dann sehr wohl. Deswegen gilt es, dieses Ja zur Verantwortung beständig wachzuhalten und es in jeder Generation neu zu erwecken. Machen wir uns außerdem bewusst: Als aus Untertanen Demokraten wurden, ist uns eine Würde zugewachsen, ohne die unsere Demokratie gar nicht zu denken ist.

			Zum Schluss möchte ich auf eine oft zitierte Erkenntnis des Staatsrechtlers Ernst-Wolfgang Böckenförde verweisen. Ein freiheitlicher Staat, sagte er, könne nur von innen heraus, »aus der moralischen Substanz des einzelnen und der Homogenität der Gesellschaft reguliert« werden. Der freiheitliche, säkularisierte Staat lebe daher von Voraussetzungen, die »er selbst nicht garantieren« könne.[1]

			In anderen Worten: Es steht und fällt alles mit uns! Auch und gerade heute.

			Es liegt an uns, ob und wie weit wir uns der Spirale von Polarisierung und Radikalisierung widersetzen.

			Es liegt an uns, ob und wie weit wir ein von Rechtsstaatlichkeit und Toleranz geprägtes Zusammenleben in einer Gesellschaft der Verschiedenen verteidigen.

			Um die Demokratie als eine Ordnung der Freiheit und Gleichheit zu erhalten, muss sie von einem verantwortungsstarken Geist ihrer Bürger getragen sein. Dann werden Krisen nicht Flucht und Endzeitstimmungen auslösen, sondern zu einem Aufbruch führen, wie er nur aus dem Geist ermächtigter Bürger erwachsen kann. Dabei gewinnen wir Zuversicht und Mut, wenn wir aus Vergangenem das Zutrauen zu künftigem Gelingen schöpfen.

			Wer einst – wie im Westen Deutschlands – eine verlässliche Demokratie und eine starke Zivilgesellschaft errichten konnte und – wie im Osten – eine Gesellschaft der Ohnmächtigen in eine Gesellschaft der Freien verwandelte, der wird an eine gute Zukunft unserer Demokratie glauben. Er träumt nicht vom Gelingen, sondern hat tatsächlich eine Lebenswirklichkeit geschaffen, die Menschen einst nur ersehnt hatten. Und mag er heute auch erschüttert oder bedroht sein, so weiß dieser Bürger doch genau, was zu tun ist: Ich werde beseitigen, was sich als falsch erwiesen hat, ich werde neu schaffen, was erforderlich ist, und ich werde verteidigen, was sich als gut erwiesen hat – ein Leben in Freiheit und Würde, wie es nur unter dem Dach unserer Demokratie möglich ist.
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